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Teile Prüfumfang 

Schwingfundament Zustand und Befestigung 

Antrieb 
Hydraulik 

Zustand 
Dichtheit, Zustand und Alter der 
Schläuche 

Trommelwelle

Trommelsitz und Befestigung, 
Lagersitze und Getriebe, 
Wellendichtungen,  
Welle

Zustand, 
Korrosion, 
mechanische Schäden, 
Rissbildung 

Trommel 

Trommelkörper, Trommeleinsätze 
(z. B. Sieb, Filtertuch, Schnecke, 
Schubboden), Auskleidungen, 
Niet- und Schweißverbindungen, 
Trommelbefestigung und ihre  
Elemente 

Kennzeichnung, 
zulässige Trommeldrehzahl 
Zustand, Wandstärke 
Korrosion, Erosion 
Rissbildung, 
Schleifspuren 

Trommeldeckelsicherung (Bordring) Funktion, Zustand 

Elektrische Ausrüstung 

Schalter, 
Kontrollleuchten, 
Leitungen, Leitungsanschlüsse, 
Sicherungen 

Zustand, fester Sitz, Funktion 
Leitungsführung (Verdrehung, 
Knickung, scharfe Kanten) 
Isolationszustand 

Ex-Betriebsmittel Ex-Kennzeichnung, Zustand 

Probelauf (nach dem Zusammen-
bau) 

Funktionsprüfungen: Deckelverriegelung 
Deckelzuhaltung 
Trommeldeckelsicherung 
Bremseinrichtung 
Schwingungsmessung 
Drehzahlkontrolle 
Inertisierung 
Programmablauf Sicherheitsab-
schaltsysteme 
(Unwuchtsensor) 
Not-Aus-Funktion 
Probelauf mit und ohne 
Beschickungsgut 
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Die Prüfung der Laborzentrifugen im zerlegten Zustand soll 
sich im Wesentlichen auf folgende Punkte erstrecken: 

Teile Prüfumfang 

Grundgerät Standsicherheit, Nivellierung, 
Befestigung 

Beschilderung, Fabrikschild 
Drehrichtungspfeil 

Befestigung, Daten, Lesbarkeit 

tragende Teile 
(Rahmen, Gehäuse), 
mechanische Befestigung, 
auch der Hilfsaggregate, 
Abdeckungen, 
(Spritzbleche u. dergleichen im 
Inneren), 
Rotorkammer, 
Schutzdeckel, 
(-mechanismus, Scharniere, 
Schlösser), 
Deckelverriegelung, Deckelzuhal-
tung 

Befestigung, 
Zustand, 
Korrosion, Erosion, 
Schäden infolge mechanischer 
Beanspruchung und Abnutzung 

Antrieb 

Antriebsachse, 
Antriebsaufhängung, Läuferan-
triebskupplung, 
Schmiersystem bei Ultrazentrifugen,
Schwingungsdämpfer 

Schlag, fester Sitz, 
Schleifspuren, Abnutzung, 
Beschädigung, Funktion 

Vakuumsystem bei Ultra-
zentrifugen 

Zustand und Dichtigkeit 

Läufer, Becher, Gehänge

aller, der lt. Prüfbuch der Maschine 
zugeordneten Läufer, Becher, 
Gehänge 

Zustand, Vollständigkeit, 
Funktion, Korrosion, Erosion, 
mechanische Beschädigungen, 
ggf. Rissprüfung 

Elektrische Ausrüstung

Schalter 
Kontrollleuchten 
Leitungen, Leitungsanschlüsse, 
Sicherungen 

Zustand, fester Sitz, Funktion, 
Leitungsführung (Verdrehung, 
Knickung, scharfe Kanten), 
Isolationszustand 
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Teile Prüfumfang 

Probelauf (nach dem Zusammen-
bau) 

Funktionsprüfungen: Deckelverriegelung, 
Deckelzuhaltung, 
Drehzahlregelung, 
Drehzahlanzeige, 
Überdrehzahlsicherung, 
Sicherheitsabschaltsysteme, 
Zonalschalter maximal  
5000 min-1,
Zonalfülleinrichtung, 
abnormale Laufgeräusche, 
Bremseinrichtung, 
Not-Aus-Funktion, 
Inertisierung 

3.5.2.3 Die Empfehlungen der Abschnitte 3.5.2.1 und 3.5.2.2 gelten nicht 
für 
– Zentrifugen für Nasswäsche und andere Textilien mit einem inne-

ren Trommeldurchmesser bis 400 mm, ausgenommen solche in 
Bädern oder Freizeiteinrichtungen, die zum Ausschleudern von 
Badezeug dienen, 

 und 
– Laborzentrifugen für Zentrifugiergut, das nicht explosionsfähig, 

entzündlich oder explosionsgefährlich ist, mit einer kinetischen 
Energie bis zu 10 000 Nm oder bis zu 500 W Nennleistung. 

3.5.2.4 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Ultrazentrifugen abwei-
chend von Abschnitt 3.5.2.2 mindestens einmal jährlich im zerleg-
ten Zustand auf ihre Arbeitssicherheit geprüft werden. 

3.5.2.5 Die in den Abschnitten 3.5.2.2 und 3.5.2.4 empfohlenen Fristen für 
die Prüfung in zerlegtem Zustand können verlängert werden, wenn 
eine befähigte Person auf Grund einer Überprüfung festgestellt hat, 
dass ein sicherer Betrieb auch für einen längeren Prüfzeitraum ge-
währleistet ist. 

3.5.2.6 Abweichend von Abschnitt 3.2.5.1 muss bei diskontinuierlich be-
triebenen Zentrifugen zur Gewinnung von Zucker (Zuckerzentrifugen) 
die Prüfung in zerlegtem Zustand von einer von der Zucker-



BGR 500 
Kapitel 2.11 

48

Berufsgenossenschaft anerkannten befähigten Person durchgeführt 
werden. Dabei müssen Oberflächen-Rissprüfungen an den Ablauflö-
chern, an den Trommelschweißnähten und an der Nabe mit einem 
zerstörungsfreien Prüfverfahren vorgenommen werden. 

3.5.2.7 Bei diskontinuierlich betriebenen Zuckerzentrifugen sind nach Errei-
chen der rechnerischen Lebensdauer der Trommel Oberflächen-
Rissprüfungen an den Sieblöchern innerhalb der von der Zucker-
Berufsgenossenschaft im Einzelfall festzulegenden Fristen durch eine 
von der Zucker-Berufsgenossenschaft anerkannten befähigten Person 
durchzuführen. 

3.5.3 Prüfergebnisse 

Es wird empfohlen, die Ergebnisse der Prüfungen in einem Prüfbuch 
zu dokumentieren und aufzubewahren.  
Das Prüfbuch kann formlos geführt werden und sollte Folgendes ent-
halten: 
– Titelblatt und Bezeichnung der Zentrifuge mit folgenden Anga-

ben:
 Fabriknummer, Herstellungsnummer, 

Bauart und Typenbezeichnung, 
Hersteller, 
Betreiber, 

– Verzeichnis der Bescheinigungen des Herstellers, 
– Bescheinigung des Herstellers, 
– Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung, 
– Prüfumfang für Zentrifugen, 
– Liste der durchgeführten Prüfungen, 
– Prüfbefunde. 
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Anhang (zu den Abschnitten 3.3.1 bis 3.3.3) 

Grenzwerte der Kompressionsend- und Nachkühltemperaturen bei Luft-
kompressoren mit ölgeschmierten Druckräumen 

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 Spalte 5 

Kompressorart installierte 
Motorleistung

kW 

zulässiger 
Kompressions- 

enddruck 
(Überdruck) 

bar 

Kompressions-
endtemperatur 
(jeder Stufe) 

°C 

Temperatur am 
Nachkühleraustritt - 

°C 

einstufig  <=10 
> 10 

220
200

80
80

mehrstufig  <=10 
> 10 

180
160

80
80

mehrstufig bei 
intermittierendem 
Betrieb (Kurzzeit-
betrieb) 

<= 20 <= 16 200 80 

mehrstufige Kompres-
soren für elektrische 
Schaltanlagen 

  200 80 

Kompressoren für 
Dieselmotor-
Anlassflaschen 

<= 20 <=35 200 80 

einstufige Kompresso-
ren von Schienen- 
oder Kraftfahrzeugen 

150  220 
(bei Fahrbetrieb) 

150
(Eintrittstemperatur 
Sammelbehälter) 

mehrstufige Kompres-
soren von Schienen- 
oder Kraftfahrzeugen 

  200 
(bei Fahrbetrieb) 

150
(Eintrittstemperatur 
Sammelbehälter) 

Luftkompressoren zum 
Fördern brennbarer 
Stoffe 

  100  

Kompressoren mit 
Öleinspritzkühlung  

  110  
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1 Anwendungsbereich 

1.1 Dieses Kapitel findet Anwendung auf das Betreiben von Baggern, 
Ladern, Planiergeräten, Schürfgeräten, Rohrverlegern (Pipelayer) und 
Spezialmaschinen des Erdbaues, im Folgenden Erdbaumaschinen 
genannt. Dazu gehören auch deren Anbaugeräte. 

Anbaumaschinen an Erdbaumaschinen sind z.B.: Anbaubag-
ger an Lader, Bohreinrichtungen, Rohrlegeeinrichtungen, 
Rammeinrichtungen, Zertrümmerungseinrichtungen, Verdich-
tungseinrichtungen, Aufreißer, Arbeitsplattformen. 

1.2 Dieses Kapitel findet k e i n e  Anwendung auf das Betreiben von 
Schwimmbaggern.  

2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Kapitels werden folgende Begriffe bestimmt: 
1. Bagger sind Maschinen mit Arbeitseinrichtungen zum Lösen, Auf-

nehmen, Transportieren und Abschütten von Erdreich, Gestein 
und anderen Materialien, wobei der Transport des Ladegutes 
vorwiegend ohne Verfahren des Baggers erfolgt. 

2. Lader sind Maschinen mit Arbeitseinrichtungen zum Lösen, Auf-
nehmen, Transportieren und Abschütten von Erdreich, Gestein 
und anderen Materialien, wobei der Transport des Ladegutes 
vorwiegend durch Verfahren des Laders erfolgt. 

3. Planiergeräte sind Maschinen mit Arbeitseinrichtungen zum  
Lösen, Aufnehmen, Transportieren und Abschütten von Erdreich, 
Gestein und anderen Materialien, wobei das bewegte Material 
nicht aufgenommen wird. 

4. Schürfgeräte sind Maschinen mit Schürfgefäßen, die Erdreich  
lösen, selbsttätig aufnehmen, transportieren und abschütten, wo-
bei das Lösen und Aufnehmen des Erdreiches durch Verfahren 
des Gerätes erfolgt. 

5. Rohrverleger (Pipelayer) sind Maschinen mit Arbeitseinrichtungen 
zum Aufnehmen, Transportieren und Verlegen von Rohrsträngen, 
wobei diese Arbeiten vorwiegend durch Zusammenwirken 
(Gruppeneinsatz) mehrerer Rohrverleger erfolgen. 
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6. Spezialmaschinen des Erdbaues sind Maschinen mit Arbeits-
einrichtungen zum Laden, Aufnehmen, Verschieben, Transportie-
ren, Abschütten oder Einebnen von Erdreich oder Gestein, wobei 
diese Maschinen bauartbedingt nur für spezielle Erdarbeiten ein-
gesetzt werden können. 

Spezialmaschinen des Erdbaues sind z.B. Grabenfräsen, Ver-
füllschnecken. 

7. Schwimmbagger sind Wasserbaugeräte mit fest auf Schwimm-
körpern montierten Arbeitseinrichtungen zum Lösen, Aufnehmen, 
Transportieren und Abschütten von Erdreich und Gestein, wobei 
das Lösen und Aufnehmen des Ladegutes vorwiegend unter Was-
ser erfolgt. Standbagger, die vorübergehend auf Schwimmkör-
pern aufgestellt sind, sind keine Schwimmbagger im Sinne dieses 
Kapitels. 

8. Hebezeugeinsatz von Baggern ist das Heben und Transportieren 
von Einzellasten, insbesondere mit Hilfe von Anschlagmitteln, 
wobei zum Anschlagen und Lösen der Last die Mithilfe von Per-
sonen erforderlich ist. 

Dies ist z.B. das Ablassen oder Herausheben von Rohren, 
Schachtringen, Behältern (Tanks), Auf- und Abladen von Ge-
räten, Hilfsmitteln, Bauteilen, Einbringen oder Herausheben 
von Grabenverbaueinrichtungen. 
Dies ist z.B. nicht: 
– das Verlegen und Umsetzen von Baggermatratzen; 
– das Ausführen von Bohrarbeiten mit Baggern als Trägerge-

rät, wobei die Gesamtheit aller Arbeiten verstanden wird, 
die vom Aufstellen des Bohrgerätes über das Heranziehen, 
Aufnehmen, Einführen, Ziehen und Abladen der Bohrwerk-
zeuge und Verrohrung sowie die Bedienung und Wartung 
des Bohrgerätes bis zu dessen Abbau reichen; 

– das Ausführen von Ramm- und Zieharbeiten mit Baggern 
als Trägergerät entsprechend des Kapitels 2.13 „Betreiben 
von Rammen“ dieser BG-Regel. (Dieses Kapitel wurde zu-
rückgezogen; siehe BG-Regel „Arbeit im Spezialtiefbau“ 
[BGR 161]). 
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3 Maßnahmen zur Verhütung von Gefahren für Leben und Gesund-
heit bei der Arbeit 

3.1 Bestimmungsgemäße Verwendung 

3.1.1 Erdbaumaschinen dürfen nur bestimmungsgemäß unter Berücksichti-
gung der Betriebsanleitung des Herstellers betrieben werden. 

3.1.2 Die Betriebsanleitung muss an der Einsatzstelle vorhanden sein. 

3.2 Anforderung an den Maschinenführer 

Mit dem selbstständigen Führen oder Warten von Erdbaumaschinen 
dürfen nur Personen beschäftigt werden, die 
1. das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
2. körperlich und geistig geeignet sind, 
3. im Führen oder Warten der Erdbaumaschine unterwiesen sind 

und ihre Befähigung hierzu gegenüber dem Unternehmer nach-
gewiesen haben, 

 und von denen 
4. zu erwarten ist, dass sie die ihnen übertragenen Aufgaben zuver-

lässig erfüllen. 
Sie müssen vom Unternehmer zum Führen oder Warten der Erdbau-
maschine bestimmt sein. 

3.3 Gefahrbereich von Erdbaumaschinen 

3.3.1 Im Gefahrbereich von Erdbaumaschinen dürfen sich Personen nicht 
aufhalten. 

Gefahrbereich ist die Umgebung der Erdbaumaschine, in der 
Personen durch arbeitsbedingte Bewegungen des Gerätes, 
seiner Arbeitseinrichtungen und seiner Anbaugeräte oder 
durch ausschwingendes Ladegut, durch herabfallendes Lade-
gut oder durch herabfallende Arbeitseinrichtungen erreicht 
werden können. 

3.3.2 Der Maschinenführer darf mit der Erdbaumaschine Arbeiten nur 
ausführen, wenn sich keine Personen im Gefahrbereich aufhalten. 
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3.3.3 Ist es aus betrieblichen Gründen unvermeidlich, dass Versicherte den 
Gefahrbereich betreten müssen, hat der Unternehmer auf der Grund-
lage einer Gefährdungsbeurteilung Maßnahmen festzulegen. Ab-
weichungen von den Abschnitten 3.3.1 und 3.3.2 sind nur unter 
Beachtung dieser Maßnahmen zulässig. 

Siehe Abschnitt 3.1 des Anhangs 2 der Betriebssicherheits-
verordnung. 
Solche Maßnahmen können beispielsweise sein: 
– technisch: 

• zusätzliche Einrichtungen zur Verbesserung der Sicht; 
– organisatorisch: 

• Einsatz von Einweisern oder Sicherungsposten; 
– ergänzend personenbezogene Maßnahmen, wie das Tra-

gen von Warnwesten. 

3.3.4 Die Versicherten haben die nach Abschnitt 3.3.3 festgelegten Maß-
nahmen zu beachten und insbesondere vor Betreten des Gefahrbe-
reichs Kontakt mit dem Maschinenführer aufzunehmen und die Ar-
beitsweise miteinander abzustimmen. 

Die Kontaktaufnahme kann z.B. durch Handzeichen mit Sicht-
kontakt erfolgen. 

3.3.5 Der Maschinenführer hat bei Gefahr für Personen die gefahrbrin-
gende Bewegung zu stoppen und Warnzeichen zu geben. 

3.3.6 Der Maschinenführer darf die Arbeitseinrichtungen über besetzte 
Fahrer-, Bedienungs- und Arbeitsplätze anderer Geräte nur hinweg-
schwenken, wenn diese gegen Herabfallen der Arbeitseinrichtung 
oder von Ladegut durch widerstandsfähige Schutzdächer gesichert 
sind. 

Dies wird z.B. erreicht, wenn die Schutzdächer der ISO 
3449 „Erdbaumaschinen- Schutzaufbauten gegen herabfal-
lende Gegenstände, Prüfung, Anforderungen“ entsprechen. 

3.4 Befördern von Personen 

3.4.1 Maschinenführer von Erdbaumaschinen dürfen Personen nur auf 
Plätzen mitfahren lassen, die vom Hersteller dafür vorgesehen sind. 
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3.4.2 Erdbaumaschinen dürfen erst nach Zustimmung des Maschinenfüh-
rers und nur bei Stillstand der Maschine bestiegen oder verlassen 
werden. 

3.4.3 Mit Arbeitseinrichtungen von Erdbaumaschinen dürfen Personen 
nicht befördert werden. 

3.4.4 Arbeitseinrichtungen von Erdbaumaschinen dürfen nicht als Arbeits-
bühne benutzt werden. Dies gilt nicht für Arbeitsplattformen, die an 
Hydraulikbaggern und Ladern fest angebracht werden können und 
für die der Hersteller in der Betriebsanleitung für diesen Zweck be-
sondere Festlegungen getroffen hat. 

3.5 Wahrung der Standsicherheit 

Erdbaumaschinen müssen so eingesetzt und betrieben werden, dass 
ihre Standsicherheit gewährleistet ist. 

Die Standsicherheit kann beeinträchtigt werden, z.B. durch 
Überlastung, nachgebenden Untergrund, ruckartiges Be-
schleunigen oder Verzögern von Fahr- und Arbeitsbewegun-
gen, bei Arbeiten am Hang. 

3.6 Fahrbetrieb 

3.6.1 Der Maschinenführer hat die Fahrgeschwindigkeit den örtlichen 
Verhältnissen so anzupassen, dass er die Erdbaumaschine jederzeit 
anhalten kann und ein Umkippen des Gerätes vermieden wird. 

3.6.2 Der Maschinenführer hat beim Verfahren der Erdbaumaschine die 
Arbeitseinrichtung möglichst nahe über dem Boden zu halten. 

3.6.3 In starkem Gefälle und in Steigungen muss sich die Last möglichst 
bergseitig befinden. 

3.6.4 Bergab darf nicht mit ausgekuppeltem Motor gefahren werden. Bei 
Erdbaumaschinen ohne lastschaltbares Getriebe ist vor dem Befah-
ren der Gefällstrecke der dem Gelände entsprechende Gang einzu-
legen und die Gangschaltung während der Fahrt im Gefälle nicht zu 
betätigen. 

3.6.5 Bei Ladern, Planier- und Schürfgeräten mit Überrollschutz hat der 
Maschinenführer während des Betriebes Sicherheitsgurte anzulegen. 
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3.7 Einweiser 

3.7.1 Ist die Sicht des Maschinenführers auf seinen Fahr- und Arbeitsbe-
reich durch einsatzbedingte Einflüsse eingeschränkt, muss der  
Maschinenführer eingewiesen werden, oder der Fahr- und Arbeits-
bereich ist durch eine feste Absperrung zu sichern. 

3.7.2 Als Einweiser dürfen nur zuverlässige Personen eingesetzt werden. 
Sie sind vor Beginn ihrer Tätigkeit über ihre Aufgaben zu unterrich-
ten. 

3.7.3 Zur Verständigung zwischen Maschinenführer und Einweiser sind 
Signale zu vereinbaren. Die Signale dürfen nur vom Maschinenfüh-
rer und vom Einweiser gegeben werden. 

3.7.4 Einweiser müssen gut erkennbar sein. Sie haben sich im Blickfeld 
des Maschinenführers aufzuhalten. 

3.8 Betätigen der Bedienungseinrichtung 

Bedienungseinrichtungen von Erdbaumaschinen dürfen nur vom  
Fahrer- oder Bedienungsplatz aus betätigt werden. 

3.9 Sicherung gegen Abstürzen und Abrollen 

3.9.1 Von Bruch-, Gruben-, Halden- und Böschungsrändern müssen Erd-
baumaschinen so weit entfernt bleiben, dass keine Absturzgefahr 
besteht. Der Unternehmer oder sein Beauftragter haben entspre-
chend der Tragfähigkeit des Untergrundes den erforderlichen Ab-
stand von den Absturzkanten festzulegen. 

Erforderliche Abstände der Erdbaumaschinen von Baugruben 
und Gräben sind in DIN 4124 „Baugruben und Gräben; Bö-
schungen, Verbau, Arbeitsraumbreiten“ genannt. 

3.9.2 In der Nähe von Baugruben, Schächten, Gräben, Gruben- und 
Böschungsrändern sind Erdbaumaschinen gegen Abrollen oder Ab-
rutschen zu sichern. 

Dies wird z.B. erreicht, wenn die Sicherung erfolgt durch 
– Einlegen der Bremsen, 
– Ausfahren zusätzlicher Abstützvorrichtungen, 
– Verwenden von Anschlagschwellen oder von Vorlegeklöt-

zen.
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3.9.3 An ortsfesten Kippstellen dürfen Erdbaumaschinen nur betrieben 
werden, wenn fest eingebaute Einrichtungen an der Kippstelle das 
Ablaufen und Abstürzen der Maschine verhindern. 

3.10 Arbeiten im Bereich von Erdleitungen  

3.10.1 Vor der Ausführung von Aushubarbeiten mit Erdbaumaschinen ist 
durch den Unternehmer zu ermitteln, ob im vorgesehenen Arbeitsbe-
reich Erdleitungen vorhanden sind, durch die Personen gefährdet 
werden können. 

Erdleitungen sind z.B. Kabel, Gas-, Wasser- und Kanalisati-
onsleitungen. 
Gefährdungen können auftreten insbesondere durch 
– Beschädigung der Leitung durch die Arbeitsausrüstung der 

Maschine, 
– Leitungsbruch infolge von Erschütterungen. 

3.10.2 Sind Erdleitungen vorhanden, so sind im Benehmen mit dem Eigen-
tümer oder Betreiber der Leitung deren Lage und Verlauf zu ermitteln 
sowie die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen festzulegen und 
durchzuführen. 

Betreiber von Erdleitungen sind z.B. Gas-Wasser-Elektrizitäts-
Versorgungsunternehmen, Bundeswehr, Bundespost, Kommu-
nalbetriebe. 
Die Lage und der Verlauf von Erdleitungen kann z.B. durch 
Anlegen von Suchgräben ermittelt werden. 
Sicherungsmaßnahmen sind z.B.: 
– Eindeutiges Kennzeichnen des Leitungsverlaufs vor Beginn 

der Arbeiten, 
– Verlegen gefährdeter Leitungen, 
– Befestigen, Unterstützen oder Abfangen freigelegter Leitun-

gen, 
– schwingungsgeschütztes Aufhängen erschütterungsgefähr-

deter Leitungen. 

3.10.3 Bei unvermutetem Antreffen oder Beschädigen von Erdleitungen oder 
ihrer Schutzabdeckungen hat der Maschinenführer die Arbeiten so-
fort zu unterbrechen und den Aufsichtführenden zu verständigen. 
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Aufsichtführender ist, wer die Durchführung von Arbeiten zu 
überwachen und für die arbeitssichere Ausführung zu sorgen 
hat. Er muss hierfür ausreichende Kenntnisse und Erfahrungen 
besitzen sowie weisungsbefugt sein. 

3.11 Arbeiten in der Nähe von Freileitungen 

3.11.1 Bei der Arbeit mit Erdbaumaschinen in der Nähe elektrischer Freilei-
tungen und Fahrleitungen muss zwischen diesen und der Erdbauma-
schine und ihren Arbeitseinrichtungen ein von der Nennspannung 
der Freileitung abhängiger Sicherheitsabstand eingehalten werden, 
um einen Stromübertritt zu vermeiden. Dies gilt auch für den Abstand 
zwischen diesen Leitungen und Anbaugeräten sowie angeschlage-
nen Lasten. 

Dies wird erreicht, wenn folgende Sicherheitsabstände ein-
gehalten werden: 

Nennspannung (Volt) Sicherheitsabstand (Meter)

 bis 1 000 V 
über  1 kV bis   110 kV 
über 110 kV bis   220 kV 
über 220 kV bis   380 kV  
bei unbekannter Nennspannung 

1,0 m 
3,0 m 
4,0 m 
5,0 m 
5,0 m 

Bei Annäherung an elektrische Freileitungen sind alle Arbeits-
bewegungen von Erdbaumaschinen zu berücksichtigen, z.B. 
die Auslegerstellung, das Pendeln von Seilen und die Abmes-
sungen von angeschlagenen Lasten. 
Auch Bodenunebenheiten, durch welche die Erdbaumaschine 
schräg gestellt wird und damit näher an die Freileitungen 
kommt, sind zu beachten.  
Bei Wind können sowohl Freileitungen als auch Arbeitsein-
richtungen ausschwingen und dadurch den Abstand verrin-
gern. 

3.11.2 Kann ein ausreichender Sicherheitsabstand von elektrischen Freilei-
tungen und Fahrleitungen nicht eingehalten werden, hat der Unter-
nehmer im Benehmen mit dem Eigentümer oder Betreiber der Leitun-
gen andere Sicherungsmaßnahmen gegen Stromübertritt durch-
zuführen. 
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Andere Sicherungsmaßnahmen gegen Stromübertritt können 
z.B. sein: 
– Abschalten des Stromes, 
– Verlegen der Freileitung, 
– Verkabelung, 
– Begrenzung des Arbeitsbereichs von Erdbaumaschinen. 

3.12 Verhalten bei Stromübertritt 

Im Falle eines Stromübertrittes hat der Maschinenführer die Erdbau-
maschine durch Heben oder Absenken der Arbeitseinrichtung oder 
durch Herausfahren bzw. Herausschwenken aus dem elektrischen 
Gefahrenbereich zu bringen. Ist dies nicht möglich, gelten für den 
Maschinenführer folgende Verhaltensregeln: 
1. Führerstand nicht verlassen, 
2. Außenstehende vor dem Nähertreten und dem Berühren des  

Gerätes warnen, 
3. Abschalten des Stromes veranlassen! 

3.13 Einsatz bei Gefahren durch herabfallende Gegenstände 

3.13.1 Bei Gefahren durch herabfallende schwere Gegenstände dürfen 
Erdbaumaschinen nur eingesetzt werden, wenn deren Fahrerplatz 
und Bedienungsplätze durch ein widerstandsfähiges Schutzdach ge-
sichert sind. 

Gefahren durch herabfallende schwere Gegenstände sind 
besonders vor Erd- und Felswänden, bei Abbrucharbeiten und 
beim Holzfällen gegeben. 
Schutzdächer für Erdbaumaschinen siehe ISO 3449 „Erd-
baumaschinen; Schutzaufbauten gegen herabfallende Ge-
genstände, Prüfung, Anforderungen“. 

3.13.2 Vor Erd- und Felswänden, in Steinbrüchen und Gräbereien, beim 
Wegladen von Haufwerk sind Bagger möglichst so aufzustellen und 
zu betreiben, dass sich Fahrerplatz und Aufstieg zum Fahrerplatz 
nicht auf der der Wand zugewandten Seite des Gerätes befinden. 
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3.14 Einsatz in geschlossenen Räumen 

In geschlossenen Räumen dürfen Erdbaumaschinen mit Verbren-
nungsmotor nur eingesetzt werden, wenn die Motoren eine niedrige 
Schadstoffemission haben. 
Die Motoren sind so zu betreiben und zu warten, dass die Schad-
stoffemission gering bleibt. Während des Betriebes von Erdbauma-
schinen mit Verbrennungsmotoren in geschlossenen Räumen sind 
diese Räume so zu belüften, dass ausreichend gesundheitlich zuträg-
liche Atemluft vorhanden ist. 

Für den Einsatz in unterirdischen Räumen siehe auch §§ 40 
und 41 der Unfallverhütungsvorschrift „Bauarbeiten“ 
(BGV C22). 

3.15 Maßnahmen bei Arbeitsunterbrechung 

3.15.1 Vor Verlassen des Fahrerplatzes (Bedienungsplatzes) hat der Ma-
schinenführer die Arbeitseinrichtungen abzusetzen und die Erdbau-
maschine gegen unbeabsichtigte Bewegungen mit den dafür vorge-
sehenen Einrichtungen zu sichern. 

3.15.2 Entfernt sich der Maschinenführer von der Erdbaumaschine, hat er 
zusätzlich zu Abschnitt 3.15.1 den Antrieb so zu sichern, dass die-
ser durch Unbefugte nicht in Gang gesetzt werden kann.  

3.15.3 Bei Arbeitspausen und bei Arbeitsschluss hat der Maschinenführer 
die Erdbaumaschine auf tragfähigem und möglichst ebenem Unter-
grund abzustellen; in geneigtem Gelände ist die Erdbaumaschine 
zusätzlich gegen Abrollen und Abrutschen zu sichern. 

3.16 Sicherheitseinrichtungen an Baggern im Hebezeugbetrieb 

3.16.1 Bagger dürfen im Hebezeugeinsatz nur betrieben werden, wenn sie 
mit einer selbsttätig wirkenden 
– Sicherung gegen Zurücklaufen der Last, 
– Notendhalteinrichtung 
 und 
– Einrichtung zur Lastmomentbegrenzung  
ausgerüstet sind und diese Einrichtung in Funktion ist. 
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3.16.2 Abweichend von Abschnitt 3.16.1 dürfen  
– Hydraulikbagger ohne Seiltrieb im Hebezeugeinsatz auch betrie-

ben werden, wenn sie anstelle der Lastmomentbegrenzung mit 
einer selbsttätig wirkenden Warneinrichtung ausgerüstet sind und 
diese in Funktion ist, 

 oder 
– Hydraulikbagger ohne Seiltrieb mit einer zulässigen Traglast klei-

ner 1000 kg in der kleinsten, um 360° drehbaren Ausladung 
bzw. einem Kippmoment kleiner 40000 Nm, die nicht mit einer 
Warneinrichtung zur Lastmomentüberwachung ausgerüstet sind, 
im Hebezeugbetrieb eingesetzt werden, wenn und soweit der 
Hersteller diesen Einsatz als bestimmungsgemäß erklärt hat. 

3.16.3 Beim Hebezeugeinsatz von Baggern nach Abschnitt 3.16.1 entfal-
len die Anforderungen nach den Absätzen 3.3.1, 3.3.2 und 3.3.4. 

3.17 Anschlagen, Transportieren und Begleiten der Last bei Baggern 
und Ladern im Hebezeugeinsatz und bei Rohrverlegern 

3.17.1 Lasten sind so anzuschlagen, dass sie nicht verrutschen oder heraus-
fallen können. 

3.17.2 Begleitpersonen beim Führen der Last und Anschläger dürfen sich 
nur im Sichtbereich des Maschinenführers aufhalten. 

3.17.3 Der Maschinenführer hat Lasten möglichst nahe über dem Boden zu 
führen und ihr Pendeln zu vermeiden. 

3.17.4 Bagger, Lader oder Rohrverleger dürfen mit angeschlagener Last nur 
verfahren werden, wenn der Fahrweg eingeebnet ist. 

3.18 Ergänzende Anforderungen für Bagger mit selbsttätigen Warn-
einrichtungen und Lader im Hebezeugeinsatz sowie Rohrverleger 

3.18.1 Zum Anschlagen von Lasten dürfen Anschläger nur nach Zustimmung 
des Maschinenführers und nur von der Seite an den Ausleger heran-
treten. Der Maschinenführer darf die Zustimmung nur erteilen, wenn 
das Gerät steht und die Arbeitseinrichtung nicht bewegt wird. 

3.18.2 Der Maschinenführer darf Lasten nicht über Personen hinwegführen. 
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3.19 Arbeiten auf Arbeitsplattformen 

Hydraulikbagger und Lader, an denen Arbeitsplattformen fest ange-
bracht sind und für die der Hersteller in der Betriebsanleitung für 
diesen Zweck besondere Festlegungen getroffen hat, müssen so be-
trieben werden, dass die auf der Arbeitsplattform beschäftigten Ver-
sicherten nicht gefährdet werden. 

Siehe BG-Information „Sicherheitshinweise für Auswahl und 
Betrieb von Arbeitsplattformen an Hydraulikbaggern und La-
dern“ (in Vorbereitung). 

3.20 Montage, Wartung, Instandsetzung 

3.20.1 Erdbaumaschinen dürfen nur unter Einhaltung der Betriebsanleitung 
der Herstellers und unter Leitung einer vom Unternehmer bestimmten 
Person auf-, um- oder abgebaut werden. 

Siehe BG-Regel „Fahrzeug-Instandhaltung“ (BGR 157). 
Geeignete Personen sind solche, die durch ihre Vorbildung, 
Kenntnisse, Berufserfahrung und persönliche Eigenschaften, 
z.B. Alter, körperliche Beschaffenheit, Zuverlässigkeit, zur 
Ausübung bestimmter Tätigkeiten befähigt sind. 

3.20.2 Bei Montage, Wartung und Instandsetzung von Erdbaumaschinen ist 
deren Standsicherheit zu gewährleisten. 

Dies schließt ein, dass 
1. zum Aufbocken von Erdbaumaschinen Hubgeräte, z.B. 

Wagenheber, so angesetzt werden, dass ein Abrutschen 
verhindert wird; 

2. angehobene Erdbaumaschinen durch Unterbauten, z.B. mit 
Kreuzstapeln aus Schwellen oder Kanthölzern oder durch 
stählerne Abstützböcke, gesichert werden. 

Beim Ein- und Ausbau von Bauteilen von Erdbaumaschinen 
können Gewichtsverlagerungen auftreten, die eventuell durch 
zusätzliche Abstützungen der Geräte aufgenommen werden 
müssen.

3.20.3 Vor allen Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten sind die Antriebs-
motoren still zu setzen. Bei Erdbaumaschinen mit elektrischem An-
trieb sind auch die beweglichen Anschlussleitungen abzuschalten 
und gegen unbefugtes oder unbeabsichtigtes Einschalten zu sichern. 
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Dies gilt nicht für Wartungs- oder Instandsetzungsarbeiten, die ohne 
Antrieb nicht durchgeführt werden können. 

3.20.4 Vor allen Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten an nicht abgesi-
cherten Teilen der Elektroanlage der Erdbaumaschine sind deren 
Verbrennungsmotoren durch Unterbrechung des elektrischen An-
schlusses zur Batterie oder zum Anlasser gegen unbeabsichtigtes  
Ingangsetzen zu sichern. 

3.20.5 Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten dürfen nur durchgeführt 
werden, wenn die Arbeitseinrichtungen durch Absetzen auf den Bo-
den, Abstützen oder gleichwertige Maßnahmen gegen Bewegung 
gesichert sind. 

Abstützungen der Arbeitseinrichtungen von Erdbaumaschinen 
können z.B. bei der Montage von Gitterauslegern, Arbeiten 
an Knickauslegern, Hubschwingen und Kübelschneiden not-
wendig sein. Bei Hydraulikgeräten kann die Abstützung der 
Arbeitseinrichtung durch Begrenzung der Hydraulikkolbenbe-
wegung, z.B. durch Abstützmanschetten, erfolgen. 

3.20.6 Bei Erdbaumaschinen mit Knicklenkung ist bei Wartungs- und In-
standsetzungsarbeiten das Knickgelenk formschlüssig festzulegen, 
wenn in diesem Bereich gearbeitet wird. 

Die formschlüssige Festlegung des Knickgelenkes kann z.B. 
erfolgen durch Arretierung, Steckbolzen, Klinken. 

3.21 Abschleppen, Transport 

3.21.1 Das Abschleppen von Erdbaumaschinen darf nur mit ausreichend 
bemessenen Abschleppstangen oder -seilen in Verbindung mit ge-
eigneten Einrichtungen zur Befestigung von Abschleppstangen oder  
-seilen an den Erdbaumaschinen erfolgen. 

Abschleppstangen oder -seile sind ausreichend bemessen, 
wenn ihre rechnerische Bruchlast mindestens der dreifachen 
Zugkraft des abschleppenden Fahrzeugs oder Gerätes ent-
spricht. 
Einrichtungen zur Befestigung von Abschleppstangen oder  
-seilen sind z.B. Abschleppkupplungen, Ösen oder Haken. 

3.21.2 Beim Abschleppen ist langsam anzufahren. Im Bereich der Ab-
schleppstange oder des -seiles dürfen sich keine Personen aufhalten. 
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3.21.3 Erdbaumaschinen dürfen nur abgeschleppt werden, wenn deren 
Bremsen und Lenkung funktionsfähig sind. 

3.21.4 Beim Verladen und Transportieren sind Erdbaumaschinen und erfor-
derliche Hilfseinrichtungen gegen unbeabsichtigte Bewegungen zu 
sichern. Ketten von Raupengeräten und Reifen von Mobilgeräten 
sind soweit von Schlamm, Schnee und Eis zu reinigen, dass Rampen 
ohne Rutschgefahr befahren werden können. Auffahrrampen von 
Tiefladern sind mit Holzbohlen zu versehen, bevor sie von Raupen-
geräten befahren werden. 

Unbeabsichtigte Bewegungen sind z.B. Verrutschen des Ge-
rätes, Verdrehen des Oberwagens, Hochschlagen der Ar-
beitseinrichtungen, Abrutschen des Gerätes. 
Hilfseinrichtungen für den Transport sind z.B. Rampenteile. 

3.22 Prüfung 

Nach § 3 Abs.3 der Betriebssicherheitsverordnung hat der Arbeit-
geber Art, Umfang und Fristen erforderlicher Prüfungen der Arbeits-
mittel zu ermitteln. Bei diesen Prüfungen sollen sicherheitstechnische 
Mängel systematisch erkannt und abgestellt werden. 
Der Arbeitgeber legt ferner die Voraussetzungen fest, welche die 
von ihm beauftragten Personen zu erfüllen haben (befähigte Perso-
nen). 
Nach derzeitiger Auffassung ist davon auszugehen, dass die Auf-
gaben der befähigten Personen für die nachstehend aufgeführten 
Prüfungen durch die dort genannten Personen wahrgenommen wer-
den. Art, Umfang und Fristen der Prüfungen sind bisherige Praxis 
und entsprechen den Regeln der Technik. 

3.22.1 Der Maschinenführer hat vor Beginn jeder Arbeitsschicht die Funk-
tion der Bedienungseinrichtungen zu prüfen. Er hat den Zustand der 
Erdbaumaschinen auf augenfällige Mängel hin zu beobachten. 

Nach der Betriebssicherheitsverordnung hat der Arbeitgeber 
Vorkehrungen zu treffen, damit die Arbeitsmittel vor der Be-
nutzung auf Mängel überprüft werden und während der Be-
nutzung soweit möglich Mängelfreiheit gewährleistet ist. 

3.22.2 Vor dem Hebezeugeinsatz hat der Maschinenführer die Funktion der 
Bremsen und der Nothalt- bzw. Notendwarneinrichtungen zu prüfen. 
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3.22.3 Der Maschinenführer hat festgestellte Mängel sofort dem Aufsichtfüh-
renden, bei Wechsel des Maschinenführers auch dem Ablöser, mit-
zuteilen. 

3.22.4 Bei Mängeln, die die Betriebssicherheit der Erdbaumaschine ge-
fährden, muss deren Betrieb bis zur Beseitigung der Mängel einge-
stellt werden. 

3.22.5 Erdbaumaschinen sind vor der ersten Inbetriebnahme und nach 
wesentlichen Änderungen vor der Wiederinbetriebnahme durch ei-
nen Sachkundigen prüfen zu lassen. 

Sachkundiger ist, wer auf Grund seiner fachlichen Ausbildung 
und Erfahrung ausreichende Kenntnisse auf dem Gebiet der 
Erdbaumaschinen hat und mit den einschlägigen staatlichen 
Arbeitsschutzvorschriften, Unfallverhütungsvorschriften und all-
gemein anerkannten Regeln der Technik (z.B. BG-Regeln, 
DIN-Normen, VDE-Bestimmungen, technische Regeln anderer 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder der Türkei oder 
anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum) soweit vertraut ist, dass er den ar-
beitssicheren Zustand der Erdbaumaschinen beurteilen kann. 

3.22.6 Erdbaumaschinen sind mindestens einmal jährlich durch einen Sach-
kundigen prüfen zu lassen. Sie sind darüber hinaus entsprechend 
den Einsatzbedingungen und den betrieblichen Verhältnissen nach 
Bedarf zwischenzeitlich durch einen Sachkundigen prüfen zu lassen. 
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1 Anwendungsbereich 

1.1 Dieses Kapitel findet Anwendung auf das Betreiben von Schleifma-
schinen. 

Hinsichtlich Schleifwerkzeuge siehe Unfallverhütungsvorschrift 
„Schleif- und Bürstwerkzeuge“ (BGV D 12). 

1.2 Dieses Kapitel findet keine Anwendung auf das Betreiben von 
Schleifmaschinen für die Bearbeitung von Holz, Leder, Filz, Edel- 
und Halbedelsteinen. 

2 Maßnahmen zur Verhütung von Gefahren für Leben und Gesund-
heit bei der Arbeit 

2.1 Allgemeine Anforderungen 

2.1.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Schleifmaschinen nur mit 
den zugehörigen Schutzeinrichtungen, insbesondere den Schleifkör-
perschutzhauben betrieben werden. 

Schleifmaschinen mit Kleinstschleifkörpern bedürfen keiner 
Schutzhaube. 
Als Kleinstschleifkörper gelten Schleifwerkzeuge bis 50 mm ∅
in Bakelite- und keramischer Bindung, bis 70 mm ∅ und 
10 mm Breite in Kunstharzbindung mit Faserstoffverstärkung. 

2.1.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass nachstellbare Schutz-
hauben der Abnutzung des Schleifkörpers entsprechend eingestellt 
werden; siehe Bild 1. 

2.1.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Werkstückauflagen 
der Schleifmaschinen für Handschliff (Schleifböcke) stets allseitig 
dicht an den Schleifkörper herangestellt werden; siehe Bild 1. 
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Bild 1: Beispiel einer Schutzhaube für Schleifmaschinen für Hand-
schliff (Schleifböcke) 

2.1.4 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass bei Trennarbeiten Ein-
richtungen gegen das Verkanten des Werkzeugs und des Werkstü-
ckes vorhanden sind und von den Versicherten benutzt werden. 

2.1.5 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass beim Trockenschleifen 
im Dauerbetrieb der Schleifstaub abgesaugt oder auf andere Weise 
unschädlich gemacht wird. 

2.2 Großschleifkörper 

Bei Großschleifkörpern ist während des Stillstandes des Schleifkör-
pers sicherzustellen, dass jegliche Wasseraufnahme verhindert wird. 

2.3 Handschleifmaschinen für erhöhte Umfangsgeschwindigkeiten 

2.3.1 Auf Handschleifmaschinen für erhöhte Umfangsgeschwindigkeiten 
dürfen ausgesparte Schleifkörper nur verwendet werden, wenn die 
Schutzhaube den ganzen Schleifkörperumfang umfasst.  

2.3.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass bei tief ausgesparten 
Schleifkörpern die Schutzhaube in axialer Richtung nachstellbar ist. 

2.4 Persönliche Schutzausrüstungen 

2.4.1 Die Versicherten haben bei Trockenschliff geeigneten Augenschutz 
zu tragen. 
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Siehe § 30 der Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der 
Prävention“ (BGV A 1) und BG-Regel „Benutzung von Augen- 
und Gesichtsschutz“ (BGR 192). 

2.4.2 Abschnitt 2.4.1 gilt nicht für leichtere, kurzfristige Arbeiten, wenn 
die Schleifmaschinen mit geeigneten Schutzfenstern gegen Funken-
flug ausgerüstet sind. 
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1 Anwendungsbereich 

1.1 Dieses Kapitel findet Anwendung auf das Betreiben von Maschinen 
zur Holzbe- und -verarbeitung für den Hoch- und Tiefbau. 

Hinweis: Neben den Festlegungen dieses Kapitels sowie der 
Bestimmungen der Betriebssicherheitsverordnung 
sind insbesondere die Unfallverhütungsvorschriften 
„Grundsätze der Prävention“ (BGV A 1) und „Elek-
trische Anlagen und Betriebsmittel“ (BGV A 3 ) zu 
beachten. 

1.2 Dieses Kapitel findet keine Anwendung auf das Betreiben von  
Maschinen zur Holzbe- und -verarbeitung für alle anderen Bereiche, 
die nicht mit dem Hoch- und Tiefbau in Verbindung stehen. 

Hinweis: Hierfür gelten die Festlegungen der Betriebssicher-
heitsverordnung und der Unfallverhütungsvorschrif-
ten „Grundsätze der Prävention“ (BGV A1) und  
„Elektrische Anlagen und Betriebsmittel“ (BGV A3) 
sowie die in Anhang 2 aufgeführten Regelwerke. 

2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Kapitels werden folgende Begriffe bestimmt: 
1. Maschinen zur Holzbe- und -verarbeitung sind Werkzeugma-

schinen, Werkzeugmaschinen-Kombinationen oder Einrichtungen, 
die zum Teilen, Spanen, Umformen, Beschichten oder Verbinden 
von Holz und ähnlichen Werkstoffen bestimmt sind. Sie werden 
im Folgenden Maschinen genannt. 

2. Werkzeuge sind solche, die in Verbindung mit Maschinen oder 
deren Kombinationen zum maschinellen Spanen oder Teilen von 
Holz und ähnlichen Werkstoffen bestimmt sind. 

3. Handvorschub ist das Halten und Führen von 
– Werkstücken 
 oder 
– Werkzeugen oder Handmaschinen 
mit der Hand, auch unter Verwendung einer wegschwenk- oder 
wegschiebbaren nicht mit dem Werkzeugantrieb verriegelten 
Vorschubvorrichtung oder eines handbetätigten Schiebeschlittens. 
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4. Mechanischer Vorschub ist das kraftbetriebene Führen von 
Werkstücken oder Werkzeugen. Dabei sind die Werkstücke ge-
spannt. 

5. Drehzahlbereich ist der durch die 
– Mindestdrehzahl zur Vermeidung erhöhter Rückschlaggefahren 
 und 
– höchstzulässige Drehzahl, mit der das Werkzeug im Hinblick 

auf seine Festigkeit betrieben werden darf, 
eingegrenzte Bereich. 

In dieser BG-Regel sind die Maschinen zur Holzbe- und -ver-
arbeitung nach DIN 8800 „Holzbearbeitungsmaschinen; 
Technische Klassifikation“ benannt und beziffert. 
Zu den Maschinen zählen auch die zugehörigen Hilfseinrich-
tungen, z.B. Vorschubapparate, Wendeeinrichtungen, Werk-
stückmagazine, Spanneinrichtungen sowie mit der Maschine 
fest verbundene Transport- und Hebeeinrichtungen. 
Für Maschinen und Anlagen zur Holzbe- und -verarbeitung 
können je nach Lage des Einzelfalles neben dieser BG-Regel 
auch noch andere Vorschriften und allgemein anerkannte  
Regeln der Technik (z.B. BG-Regeln, DIN-Normen, VDE-
Bestimmungen) von Bedeutung sein. 
Siehe Schaubild „Optimaler Drehzahlbereich für Fräswerk-
zeuge auf Tischfräsmaschinen“ in Anhang 1. 

3 Maßnahmen zur Verhütung von Gefahren für Leben und Gesund-
heit bei der Arbeit 

3.1 Beschäftigungsbeschränkung 

3.1.1 Jugendliche dürfen mit dem selbstständigen Betreiben (Bedienen, 
Rüsten) und Instandhalten von 
– Sägemaschinen jeder Art, ausgenommen Dekupier- und Hand-

stichsägemaschinen, 
– Hobel- und Fräsmaschinen jeder Art, 
– Scheibenschäl-, Furnierschäl- und Furniermessermaschinen, 
– Furnierpaketschneidemaschinen, 
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– Hack- und Spaltmaschinen, 
– Spanschneidemaschinen (Zerspanern) 
 und 
– Stockscheren mit mechanischem Antrieb 
nicht beschäftigt werden. 

Zu den genannten Maschinen zählen auch Handmaschinen 
und mehrstufige Maschinen mit Bearbeitungseinheiten der 
aufgeführten Maschinenarten. 

3.1.2 Abschnitt 3.1.1 gilt nicht für die Beschäftigung Jugendlicher über 
16 Jahre, soweit 
1. dies zur Erreichung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist 
 und 
2. ihr Schutz durch einen Aufsichtführenden gewährleistet ist. 

Siehe auch Jugendarbeitsschutzgesetz. 
Aufsichtführender ist, wer die Durchführung von Arbeiten zu 
überwachen und für die arbeitssichere Ausführung zu sorgen 
hat. Er muss hierfür ausreichende Kenntnisse und Erfahrungen 
besitzen sowie weisungsbefugt sein. 
Ausbildungsziele sind in Ausbildungsordnungen oder Rahmen-
lehrplänen festgelegt. 

3.2 Unterweisung 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Versicherten, welche 
mit Fräswerkzeugen umgehen, regelmäßig, mindestens jedoch ein-
mal jährlich, über die Bedeutung der Kennzeichnung von Fräswerk-
zeugen und deren bestimmungsgemäße Verwendung unterwiesen 
werden. 

3.3 Instandhaltung 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass für die Instandhaltung 
von Maschinen nur Ersatzteile verwendet werden, die in Werkstoff 
und Gestaltung den Originalteilen entsprechen. 
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3.4 Betreiben von Maschinen 

3.4.1 Vor dem Verlassen des Bedienungsplatzes hat die Bedienungsper-
son die Maschine auszuschalten. Dies gilt nicht für automatisch  
arbeitende Maschinen. 

3.4.2 Vor dem Beseitigen von Störungen oder bei Wartungs- und Reini-
gungsarbeiten sind die Maschinen auszuschalten, deren Stillstand 
abzuwarten und gegen unbefugtes Einschalten zu sichern. Dies gilt 
nicht für Wartungsarbeiten, die nur bei laufender Maschine ausge-
führt werden können. 

Zu dem Beseitigen von Störungen gehört auch das Entfernen 
eingeklemmter Splitter oder anderer Werkstückteile. 

3.4.3 Lose Splitter, Späne und ähnliche Werkstoffteile dürfen aus der 
Nähe sich bewegender Werkzeuge nicht mit der Hand entfernt wer-
den.

3.5 Werkstückführung 

3.5.1 Werkstücke müssen bei der Bearbeitung sicher aufliegen und geführt 
werden oder fest eingespannt sein. 

– Eine sichere Werkstückführung wird z.B. erreicht, wenn 
– bei der Bearbeitung langer Werkstücke deren Enden 

durch Auflageböcke, Verlängerungstische oder dergleichen 
unterstützt werden, 

– bei der Bearbeitung kurzer oder schmaler Werkstücke Zu-
führ- oder Einspannvorrichtungen, Schiebestöcke oder an-
dere geeignete Hilfsmittel verwendet werden, 

– bei der Bearbeitung von zum Rollen oder Kippen neigen-
den Werkstücken, z.B. Rundhölzern, Scheiten, Knüppeln, 
Stangen, die vorgesehenen maschinellen Haltevorrichtun-
gen oder andere geeignete Hilfsmittel, z.B. prismatische 
Unterlagen, Keilstützen, verwendet werden. 

3.5.2 Werden Werkstücke im Gleichlauf bearbeitet, müssen Einrichtungen 
verwendet werden, die Personen gegen abfliegende Werkstücke 
oder Werkstückteile schützen. 
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Dies wird z.B. erreicht, wenn eine Prallwand verwendet wird 
und die bearbeiteten Werkstücke selbsttätig abgeführt wer-
den.

3.6 Werkzeugsicherung 

3.6.1 Werkzeuge und Werkzeugträger sind so aufzuspannen, dass sie 
sich während des Betriebes nicht lösen können. 

An Maschinen mit Bremseinrichtungen ist darauf zu achten, 
dass sich die Werkzeuge insbesondere beim Bremsvorgang 
nicht lösen können. Geeignete Gegenmaßnahmen sind z.B. 
formschlüssig befestigte Werkzeuge oder formschlüssige 
Spannelemente, wie Spannflansche oder Spannringe zwi-
schen Werkzeug und Spannmutter. 

3.6.2 Werden an einer Maschine mehrere Werkzeuge gleichzeitig ange-
trieben, müssen die nicht benutzten Werkzeuge gegen Berühren ge-
sichert sein. 

3.7 Vertikalgatter (Klass.-Nr. 12.114) 

3.7.1 Arbeiten am Vertikalgatter bei Stillstand und mit hochgestelltem 
Sägerahmen dürfen nur ausgeführt werden, wenn der Sägerahmen 
durch die dafür vorgesehene Einrichtung formschlüssig gegen  
Herabsinken gesichert ist. 

3.7.2 Bei Arbeiten am Vertikalgatter im Untergeschoss muss der Antrieb 
gegen Ingangsetzen gesichert sein.

3.7.3 Hochgestellte Druckwalzen sind gegen Herabfallen zu sichern. 

3.7.4 Zum Schneiden kurzer Stämme müssen Einrichtungen bereitgestellt 
und benutzt werden, die ein Hochschlagen der Stämme verhindern. 

3.8 Bandsägemaschinen (Klass.-Nr. 12.121) 

3.8.1 An Blockbandsägemaschinen ist ein Bereich im Umkreis von 1 200 
mm vom schneidenden Teil (Schneidbereich) des Sägeblattes als 
Gefahrbereich zu kennzeichnen. 
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3.8.2 Wird bei Blockbandsägemaschinen der Gefahrbereich des laufen-
den Sägeblattes betreten, muss das Sägeblatt vorher verdeckt wer-
den.

3.9 Kreissägemaschinen (Klass.-Nr. 12.13) 

3.9.1 Der Spaltkeil ist in seiner Größe und Dicke entsprechend dem vor-
gesehenen Sägeblatt auszuwählen. Er ist so einzustellen, dass sein 
Abstand vom Umfang des Sägeblattes innerhalb der Schnitthöhe 
nicht mehr als 10 mm beträgt. 

3.9.2 Eine am Spaltkeil befestigte obere Verdeckung darf nur dann ent-
fernt werden, wenn das Sägeblatt beim Schneiden (Fälzen, Nuten) 
verdeckt bleibt. Die Verdeckung ist nach Beendigung dieser Arbei-
ten wieder anzubringen. 

3.9.3 Eine nicht am Spaltkeil befestigte Schutzhaube muss so eingestellt 
werden, dass der Zahnkranz bis auf den für die Werkstückbearbei-
tung erforderlichen Teil verdeckt ist. 

3.9.4 Bei Arbeiten an Kreissägemaschinen mit schräggestelltem Maschi-
nentisch muss der Parallelanschlag auf der nach unten geneigten 
Seite des Tisches verwendet werden. 

3.9.5 Es ist dafür zu sorgen, dass kleine abgeschnittene Stücke nicht vom 
Zahnkranz des Sägeblattes erfasst und weggeschleudert werden 
können. 

Kleine abgeschnittene Stücke sollen vom aufsteigenden Teil 
des Sägeblattes z.B. durch einen Abweiskeil abgeleitet wer-
den.

3.9.6 Bei Einsetzarbeiten sind anstelle des Spaltkeiles Einrichtungen zu 
verwenden, die ein Zurückschlagen des Werkstückes verhindern. 
Der Spaltkeil ist nach Beendigung dieser Arbeiten wieder anzubrin-
gen. 

Als Einrichtung, die ein Zurückschlagen eines Werkstückes 
verhindert, gilt z.B. ein Anschlag quer zur Schneidrichtung. 

3.9.7 Zum Zuführen der Werkstücke ist ein Schiebestock zu benutzen, 
wenn der Abstand zwischen Parallelanschlag und Sägeblatt weni-
ger als 120 mm beträgt. 
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3.9.8 Bei Verwendung eines Vorschubapparates ist als Rückschlagsiche-
rung mindestens der Spaltkeil zu benutzen. 

3.10 Einblatt-Besäumkreissägemaschinen mit Plattenbandvorschub  
(Klass.-Nr. 12.131.351) 

3.10.1 Die Sicherung gegen Rückschläge von Werkstücken darf nicht un-
wirksam gemacht werden. 

3.10.2 Die Sicherung gegen Herausfliegen von Splittern oder Werkstücktei-
len darf nicht unwirksam gemacht werden. 

3.10.3 Greifer oder Glieder von Rückschlagsicherungen oder Splitterfang-
einrichtungen sind leicht beweglich und scharfkantig zu halten. 

3.11 Baustellenkreissägemaschinen (Klass.-Nr. 12.131.373) 

3.11.1 Der Spaltkeil ist in seiner Größe und Dicke entsprechend dem vor-
gesehenen Sägeblatt auszuwählen. Er ist so einzustellen, dass sein 
Abstand vom Umfang des Sägeblattes innerhalb der Schnitthöhe 
nicht mehr als 10 mm beträgt. 

3.11.2 Eine am Spaltkeil befestigte obere Verdeckung darf nur dann ent-
fernt werden, wenn das Sägeblatt beim Schneiden (Fälzen, Nuten) 
verdeckt bleibt. Die Verdeckung ist nach Beendigung dieser Arbei-
ten wieder anzubringen. 

3.11.3 Eine nicht am Spaltkeil befestigte Schutzhaube muss so eingestellt 
werden, dass der Zahnkranz bis auf den für die Werkstückbearbei-
tung erforderlichen Teil verdeckt ist. 

3.11.4 Es ist dafür zu sorgen, dass kleine abgeschnittene Stücke nicht vom 
Zahnkranz des Sägeblattes erfasst und weggeschleudert werden 
können. 

Kleine abgeschnittene Stücke sollen vom aufsteigenden Teil 
des Sägeblattes z.B. durch einen Abweiskeil abgeleitet wer-
den.

3.11.5 Bei Einsetzarbeiten sind anstelle des Spaltkeiles Einrichtungen zu 
verwenden, die ein Zurückschlagen des Werkstückes verhindern. 
Der Spaltkeil ist nach Beendigung dieser Arbeiten wieder anzubrin-
gen. 
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Als Einrichtung, die ein Zurückschlagen eines Werkstückes 
verhindert, gilt z.B. ein Anschlag quer zur Schneidrichtung. 

3.11.6 Zum Zuführen der Werkstücke ist ein Schiebestock zu benutzen, 
wenn der Abstand zwischen Parallelanschlag und Sägeblatt weni-
ger als 120 mm beträgt. 

3.11.7 Für die Herstellung von Holzkeilen ist die Keilschneideeinrichtung zu 
verwenden. 

3.11.8 Für das Schneiden von Rundhölzern sind Halte- oder Zuführeinrich-
tungen zu verwenden. 

Halteeinrichtungen zum Schneiden von Rundhölzern sind z.B. 
Vorlegekeile und andere Einrichtungen, die ein Verdrehen 
und Verkanten des Schneidgutes verhindern. Die diesbezügli-
chen Hinweise in der Betriebsanleitung sind zu beachten. 

3.12 Pendelkreissägemaschinen, Kappkreissägemaschinen und Ausle-
gerkreissägemaschinen (Klass.-Nr. 12.131.111,12.131.112/113 
und 12.131.122) 

3.12.1 An Pendel- und Auslegerkreissägemaschinen ist die Begrenzung des 
Ausschlages der Maschine so einzustellen, dass der Zahnkranz des 
Sägeblattes nicht über den vorderen Tischrand hinausgeführt werden 
kann. 

3.12.2 Pendel- und Auslegerkreissägemaschinen dürfen zum Längsschnei-
den nur verwendet werden, wenn 
– im Gegenlauf gearbeitet wird, 
– zur Sicherung gegen Rückschläge von Werkstücken oder Werk-

stückteilen Spaltkeile oder gleichwertige Rückschlagsicherungen 
benutzt werden. 

3.13 Abbundkreissägemaschinen (Klass.-Nr. 12.131.129) 

3.13.1 Bei Abbundarbeiten, bei denen das Sägeaggregat um mehr als 
45 Grad geschwenkt wird, ist anstelle der Verkleidung des Säge-
blattes ein Sicherheitsbügel zu verwenden. 

3.13.2 Bei Abbundkreissägemaschinen mit verfahrbarem Werkstückträger 
(Laufwagen) ist vor der Durchführung des Schneidvorganges der 
Werkstückträger festzustellen. 
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3.14 Bauholz- und Kantholzkreissägemaschinen (Klass.-Nr. 
12.132.32) 

3.14.1 Die Verstellung der Schnittbreite darf nur vorgenommen werden, 
wenn sich kein Werkstück in der Maschine befindet. 

3.14.2 Die Rückschlagsicherung darf nicht unwirksam gemacht werden. 
Greifer der Rückschlagsicherung sind leicht beweglich und scharf-
kantig zu halten. 

3.15 Mehrblatt-Besäum- und Zuschneidekreissägemaschinen mit  
Walzenvorschub (Klass.-Nr. 12.132.33) 

3.15.1 Die Rückschlagsicherung darf nicht unwirksam gemacht werden. 
Greifer der Rückschlagsicherung sind leicht beweglich und scharf-
kantig zu halten. 

3.15.2 Eine Rückschlagsicherung mit Greifern ist so einzustellen, dass in der 
Ruhelage der Abstand zwischen den Greiferschneiden und der 
Werkstückführungsfläche 1 mm nicht übersteigt. 

3.16 Abrichthobelmaschinen (Klass.-Nr. 12.211) 

3.16.1 Beim Arbeiten an Abrichthobelmaschinen sind die nicht benutzten 
Teile der Messerwelle vor und hinter dem Anschlag zu verdecken. 

3.16.2 Für Fügearbeiten oder zum Hobeln schmaler Werkstücke sind Ein-
richtungen für eine sichere Werkstückführung, wie Fügeleisten, 
Schwingschutz, Hilfsanschlag, zu verwenden. Zum Hobeln von kur-
zen Werkstücken ist eine Zuführlade zu verwenden. 

Die Forderung nach sicherer Werkstückführung ist erfüllt, 
wenn 
– bei der Bearbeitung langer Werkstücke deren Enden durch 

Auflageböcke, Verlängerungstische oder dergleichen un-
terstützt werden; 

– bei der Bearbeitung kurzer oder schmaler Werkstücke  
Zuführ- oder Einspannvorrichtungen, Schiebestöcke oder 
andere geeignete Hilfsmittel verwendet werden; 

– bei der Bearbeitung von zum Rollen oder Kippen neigen-
den Werkstücken (z.B. Rundhölzern, Scheiten, Knüppeln, 
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Stangen) die vorgesehenen maschinellen Haltevorrichtun-
gen oder andere geeignete Hilfsmittel (z.B. prismatische 
Unterlagen, Keilstützen) verwendet werden. 

3.16.3 Bei der Durchführung von Einsetzarbeiten sind Einrichtungen, die ein 
Zurückschlagen des Werkstückes verhindern, zu verwenden. 

Dies wird z.B. erreicht, wenn eine Prallwand verwendet wird 
und die bearbeiteten Werkstücke selbsttätig abgeführt wer-
den.

3.17 Tischfräsmaschinen (Klass.-Nr. 12.31) 

3.17.1 Das Einstellen der Schnitthöhe und -tiefe ist bei stillgesetzten Werk-
zeugen vorzunehmen. Hierfür sind geeignete Messeinrichtungen, 
wie Messuhr oder Einstell-Lehre, zu benutzen. 

3.17.2 Bei Fräsarbeiten auf Tischfräsmaschinen sind die Einrichtungen, die 
das Werkzeug bis auf die Schneidstelle verdecken, zu benutzen. 

3.17.3 Bei Fräsarbeiten auf Tischfräsmaschinen sind die Einrichtungen, die 
eine sichere Führung des Werkstückes gewährleisten, zu benutzen. 
Anschlaghälften sind so nahe zusammenzuschieben, wie es der Ar-
beitsgang zulässt. Bei der Bearbeitung kurzer Werkstücke ist die 
Öffnung zwischen den Anschlaghälften so zu überbrücken, dass  
eine durchgehende Führung gewährleistet ist.  

3.17.4 Bei Fräsarbeiten auf Tischfräsmaschinen, bei denen Werkstückrück-
schläge auftreten können, sind die Einrichtungen zur Vermeidung 
von Werkstückrückschlägen zu benutzen. 

3.17.5 An Tischfräsmaschinen ist die Durchtrittöffnung zwischen Werkzeug 
und Frästisch durch die Verwendung von Einlegeringen oder 
gleichwertigen Einrichtungen so eng wie möglich zu halten. 

3.17.6 Auf Tischfräsmaschinen dürfen nur Fräswerkzeuge betrieben werden, 
die mit der Aufschrift „HANDVORSCHUB“ oder einem BG-TEST-
Zeichen gekennzeichnet sind. Werkzeuge ohne diese Kennzeich-
nung sind vom Unternehmer der Benutzung auf Tischfräsmaschinen 
zu entziehen. 

Handvorschub siehe Abschnitt 2 Nr. 3. 

3.17.7 Abweichend von Abschnitt 3.17.6 dürfen auf Tischfräsmaschinen 
Fräswerkzeuge zur Herstellung von Minizinken und ähnlichen Profi-
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len, die mit der Aufschrift „MECH. VORSCHUB“ gekennzeichnet 
sind, unter Verwendung einer Vorschubeinrichtung betrieben wer-
den, wenn auf dem Werkzeug vom Hersteller zusätzlich der Rück-
schlagverhältniswert „VR/VS < 0,5“ deutlich erkennbar und dauer-
haft angegeben ist. 

Mechanischer Vorschub siehe Abschnitt 2 Nr. 4. 
Als Vorschubeinrichtung kann z.B. ein Schiebeschlitten oder 
ein Schiebetisch verwendet werden. 
Rückschlagverhältniswert VR/VS siehe Anlage 5 der „Grund-
sätze für die Prüfung der Arbeitssicherheit von Holzbearbei-
tungsmaschinen-Werkzeugen“; zu beziehen bei der Holz-
Berufsgenossenschaft, Am Knie 6, 81241 München. 

3.17.8 Auf Tischfräsmaschinen müssen Fräswerkzeuge für Handvorschub, 
auf denen das Herstellungsjahr nicht und statt des Drehzahlberei-
ches nur die höchstzulässige Drehzahl angegeben ist, mit einer 
Mindestschnittgeschwindigkeit von 40 m/s betrieben werden. Die 
Mindestschnittgeschwindigkeit darf unterschritten werden, wenn 
– sonst die höchstzulässige Drehzahl des Werkzeuges überschritten 

würde, 
– es arbeitstechnisch erforderlich ist 
 oder 
– es maschinentechnisch nicht möglich ist. 

3.17.9 Auf Tischfräsmaschinen dürfen Fräswerkzeuge, soweit dies maschi-
nen- oder arbeitstechnisch möglich ist, nur innerhalb des auf den 
Werkzeugen angegebenen Drehzahlbereichs betrieben werden. 
Dabei darf die höchstzulässige Drehzahl des Werkzeuges nicht  
überschritten werden. 

Optimaler Drehzahlbereich für Fräswerkzeuge auf Tischfräs-
maschinen siehe Schaubild in Anhang 1. 

3.17.10 Auf Tischfräsmaschinen dürfen Kreissägeblätter bei Handvorschub 
nur verwendet werden, wenn 
– es arbeitstechnisch unerlässlich ist 
 oder 
– ein für Handvorschub geeignetes Fräswerkzeug nicht im Handel 

erhältlich ist. 
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Arbeiten, bei denen die Verwendung von Kreissägeblättern 
unerlässlich sein kann, sind z.B.: 
– das Schneiden von Glasleisten bei der Fensterherstellung, 
– das Aufteilen von Hohlkörpern, z.B. Kofferrahmen, 
– das Bearbeiten von Formteilen. 

3.17.11 Fräserdorne mit Oberlagerzapfen dürfen nur mit Oberlager benutzt 
werden. 

3.17.12 Fräserdorne dürfen nur in Betrieb gesetzt werden, wenn Werkzeuge 
oder Zwischenringe fest aufgespannt sind. 

3.18 Kettenstemmmaschinen (Kettenfräsen) (Klass.-Nr. 12.52) 

3.18.1 An Kettenstemmmaschinen sind die Schutzstangen oder die Schutz-
haube bis auf das Werkstück herabzustellen. 

3.18.2 Vor dem Wechsel der Fräskette ist die Kettenstemmmaschine vom 
elektrischen Netz  zu trennen. 

3.19 Drehmaschinen (Klass.-Nr. 12.6) 

3.19.1 Die Werkzeugauflagen sind so dicht wie möglich an das Werkstück 
heranzustellen. 

3.19.2 Bei Dreharbeiten an zusammengesetzten Werkstücken oder Werk-
stücken aus Holz darf die Umfangsgeschwindigkeit des Werkstückes 
höchstens 30 m/s betragen. 

3.20 Schleifmaschinen (Klass.-Nr. 12.7) 

3.20.1 Werkstückauflagen sind so dicht wie möglich an das Schleifwerk-
zeug heranzurücken. 

3.20.2 Schleifstaub ist abzusaugen; dabei sind die zum Beseitigen des 
anfallenden Staubes erforderlichen Einrichtungen zu benutzen. 
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3.21 Handmaschinen (Klass.-Nr. 61) 

3.21.1 Handmaschinen müssen stillgesetzt werden, bevor sie aus der Hand 
gelegt werden. 

3.21.2 Vor dem Wechsel des Arbeitsplatzes sind die Werkzeuge von 
Handmaschinen stillzusetzen. 

3.21.3 Handmaschinen sind vor dem Werkzeugwechsel und bei Wartungs- 
und Instandsetzungsarbeiten von der Antriebsenergie zu trennen. 

3.22 Handkettensägemaschinen (Klass.-Nr. 61.212.2) 

3.22.1 Vor Inbetriebnahme von Handkettensägemaschinen ist zu prüfen, ob 
die Sägekette ausreichend gespannt ist. 

3.22.2 Handkettensägemaschinen mit Verbrennungsmotor sind beim Anwer-
fen sicher abzustützen und festzuhalten. Dabei dürfen Kettenschiene 
und Sägekette keine Berührung mit anderen Gegenständen haben.  

Beim Anwerfen der Handkettensägemaschine sind insbeson-
dere das Gewicht und die Konstruktion der Maschine sowie 
die Bodenverhältnisse zu beachten.  

3.22.3 Beim Entasten mit Handkettensägemaschinen ist die Maschine mög-
lichst abzustützen. Nur wenn die Arbeitsweise es erfordert, darf im 
Umlenkbereich der Sägekette an der Spitze der Führungskette ge-
sägt werden. 

Als Arbeitsweisen, die ein Sägen im Umlenkbereich der Sä-
gekette an der Spitze der Führungsschiene erfordern, gelten 
z.B. Stechschnitte bei unter Spannung stehenden Bäumen  
oder Ästen. 

3.22.4 Bei Verwendung von Zwei-Mann-Handkettensägemaschinen für 
Ablängschnitte muss die Hilfsperson seitwärts neben dem Handgriff 
stehen. Zum Schneiden ist die Maschine so anzusetzen, dass diese 
nicht nach vorn gerissen werden kann. 

3.22.5 Falls es die Arbeitsweise erfordert, muss der Krallenanschlag ver-
wendet werden.  

Als Arbeitsweisen, die eine Verwendung des Krallenanschla-
ges erforderlich machen, gelten z.B. Fällen und Einschneiden. 
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3.23 Handkreissägemaschinen (Klass.-Nr. 61.213.1) 

3.23.1 Der Spaltkeil ist so einzustellen, dass sein Abstand innerhalb der 
Schnitttiefe nicht mehr als 5 mm vom Zahnkranz entfernt ist. 

3.23.2 Das Sägeblatt darf erst beim Ansetzen zum Schneiden freigegeben 
werden. 

3.24 Einhalten der höchstzulässigen Drehzahl 

Die auf Werkzeugen angegebene höchstzulässige Drehzahl darf 
nicht überschritten werden.  

3.25 Einhalten des Mindesteinspannbereichs von Hobelmessern 

Der für nachschleifbare Hobelmesser angegebene Mindestein-
spannbereich muss eingehalten werden.  

3.26 Verwendung von HSS-Kreissägeblättern 

Kreissägeblätter aus hochlegiertem Schnellarbeitsstahl (HSS-
Sägeblätter) dürfen auf Kreissägemaschinen nur verwendet werden, 
wenn die Maschinen hierfür ausgerüstet sind.  

3.27 Behandeln von Kreissägeblättern 

3.27.1 Rissige oder formveränderte Kreissägeblätter dürfen nicht verwendet 
werden und sind vom Unternehmer der weiteren Benutzung zu ent-
ziehen.  

3.27.2 Das Löten oder Schweißen gerissener Kreissägeblätter und das 
Einlöten von Tragkörperstücken mit Hartmetallzähnen ist nicht zuläs-
sig.  

3.27.3 Kreissägeblätter dürfen nach dem Ausschalten des Antriebes nicht 
durch seitliches Gegendrücken gebremst werden.  

3.27.4 Verbundkreissägeblätter, bei denen die Resthöhe oder -dicke der 
aufgelöteten Schneidplatten weniger als 1 mm beträgt, sind vom 
Unternehmer der Benutzung zu entziehen. 
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3.28 Mehrseitig profilierte Messer 

Die Verwendung mehrseitig profilierter Messer ist verboten. Dies gilt 
nicht für Wendeplatten.  

3.29 Befestigen der Werkzeuge und Werkzeugteile 

3.29.1 Werkzeuge und Werkzeugträger sind so aufzuspannen, dass sie 
sich beim Betreiben nicht lösen können. 

3.29.2 Befestigungsschrauben und -muttern an Werkzeugen und Werkzeug-
trägern dürfen nur mit den zugehörigen Schlüsseln festgezogen wer-
den. Das Verlängern der Schlüssel und das Benutzen von Schlag-
werkzeugen zum Festziehen sind verboten. 

Bei sachgemäßer Verwendung der zugehörigen Schlüssel 
wird das vom Hersteller vorgegebene Anzugsmoment ein-
gehalten. 

3.29.3 Die Auflageflächen der Messer und Tragkörper müssen beim 
Einspannen frei von Verschmutzungen, Fett, Öl und Wasser sein. 

3.29.4 Die Befestigungsschrauben der Messer sind in der Reihenfolge von 
der Mitte nach außen anzuziehen, soweit nicht die Betriebsanlei-
tung des Herstellers andere Angaben enthält.  

3.29.5 Die Verwendung von losen Reduzierringen oder -büchsen zum Auf-
spannen sich drehender Werkzeuge ist nicht zulässig. Dies gilt nicht 
für Spann- oder Reduzierbüchsen mit Bund und in Kreissägeblätter 
eingeklebte Reduzierringe.  

3.30 Instandsetzen von Werkzeugen 

3.30.1 Der Unternehmer darf zusammengesetzte Werkzeuge nur von Sach-
kundigen instandsetzen lassen.  

Sachkundiger ist, wer auf Grund seiner fachlichen Ausbildung 
und Erfahrung ausreichende Kenntnisse auf dem Gebiet der 
Werkzeuginstandsetzung hat und mit den einschlägigen staat-
lichen Arbeitsschutzvorschriften, Unfallverhütungsvorschriften 
und allgemein anerkannten Regeln der Technik soweit vertraut 
ist, dass er den arbeitssicheren Zustand der Werkzeuge beur-
teilen kann. 
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3.30.2 Der Unternehmer darf zusammengesetzte Werkzeuge nur mit Ersatz-
teilen und -messern instandsetzen lassen, die in Werkstoff und tech-
nischer Ausführung den Originalteilen entsprechen.  

Zu „technischer Ausführung“ gehört auch die Einhaltung der 
Maßtoleranzen, die ein sicheres Einspannen der Werkzeug-
schneidteile gewährleistet. 

3.30.3 Eine Vollbestückung von Fräswerkzeugen in Verbundausführung mit 
Prüfzeichen darf der Unternehmer nur vom Hersteller vornehmen las-
sen.

Bei Werkzeugen in Verbundausführung (Verbundwerkzeuge) 
sind die Schneidteile mit ihrem Tragkörper durch Stoffhaftung, 
z.B. durch Schweißen, Löten, Kleben fest verbunden. 
Bei einer Vollbestückung werden sämtliche Schneidteile und 
gegebenenfalls Abweisplatten ersetzt. 

3.30.4 Eine Teilbestückung von Fräswerkzeugen in Verbundausführung mit 
Prüfzeichen sowie Voll- und Teilbestückungen von Verbundwerkzeu-
gen ohne Prüfzeichen darf der Unternehmer nur von Sachkundigen 
vornehmen lassen.  

Bei einer Teilbestückung werden einzelne Schneidteile und 
gegebenenfalls Abweisplatten ersetzt. 
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Anhang 1 

Optimaler Drehzahlbereich für Fräswerkzeuge auf Tischfräsmaschinen 
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Anhang 2 

Normen und BG-Informationen 

1. EN-Normen 
(Bezugsquelle: Beuth Verlag GmbH, 

 Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin 
 Telefon (0 30) 26 01-22 60 
 Telefax (0 30) 26 01 12 31) 

EN 859:1997 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Abrichthobelmaschinen mit Handvorschub, 

EN 860:1997 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Dickenhobelmaschinen für einseitige Bearbei-
tung, 

EN 861:1997 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kombinierte Abricht- und Dickenhobelmaschi-
ne, 

EN 1807:1999-08 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Bandsägemaschinen, 

EN 1870-1:1999-06 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 1: Tischkreissäge-
maschinen (mit und ohne Schiebetisch) und 
Formatkreissägemaschinen, 

EN 1870-2:1999-06 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 2: Horizontale Plat-
tenkreissägemaschinen mit Druckbalken und 
Vertikalplattenkreissägemaschinen, 

EN 1870-3:2001-10 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 3: Von oben 
schneidende Kappsägemaschinen und kom-
binierte Kapp- und Tischkreissägemaschinen, 

EN 1870-4:2001-03 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 4: Ein- und Mehr-
blattkreissägemaschinen für Längsschnitt mit 
Handbeschickung und/oder Handentnahme, 

EN 1870-5:2002-04 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 5: Kombinierte 
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Tischkreissägemaschinen/von unten schnei-
dende Kappsägemaschinen, 

EN 1870-6:2002-04 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 6: Brennholzkreis-
sägemaschinen/kombinierte Brennholz- und 
Tischkreissägemaschinen mit Handbeschi-
ckung und/oder Handentnahme, 

EN 1870-7:2002-01 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 7: Einblattstamm-
kreissägemaschinen mit mechanischem Tisch-
vorschub und Handbeschickung und/oder 
Handentnahme, 

EN 1870-8:2001-10 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 8: Einblattbesäum- 
und Leistenkreissägemaschinen mit kraftbetä-
tigtem Sägeaggregat und Handbeschickung 
und/oder Handentnahme, 

EN 1870-9:2000-06 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 9: Doppelgeh-
rungskreissägemaschinen mit mechanischem 
Vorschub und Handbeschickung und/oder 
Handentnahme, 

EN 1870-10:2003-11 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 10: Von unten 
schneidende automatische und halbautomati-
sche Kappsägemaschinen mit einem Säge-
blatt (Untertischkappkreissägemaschinen), 

EN 1870-11:2003-08 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 11: Halbautomati-
sche und automatische waagrecht schnei-
dende Auslegerkreissägemaschinen mit ei-
nem Sägeaggregat (Radialsägen), 

EN 1870-12:2003-12 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 12: Pendelkreissä-
gemaschinen, 

prEN 1870-15:2000-08 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 15: Mehrfach-
ablängkreissägemaschinen mit mechani-
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schem Vorschub für das Werkstück und 
Handbeschickung und/oder Handentnahme, 

prEN 1870-15:2002-03 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kreissägemaschinen; Teil 16: Klinkschnitt-
kreissägemaschinen, 

EN 848-1:1998 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Fräsmaschinen für einseitige Bearbeitung mit 
drehendem Werkzeug; Teil 1: Einspindelige 
senkrechte Tischfräsmaschinen, 

EN 848-2:1998 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Fräsmaschinen für einseitige Bearbeitung mit 
drehendem Werkzeug; Teil 2: Einspindelige 
Oberfräsmaschinen mit Handvorschub/  
mechanischem Vorschub, 

EN 848-3:1999-09 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Fräsmaschinen für einseitige Bearbeitung mit 
drehendem Werkzeug; Teil 3: NC-Bohr- und 
Fräsmaschinen, 

EN 940:1997 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Kombinierte Holzbearbeitungsmaschinen, 

EN 1218-1:1999-08 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Zapfenschneid- und Schlitzmaschinen; Teil 1: 
Einseitige Zapfenschneid- und Schlitzmaschi-
nen mit Schiebetisch, 

prEN 1218-2:2003-12 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Zapfenschneid- und Schlitzmaschinen; Teil 2: 
Doppelseitige Zapfenschneid- und Schlitzma-
schinen und/oder Doppelendprofiler mit Ket-
tenbandvorschub, 

EN 1218-3:2001-10 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Zapfenschneid- und Schlitzmaschinen; Teil 3: 
Abbundmaschinen mit von Hand bewegtem 
Schiebetisch, 

prEN 1218-4:2003-12 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Zapfenschneid- und Schlitzmaschinen; Teil 4: 
Kantenanleimmaschinen mit Kettenbandvor-
schub, 

prEN 1218-5:2003-12 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Zapfenschneid- und Schlitzmaschinen; Teil 5: 
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Einseitige Profiliermaschinen mit festem Tisch 
und Vorschubrollen oder mit Kettenbandvor-
schub, 

EN 847-1:1997-05 Maschinenwerkzeuge für Holzbearbeitung; 
Teil 1: Fräs- und Hobelwerkzeug, Kreissäge-
blätter, 

prEN 847-1:1997-05 Maschinenwerkzeuge für Holzbearbeitung; 
Teil 2: Bohrwerkzeuge und Schneidwerkzeu-
ge; Wuchten von Messern und Befestigungs-
elementen, 

EN 847-2:2001-03 Maschinenwerkzeuge für Holzbearbeitung; 
Teil 2: Anforderungen für den Schaft von 
Fräswerkzeugen, 

prEN 847-3:2001-12 Maschinenwerkzeuge für Holzbearbeitung; 
Spannzeuge Teil 3: Sicherheitstechnische An-
forderungen, 

EN 12750:2001-07 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen; 
Fräsmaschinen für vierseitige Bearbeitung, 

prEN 12779:1997-03 Sicherheit von Holzbearbeitungsmaschinen – 
Absauganlagen für Holzstaub und -späne, 
ortfest installiert; Sicherheitstechnische Anfor-
derungen und Leistungen, 

EN 609-1:1999-03 Holzspaltmaschinen Teil 1: Keilspaltmaschi-
nen, 

EN 609-2:1999-10 Holzspaltmaschinen Teil 2: Schraubenspalt-
maschinen, 

EN 61029-1:2000-02 Sicherheit transportabler motorbetriebener  
Elektrowerkzeuge; Teil 1: Allgemeine Anfor-
derungen, 

EN 61029-2-1:2000-05 Sicherheit transportabler motorbetriebener  
Elektrowerkzeuge; Teil 2-1: Besondere An-
forderungen an Kreissägen, 

prEN 61029-2-2:1997-02 Sicherheit transportabler motorbetriebener  
Elektrowerkzeuge; Teil 2-2: Besondere An-
forderungen an Radialarmsägen, 

prEN 61029-2-3:1997-03 Sicherheit transportabler motorbetriebener  
Elektrowerkzeuge; Teil 2-3: Besondere An-
forderungen an Hobel und Dickenhobel, 
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prEN 61029-2-4:2001-05 Sicherheit transportabler motorbetriebener  
Elektrowerkzeuge; Teil 2-4: Besondere An-
forderungen an Tischschleifmaschinen, 

EN 61029-2-5:2002-08 Sicherheit transportabler motorbetriebener  
Elektrowerkzeuge; Teil 2-5: Besondere An-
forderungen an Bandsägen, 

prEN 61029-2-8:2002-04 Sicherheit transportabler motorbetriebener  
Elektrowerkzeuge; Teil 2-8: Besondere An-
forderungen an Tischfräsmaschinen, 

EN 61029-2-9:2002-12 Sicherheit transportabler motorbetriebener  
Elektrowerkzeuge; Teil 2-9: Besondere An-
forderungen an Gehrungskappsägen, 

prEN 61029-2-11:2001-12 Sicherheit transportabler motorbetriebener  
Elektrowerkzeuge; Teil 2-11: Besondere An-
forderungen für kombinierte Tisch- und Geh-
rungssägen. 

2. Berufsgenossenschaftliche Informationen 

Bezugsquelle: zuständige Berufsgenossenschaft 
 oder  
 Carl Heymanns Verlag GmbH, 
 Luxemburger Straße 449, 50939 Köln, 
 Telefax (02 21) 94 37 36 03, 
 (e-mail: verkauf@heymanns.com) 

BG-Information: Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz – Schreinerei-
en/Tischlereien (BGI 725), 
BG-Information: Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz – Möbelindustrie 
(BGI 726), 
BG-Information: Holzstaub – Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz beim 
Erfassen, Absaugen und Lagern (BGI 739). 

Bezugsquelle: Holz-Berufsgenossenschaft, 
Am Knie 8, 81241 München. 
BG-Information: Holzbearbeitungsmaschinen – Handhabung und sicheres 
Arbeiten. 
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Arbeiten mit Strahlgeräten 
(Strahlarbeiten)

[Inhalte aus vorheriger VBG 48] 

Fachausschuss   
„Maschinenbau, Fertigungssysteme, Stahlbau“ 
der BGZ 
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1 Anwendungsbereich 

Dieses Kapitel gilt für das Strahlen von Oberflächen bei Verwen-
dung körniger Strahlmittel, die durch die Druckluft oder mechanisch 
beschleunigt werden. 

Hinsichtlich 
– Dampfstrahlen und Druckflüssigkeitsstrahlen mit und ohne 

körnige Zusatzstoffe siehe „Richtlinien für Flüssigkeitsstrah-
ler (Spritzgeräte)“ (ZH 1/406) und Unfallverhütungsvor-
schrift „Arbeiten mit Flüssigkeitsstrahlern“ (BGV D 15), 

– Flammstrahlen siehe Unfallverhütungsvorschrift „Schweißen, 
Schneiden und verwandte Verfahren“ (BGV D 1). 

Hinweis: Die vorstehend genannten Unfallverhütungsvorschrif-
ten sollen zum 1. Januar 2005 zurückgezogen werden, wo-
bei die Betriebsbestimmungen in Kapitel zur BG-Regel 
„Betreiben von Arbeitsmittel“ (BGR 500) überstellt werden; 
siehe „http://www.hvbg.de/bgvr“ (Seite 7). 

2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Kapitels werden folgende Begriffe bestimmt: 
1. Strahlen ist ein Fertigungsverfahren ohne Materialauftrag, bei 

dem das beschleunigte Strahlmittel zum Aufprall auf die zu bear-
beitende Oberfläche eines Gegenstandes (Strahlgut) gebracht 
wird.  

Strahlen als Fertigungsverfahren sind z.B. Druckluftstrahlen, 
Nassdruckluftstrahlen, Schlämmstrahlen, Schleuderstrahlen. 
Siehe auch DIN 8200 „Strahlverfahrenstechnik; Begriffe, Ein-
ordnung der Strahlverfahren“. 

2. Strahlmittel sind körnige Stoffe, die mit hoher Geschwindigkeit 
auf das Strahlgut geleitet werden, um dessen Oberflächen zu 
bearbeiten.  

3. Freistrahlen ist ein manuelles Strahlen, bei dem sich der Frei-
strahler und das Strahlgut in einem Strahlraum oder im Freien be-
finden. Der Freistrahler ist der Einwirkung des vom Strahlgut zu-
rückprallenden Strahlmittels, des Trägermittels und des ent-
wickelten Staubes unmittelbar ausgesetzt.  

4. Strahleinrichtungen sind Einrichtungen zum Ausbringen des 
Strahlmittels.  
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5. Strahlgeräte sind Geräte zum manuellen Strahlen. Sie bestehen 
aus Strahleinrichtungen, Strahlmittelbehältern, Einrichtungen zum 
Beschleunigen des Strahlmittels, Förderleitungen und bei Strahl-
mittelumlauf aus Einrichtungen zum Sammeln, Reinigen und Rück-
fördern der gebrauchten Strahlmittel. Strahlgeräte sind ortsfest, 
wenn sie einem bestimmten Strahlraum überwiegend zugeordnet 
sind.  

Einrichtungen zum Reinigen umfassen auch Absaugeinrichtun-
gen. 
Zu den Strahlgeräten zählen auch Handstrahlkammern und 
Saugkopfstrahlgeräte. 

6. Strahlmaschinen sind Maschinen, bei denen Strahleinrichtung 
oder Strahlgut oder beides maschinell geführt werden. Sie beste-
hen aus Strahleinrichtungen, Strahlräumen, Strahlmittelbehältern, 
Einrichtungen zum Beschleunigen des Strahlmittels, Förderleitun-
gen und bei Strahlmittelumlauf aus Einrichtungen zum Sammeln, 
Reinigen und Rückfördern der gebrauchten Strahlmittel.  

7. Strahlanlagen sind Strahlmaschinen mit den zugehörigen Be-
schickungs-, Förder- und Entnahmeeinrichtungen für das Strahlgut.  

8. Strahlräume sind Räume, in oder an denen sich die Strahlein-
richtung beim Strahlen befindet.  

Strahlräume können z.B. Strahlkammern, Kabinen, Einhau-
sungen, Einzeltungen sein. Zu den Strahlräumen zählen auch 
Strahlkammern, die als gerätegebundener Saugkopf ausge-
bildet sind, und Innenräume geschlossener Maschinenteile, 
z.B. Doppelbodenzellen von Wasserfahrzeugen, schwim-
mende Anlagen, Maschinengehäuse, Behälter. 

9. Strahlschutt sind die durch das Strahlen unbrauchbar geworde-
nen Strahlmittel und die beim Strahlen abgetragenen Stoffe. 

Die abgetragenen Stoffe können auch Gefahrstoffe enthalten. 
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3 Maßnahmen zur Verhütung von Gefahren für Leben und Gesund-
heit bei der Arbeit 

3.1 Freistrahlen 

Für Freistrahlarbeiten, bei denen mindergiftige, giftige, sehr giftige, 
krebserzeugende, fruchtschädigende oder erbgutverändernde Stoffe 
freigesetzt werden können, müssen vorhanden sein: 
1. Einrichtungen, mit denen die Schutzanzüge nach Abschnitt 3.3.1 

Nr. 2 Buchstabe a) unmittelbar nach dem Verlassen des Strahl-
raumes von anhaftendem Strahlstaub gereinigt werden können,  

 und 
2. außerhalb der Arbeitsräume getrennte Umkleideräume für Stra-

ßenkleidung und persönliche Schutzausrüstungen. Diese Umklei-
deräume sollen durch einen Waschraum voneinander getrennt 
sein.  

Dies wird z.B. erreicht durch Luftduschen mit Absaugeinrich-
tungen mit Filtereinrichtung nach VDI 2262 „Minderung der 
Exposition durch luftfremde Stoffe“ oder Abspritzeinrichtun-
gen. 

3.2 Maximale Gehalte an gefährlichen Stoffen in Strahlmitteln 

3.2.1 In Strahlmitteln dürfen die im Folgenden genannten Stoffe und ihre 
Verbindungen 
1. Antimon, Blei, Cadmium, Zinn, Arsen, Beryllium, Chromate,  

Kobalt und Nickel in der Summe 2 vom Hundert des Gewichts, 
2. Arsen, Beryllium, Chromate, Kobalt und Nickel in der Summe 

0,2 vom Hundert des Gewichts, 
3. Beryllium, Chromate, Kobalt, Cadmium einzeln 0,1 vom Hundert 

des Gewichts 
nicht überschreiten. Sie müssen diese Grenzen so weit wie möglich 
unterschreiten. Metallverbindungen sind als Metalle, Chromate als 
Chromtrioxid zu berechnen. 

Hinsichtlich Verwendungsbeschränkungen für Strahlmittel  
siehe Abschnitt 3.4. 

3.2.2 Strahlmittel dürfen nicht mehr als 2 vom Hundert ihres Gewichts an 
freier kristalliner Kieselsäure enthalten.  
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Als freie kristalline Kieselsäure werden die kristallinen SiO2-
Modifikationen Quarz, Cristobalit und Tridymit bezeichnet. 

3.3 Persönliche Schutzausrüstungen 

3.3.1 Der Unternehmer hat Versicherten, die durch Strahlmittel oder beim 
Strahlen freiwerdende Gefahrstoffe gefährdet werden können, fol-
gende persönliche Schutzausrüstungen zur Verfügung zu stellen: 
1. für das Freistrahlen 

a) Atemschutzgeräte für Strahlarbeiten, 
b) Schulter und Körper bedeckende Prallschutzkleidung, 
c) Schutzhandschuhe 
 und 
d) Schutzschuhe; 

2. für das Freistrahlen, wenn mindergiftige, giftige, sehr giftige, 
krebserzeugende, fruchtschädigende oder erbgutverändernde 
Stoffe freigesetzt werden können,  
a) glatte und reißfeste einteilige Schutzanzüge (Kombinationsan-

züge) in Verbindung mit Atemschutzgeräten für Strahlarbeiten.  
– Die Kombinationsanzüge müssen belüftbar sein und dürfen 

an der Außenseite keine Taschen haben. 
– Die Atemluftversorgung muss so eingerichtet sein, dass eine 

ausreichende und zuträgliche Luftversorgung auch bei Un-
terbrechung der Frischluftzufuhr sichergestellt ist. 

b) Schutzhandschuhe, 
c) Schutzschuhe; 

3. beim Aufenthalt in der Nähe von Strahlmaschinen und -anlagen 
Augenschutz,  

4. für das Reinigen von Strahlräumen und Beseitigen von Strahlschutt 
Atemschutz und Schutzkleidung.  

Eine Gefährdung durch Gefahrstoffe liegt z.B. vor, wenn 
MAK- oder TRK-Werte überschritten werden; siehe § 19 
Abs. 5 Nr. 1 Gefahrstoffverordnung, MAK-Werte siehe Tech-
nische Regeln für Gefahrstoffe „Grenzwerte in der Luft am Ar-
beitsplatz; Luftgrenzwerte“ (TRGS 900); TRK-Werte siehe 
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Technische Regeln für Gefahrstoffe „Technische Richtkonzent-
rationen (TRK) für gefährliche Stoffe“ (TRGS 102). 
In der Regel ist beim Freistrahlen bleihaltiger Beschichtungen 
der MAK-Wert für Blei überschritten. 
Begriffsbestimmungen für 
MAK-Wert siehe § 3 Abs. 5 Gefahrstoffverordnung, 
TRK-Wert siehe § 3 Abs. 7 Gefahrstoffverordnung. 
Die Anforderung nach Nummer 1 Buchstabe a) werden z.B. 
erfüllt bei Strahlarbeiten durch Strahlerhelme nach 
DIN EN 271 „Atemschutzgeräte; Druckluft-Schlauchgeräte 
oder Frischluft-Schlauchgeräte mit Luftförderer mit Haube für 
Strahlarbeiten; Anforderungen, Prüfung, Kennzeichnung“ mit 
Prallschutzüberzug und Frischluftversorgung, wenn die aus 
Druckluftnetzen zugeführte Atemluft durch Filter gereinigt wird 
und bei Bedarf angewärmt werden kann. Eine ausreichende 
Schutzwirkung der Atemschutzgeräte ist gegeben, wenn diese 
mit Sicherheitsscheiben ausgerüstet sind, die fest mit dem 
Strahlerhelm verbunden sind und über diesen zusätzlich Ver-
schleißscheiben angeordnet sind, die sich auch im Inneren 
des Strahlraums auswechseln lassen. Die Schutzwirkung die-
ser Schutzanzüge schließt ein, dass Schutzanzug und Atem-
schutzgerät dicht miteinander verbunden werden können, die 
Abströmöffnungen so angeordnet sind, dass Staub nicht ins 
Anzuginnere gelangen kann, der Luftaustritt bei allen Arbeits-
haltungen gewährleistet ist und die Schutzanzüge ohne frem-
de Hilfe leicht an- und ablegbar sind. Eine Unterbrechung der 
Frischluftversorgung kann z.B. durch den Ausfall des Kom-
pressors oder bei längerem Weg des Strahlers innerhalb des 
Strahlraums ohne Anschluss an das Frischluftversorgungssys-
tem gegeben sein. 
Hinsichtlich arbeitsmedizinischer Vorsorge bei Gefährdungen 
durch Gefahrstoffe und Benutzung von Atemschutzgeräten 
siehe Unfallverhütungsvorschrift „Arbeitsmedizinische Vorsor-
ge“ (BGV A 4). 
Die Anforderung nach Nummer 1 Buchstabe c) werden z.B. 
erfüllt, wenn die Schutzhandschuhe DIN EN 388 „Schutz-
handschuhe gegen mechanische Risiken“ entsprechen. Bei di-
rekter Strahlmitteleinwirkung sollten zusätzlich die Schutz-
handschuhe ausreichend widerstandsfähig sein. 
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Die Anforderung nach Nummer 1 Buchstabe d) werden z.B. 
erfüllt, wenn die Schutzschuhe DIN EN 345 „Spezifikation 
der Sicherheitsschuhe für den gewerblichen Gebrauch“ ent-
sprechen. 
Die Anforderung nach Nummer 2 Buchstabe a) werden z.B. 
erfüllt, wenn die verstaubten Schutzanzüge leicht abwaschbar 
sind und das Gewebe einer Zugkraft in Längs- und Querrich-
tung von mindestens 450 N und einer Weiterreißkraft von 
mindestens 20 N standhält. 
Die Anforderung nach Nummer 4 werden z.B. erfüllt, wenn 
Atemschutzgeräte 
– DIN EN 143 „Atemschutzgeräte; Partikelfilter; Anforderun-

gen, Prüfung, Kennzeichnung“, 
– DIN EN 138 “Atemschutzgeräte; Frischluft-Schlauchgeräte 

in Verbindung mit Vollmaske, Halbmaske oder Mundstück-
garnitur; Anforderungen, Prüfung, Kennzeichnung“, 

– DIN EN 139 “Atemschutzgeräte; Druckluft-Schlauchgeräte 
in Verbindung mit Vollmaske, Halbmaske oder Mundstück-
garnitur; Anforderungen, Prüfung, Kennzeichnung“, 

– DIN EN 269 “Atemschutzgeräte; Frischluft-Druckschlauch-
geräte mit Motorgebläse in Verbindung mit Haube; Anfor-
derungen, Prüfung, Kennzeichnung“ 

 oder 
– DIN EN 270 “Atemschutzgeräte; Druckluft-Schlauchgeräte 

in Verbindung mit Haube; Anforderungen, Prüfung, Kenn-
zeichnung“ 

entsprechen. 
Hinsichtlich Schutzkleidung siehe BG-Regeln „Einsatz von 
Schutzkleidung“ (BGR 89). 
Persönliche Schallschutzmittel siehe § 10 Abs. 1 bis 3 der 
Unfallverhütungsvorschrift „Lärm“ (BGV B 3). 
Hinsichtlich Pflege und Wartung der persönlichen Schutzaus-
rüstungen siehe BG-Regeln über die Benutzung von persönli-
chen Schutzausrüstungen der Reihe BGR 189 bis 199. 

3.3.2 Die Versicherten haben die nach Abschnitt 3.3.1 zur Verfügung 
gestellten persönlichen Schutzausrüstungen zu benutzen. 
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3.4 Verwendungsbeschränkungen für Strahlmittel 

Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass nur Strahlmittel verwendet 
werden, die den Bestimmungen des Abschnittes 3.2 entsprechen. 
Dies gilt nicht für Strahlmittel mit Nickelgehalten nach Abschnitt 
3.2.1 Nr. 1 und 2, wenn nachweisbar das technische Ergebnis nur 
mit Strahlmitteln höheren Nickelgehaltes erreicht werden kann. In 
diesem Fall dürfen Strahlmittel mit höheren Nickelgehalten als die in 
Abschnitt 3.2.1 Nr. 1 und 2 angegebenen nur unter Anwendung 
von berufsgenossenschaftlich oder behördlich anerkannten Verfahren 
verwendet werden. 

Dies wird z.B. erreicht, wenn 
– das Strahlmittel bei Anlieferung geprüft wird 
– oder
– dem Unternehmer bei erstmaliger Anlieferung und bei Fol-

gelieferungen eine entsprechende Prüfbescheinigung vom 
Hersteller oder Lieferanten vorgelegt wird. Für Folgeliefe-
rungen gilt, dass 

– spätestens nach drei Jahren der Hersteller oder Lieferant 
eine neue Prüfbescheinigung vorlegt 

– oder
– der Hersteller oder Lieferant durch ein entsprechendes 

Qualitätssicherungssystem nachweisen kann, dass eine 
gleich bleibende Qualität garantiert ist. 

Folgende Prüfstellen führen Strahlmitteluntersuchungen durch: 
– Bundesanstalt für Materialprüfung und -forschung (BAM), 

12200 Berlin, 
– Staatliches Materialprüfungsamt, 44285 Dortmund, 
– Berufsgenossenschaftliches Institut für Arbeitssicherheit 

(BIA), 53754 Sankt Augustin, 
– Institut für Gefahrstoff-Forschung der Bergbau-Berufsgenos-

senschaft (IGF), Waldring 97, 44789 Bochum. 

3.5 Verlassen des Strahlraumes vor Inbetriebnahme 

Vor Inbetriebnahme einer Strahlmaschine oder -anlage mit betretba-
rem Strahlraum hat sich der Versicherte, der als Maschinenführer tä-
tig ist, davon zu überzeugen, dass sich keine Versicherten im Strahl-
raum aufhalten. 
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3.6 Freistrahlarbeiten 

3.6.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass bei der Verwendung von 
Hand gehaltener Strahleinrichtungen keine Strahl- und Druckmittel 
aus der Strahlmittelaustrittsdüse nach dem Loslassen der Betäti-
gungseinrichtung austreten.  

Dies wird z.B. erreicht, wenn beim Loslassen die Befehlsein-
richtung selbsttätig in die Ausgangsstellung zurückgeht, die 
Nachströmzeit auf 1 Sekunde begrenzt ist und Gefahren, die 
bei einer Druckentlastung auftreten können, vermieden sind. 
Die Nachströmzeit ist z.B. abhängig von 
– Schlauchleitungslänge und -durchmesser, 
– Düsendurchmesser, 
– Betriebsdruck, 
– Anordnung der Absperr- und Druckentlastungseinrichtun-

gen. 

3.6.2 Soweit beim Umgang mit Strahlgeräten, -maschinen und -anlagen 
die Betriebsverhältnisse es erfordern, hat der Unternehmer sicherzu-
stellen, dass im Gefahrfall jederzeit zum Schutze der Versicherten, 
die an der Strahlmittelaustrittsdüse oder im Einwirkungs- oder Ge-
fahrbereich von Druckluft-Strahleinrichtungen beschäftigt sind, ein-
gegriffen werden kann. 

Der Gefahrfall ist z.B. gegeben, wenn Versicherte in den Ge-
fahrbereich 
– von mechanisch geführten Strahleinrichtungen gelangen 

können 
 oder 
– bei handgeführten Druckluft-Strahleinrichtungen in engen 

Räumen die Gefahr von Verletzungen besteht. 
Organisatorische Maßnahmen können darin bestehen, dass 
an Einzelarbeitsplätzen Personen-Notsignalanlagen eingesetzt 
werden. Siehe auch BG-Regel „Einsatz von Personen-
Notsignal-Anlagen“ (BGR 139). 
Bei Verwendung von Sprechfunk ist darauf zu achten, dass 
die Funkverbindung jederzeit gegeben ist. 
Weitere organisatorische Schutzmaßnahmen sind z.B. der 
BG-Regel „Arbeiten in Behältern und engen Räumen“ 
(BGR 117) zu entnehmen. 
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Hinsichtlich technischer Maßnahmen wird dies z.B. erreicht, 
wenn am Druckluft-Kessel eine zusätzliche Not-Befehls-
einrichtung angebracht wird. 

3.6.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Einrichtungen zur Ver-
ständigung, Befehlseinrichtungen mit selbsttätiger Rückstellung, Per-
sonen-Notsignalanlagen und Notbefehlseinrichtungen nicht unwirk-
sam gemacht werden. 

3.7 Hygienische Schutzmaßnahmen 

3.7.1 Versicherte, die Freistrahlarbeiten ausführen, bei denen mindergifti-
ge, giftige, sehr giftige, krebserzeugende, fruchtschädigende oder 
erbgutverändernde Stoffe freigesetzt werden können, dürfen die 
Strahlerschutzkleidung erst nach gründlicher Reinigung ablegen und 
müssen diese getrennt von der Straßenkleidung aufbewahren. 

3.7.2 Der Unternehmer hat bei Freistrahlarbeiten, bei denen mindergiftige, 
giftige, sehr giftige, krebserzeugende, fruchtschädigende oder erb-
gutverändernde Stoffe freigesetzt werden können, dafür zu sorgen, 
dass Aufenthalts-, Umkleide- und Sanitärräume nach Bedarf, mindes-
tens jedoch einmal täglich, feucht gereinigt werden.  

3.8 Strahlen verschiedener Metalle 

3.8.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass ein wechselweises oder 
gleichzeitiges Strahlen von Leichtmetallen und eisenhaltigen Teilen in 
einem Strahlraum nur durchgeführt wird, wenn keine Zündquellen 
vorhanden sind oder Schutzmaßnahmen gegen das Entzünden von 
abgelagertem oder aufgewirbeltem Staub getroffen sind. 

Das wechselweise oder gleichzeitige Strahlen von Leichtme-
tallen und eisenhaltigen Teilen in einem Strahlraum beinhaltet 
auf Grund möglicher aluminothermischer Reaktionen beim 
gleichzeitigen Vorhandensein von Aluminium und Rost ein er-
höhtes Entzündungsrisiko. 
Abgelagerter oder aufgewirbelter brennbarer Staub kann z.B. 
durch folgende Zündquellen entzündet werden: 
– offene Flammen, z.B. Feuerarbeiten, Streichholz- oder  

Feuerzeugflamme, 
– Zigarettenglut, Zigarettenkippen, 
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– heiße Oberflächen mit einer Oberflächentemperatur größer 
oder gleich 135 °C, z.B. Heizeinrichtungen, heißgelaufe-
ne Lager, heißes Strahlgut, 

– funkenreißende Maschinenteile, 
– chemische Reaktionen, z.B. aluminothermische Reaktionen, 
– elektrostatische Entladungsvorgänge, 
– elektrische Anlagen und Betriebsmittel, die nicht den je-

weils anzuwendenden VDE-Bestimmungen entsprechen. 
Der Grad der jeweiligen Feuer- und Explosionsgefahr ist fest-
gelegt durch die Einteilung in feuer- und explosionsgefährdete 
Bereiche. 
Festlegungen für staubexplosionsgefährdete Bereiche bei 
Strahlarbeiten mit ihren Zoneneinteilungen sind im Anhang 1 
zusammengestellt. Hinsichtlich Schutzmaßnahmen in diesen 
Zonen siehe „Explosionsschutz-Regeln (EX-RL)“ (BGR 104). 
Hinsichtlich Schutzmaßnahmen bei elektrischen Anlagen und 
Betriebsmitteln siehe DIN VDE 0165 „Errichten elektrischer 
Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen“. 
Hinsichtlich Schutzmaßnahmen bei elektrisch leitfähigen An-
lagenteilen, die elektrostatisch aufgeladen werden können, 
siehe BG-Regel „Vermeidung von Zündgefahren infolge elekt-
rostatischer Aufladungen“ (BGR 132). Solche Anlagenteile 
sind z.B.:  
– Aufnahmeeinrichtungen für das Strahlgut (Tisch, Gehänge), 
– Erfassungseinrichtungen, einschließlich der Strahlraumbe-

grenzungen, 
– Lüftungs- und Absaugrohre, 
– Filtergehäuse, einschließlich Staubsammeltrichter, Filter-

stützkörbe, Filtertaschen und -schläuche, sofern diese leit-
fähig sind, 

– Schlauchleitungen von Druckluftstrahleinrichtungen. 
Feuergefährdete Bereiche sind die explosionsgefährdeten Be-
reiche und der Umkreis von 5 m um mögliche Staubaustritts-
stellen. Hinsichtlich Schutzmaßnahmen bei elektrischen Anla-
gen im Umkreis von 5 m um mögliche Staubaustrittsstellen 
siehe DIN VDE 0100 Teil 720 „Errichten von Starkstromanla-
gen mit Nennspannungen bis 1 000 V; Feuergefährdete  
Betriebsstätten“. 



BGR 500 
Kapitel 2.24 

13

3.8.2 Abweichend von Abschnitt 3.8.1 ist das wechselweise Strahlen von 
Leichtmetallen und eisenhaltigen Teilen in einem Strahlraum auch zu-
lässig, wenn vor jedem Wechsel der Strahlraum und die Absaugein-
richtungen gereinigt werden. 

3.9 Strahlen von Magnesiumlegierungen 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass für das Strahlen von 
Magnesiumlegierungen mit mehr als 80 Gewichtsprozenten Magne-
sium Stahl oder Gusseisen als Strahlmittel nicht verwendet werden. 

3.10 Reinigung 

3.10.1 Der Unternehmer hat zur Vermeidung gefährlicher explosionsfähiger 
Staub/Luft-Gemische dafür zu sorgen, dass Staubablagerungen aus 
Räumen, in denen mit Ablagerungen brennbarer Stäube zu rechnen 
ist, und aus Absaugeinrichtungen in angemessenen Zeitabständen 
gefahrlos entfernt werden. 

Explosionsfähige Staub/Luft-Gemische siehe Erläuterungen zu 
Abschnitt 3.8.1. 
Als Staubablagerungen sind solche mit einer Korngröße klei-
ner oder gleich 0,5 mm zu verstehen. 
Räume, in denen mit explosionsfähigen Staub-Luft-Gemischen 
zu rechnen ist, sind z.B. Aufstellungsräume filternder Abschei-
der von Strahlanlagen und -einrichtungen. Dabei ist zu beach-
ten, dass sich bei Reinluftrückführung Staub über weite Be-
triebsbereiche ausbreiten und langfristig gefährliche 
Ablagerungen bilden kann; siehe auch BG-Regel „Arbeits-
platzlüftung - Lufttechnische Maßnahmen“ (BGR 121). 
Ein gefahrloses Entfernen ist z.B. durch ortsbewegliche Indust-
riestaubsauger der Verwendungskategorie C/B1 gewährleis-
tet, siehe auch BIA-Informations- und Arbeitsblatt 510220 
„Sicherheitstechnische Anforderungen an den Staubexplosi-
onsschutz bei Industriestaubsaugern“. 

3.10.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass nach Strahlarbeiten in 
geschlossenen Bauteilen, in Einhausungen und Einzeltungen der ab-
gelagerte Staub gefahrlos entfernt wird. 
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3.11 Instandhaltungen 

3.11.1 Können bei Instandhaltungen in feuer- und explosionsgefährdeten 
Bereichen Zündquellen nicht vermieden werden, darf der Unterneh-
mer Instandhaltungen erst durchführen lassen, wenn die entspre-
chenden Bereiche so gereinigt worden sind, dass Feuer- oder Ex-
plosionsgefahren vermieden sind. 

Feuer- und explosionsgefährdete Bereiche sowie Zündquellen 
siehe Erläuterungen zu Abschnitt 3.8.1. 

3.11.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Strahlschläuche nur 
entsprechend den Montageanleitungen des Herstellers, Lieferers  
oder Importeurs eingebunden werden. 

3.12 Prüfung 

Nach § 3 Abs. 3 der Betriebssicherheitsverordnung hat der 
Arbeitgeber Art, Umfang und Fristen erforderlicher Prüfungen 
der Arbeitsmittel zu ermitteln. Bei diesen Prüfungen sollen si-
cherheitstechnische Mängel systematisch erkannt und abge-
stellt werden. 
Der Arbeitgeber legt ferner die Voraussetzungen fest, welche 
die von ihm beauftragten Personen zu erfüllen haben (befä-
higte Personen). 
Nach derzeitiger Auffassung ist davon auszugehen, dass die 
Aufgaben der befähigten Personen für die nachstehend auf-
geführten Prüfungen durch die dort genannten Personen 
wahrgenommen werden. Art, Umfang und Fristen der Prüfun-
gen sind bisherige Praxis und entsprechen den Regeln der 
Technik. 

3.12.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Druckluftstrahlgeräte 
durch einen Sachkundigen wie folgt geprüft werden: 
1. vor der ersten Inbetriebnahme die zusammengebauten Strahlgerä-

te auf ordnungsgemäße Installation, Funktion und Aufstellung,  
2. nach Betriebsunterbrechungen von mehr als einem Jahr auf ord-

nungsgemäße Beschaffenheit und Funktion,  
3. nach Änderung des Aufstellungsortes auf ordnungsgemäße Be-

schaffenheit, Funktion und Aufstellung,  
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4. nach Instandsetzungsarbeiten oder Veränderungen, die die Be-
triebssicherheit beeinflussen können.  

Die Prüfung schließt z.B. ein, ob die Befehlseinrichtungen mit 
selbsttätiger Rückstellung von Hand gehaltener Druckluftstrahl-
einrichtungen ihre Aufgabe erfüllen und ob die Druckluft-
strahleinrichtung noch den Vorgaben der Bedienungsanleitung 
des Herstellers oder Lieferers entspricht. 
Sachkundiger ist, wer auf Grund seiner fachlichen Ausbildung 
und Erfahrung ausreichende Kenntnisse auf dem Gebiet des 
Druckluftstrahlens hat und mit den einschlägigen staatlichen 
Arbeitsschutzvorschriften, Unfallverhütungsvorschriften und all-
gemein anerkannten Regeln der Technik (z.B. BG-Regeln, 
DIN-Normen, VDE-Bestimmungen, technische Regeln anderer 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder der Türkei oder 
anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum) soweit vertraut ist, dass er den ar-
beitssicheren Zustand der Druckluftstrahleinrichtungen beurtei-
len kann. 

3.12.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass das Ergebnis der Prü-
fungen nach Abschnitt 3.12.1 in einer Prüfbescheinigung festgehal-
ten wird, die bis zur nächsten Prüfung aufzubewahren ist. 
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1 Anwendungsbereich 

1.1 Dieses Kapitel findet Anwendung auf das Betreiben von kraftbetrie-
benen Schleif- und Bürstwerkzeugen und zugehörige Einrichtungen. 

Zugehörige Einrichtungen sind z.B. Abrichtwerkzeuge, Zwi-
schenlagen, Stützteller, Aufnahmevorrichtungen für Schleifhül-
sen und Einrichtungen zum Lagern und Transportieren. 

2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Kapitels werden folgende Begriffe bestimmt: 
1. Schleifwerkzeuge sind 

a) Schleifkörper aus gebundenem Schleifmittel, 
Schleifkörper aus gebundenem Schleifmittel sind z.B. Schleif-
scheiben und Trennschleifscheiben, Schleifkörper auf Trag-
scheiben, Schleifteller, Schleifsegmente, Schleifstifte, Schleif-
töpfe, Schleifkegel, gekröpfte Schleifscheiben, bei denen 
Korunde oder Siliciumcarbide als Schleifmittel verwendet wer-
den, Natursteine. 
Siehe auch DIN 69111 „Schleifkörper aus gebundenem 
Schleifmittel; Einteilung, Übersicht“ und DIN ISO 525 „Schleif-
körper aus gebundenem Schleifmittel; Allgemeine Anforderun-
gen“. 

b) Schleifkörper mit Diamant oder Bornitrid oder mit Werkstoffen 
vergleichbarer Eigenschaften als Schleifmittel, 
Die Schleifkörper können sowohl aus Vollkörpern bestehen, in 
denen das Schleifmittel eingebunden ist, als auch aus Grund-
körpern mit aufgebrachten Schleifmittelbelägen. 
Schleifmittelbeläge können z.B. durch Pressen, Kleben, Löten, 
Schweißen, Sintern oder galvanisches Beschichten aufge-
bracht sein. Der Grundkörper kann z.B. aus Metall, Keramik 
oder Kunstharzmassen bestehen. 
Siehe auch DIN 69800-1 „Schleifkörper mit Schleifbelag aus 
Diamant oder Bornitrid; Übersicht, Benennung“ und 
DIN 69800-2 „Schleifkörper mit Schleifbelag aus Diamant 
und Bornitrid; Formschlüssel, Bezeichnung“. 
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c) Schleifmittel auf Unterlage, 
Schleifmittel auf Unterlage sind z.B. Vulkanfiberschleifschei-
ben, Fächerschleifscheiben, Schleifblätter, Schleifbänder, 
Schleifhülsen, Lamellenschleifscheiben und -schleifstifte. 
Siehe auch DIN 69183 „Lamellenschleifstifte“ und DIN 
69184 „Lamellenschleifscheiben“. 

d) Schleifkörper aus Faservlies mit Schleifmittel, 
Schleifkörper aus Faservlies mit Schleifmittel sind z.B. Schei-
ben mit und ohne Vulkanfiberrücken, Stützteller oder Schaft, 
bei denen das Schleifmittel in ein synthetisches Faservlies ein-
gebunden ist. 

e) Schleifmittelträger in Verbindung mit Schleifpasten und 
Schleifmitteln, die für die Fertigungsverfahren Schleifen, Polie-
ren, Honen und Läppen verwendet werden. 
Schleifmittelträger sind z.B. Pließt-, Polier- und Läppscheiben. 
Antriebs- oder Umlenkrollen von z.B. Bandschleifmaschinen 
sind keine Schleifmittelträger.  
In Schleifpasten sind feinkörnige Schleifmittel, z.B. Korund,  
Siliciumcarbid, Bornitrid, Diamant pastös gebunden und  
homogen verteilt. 

2. Schleifmittel sind Korund, Siliciumcarbid, Diamant, Bornitrid oder 
andere Werkstoffe mit vergleichbaren Eigenschaften. 

3. Schleifarten sind: 

– Umfangschleifen, das Schleifen mit der Umfangfläche des 
Schleifwerkzeuges, 

– Seitenschleifen, das Schleifen mit der Seitenfläche des 
Schleifwerkzeuges, 

– Hochdruckschleifen, das Umfangschleifen mit hohem An-
pressdruck, 

– Trennschleifen, das Umfangschleifen zum Ablängen oder 
Schlitzen von Werkstücken. 
Siehe auch DIN 8589-11 „Fertigungsverfahren Spanen; 
Schleifen mit rotierendem Werkzeug; Einordnung, Untertei-
lung, Begriffe“. 

– Bürstwerkzeuge sind Werkzeuge, die aus Bürstenkörper und 
Besteckungsmaterial bestehen und die für die Fertigungsverfah-
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ren Bürstspanen, Bürsten und Reinigungsschleifen verwendet 
werden. 
Siehe auch 
DIN EN 1083-1 „Kraftbetriebene Bürstwerkzeuge; Teil 1: 

Definitionen und Nomenklatur“, 
DIN 8589-8 „Fertigungsverfahren Spanen; Bürstspanen; 

Einordnung, Unterteilung, Begriffe“, 
DIN 8592 „Fertigungsverfahren Reinigen; Einordnung, 

Unterteilung, Begriffe“. 
1. Besteckungsmaterial bildet den Arbeitsteil eines Bürstwerkzeuges 

und besteht aus metallischen Drähten, synthetischen oder natürli-
chen Fasern oder aus Mischungen der genannten Werkstoffe, die 
ihrerseits mit Schleifmitteln besetzt oder durchsetzt sein können. 

2. Arbeitshöchstgeschwindigkeit ist die höchstzulässige Umfangs-
geschwindigkeit eines rotierenden Schleif- oder Bürstwerkzeuges. 

3. Zulässige Drehzahl ist die Drehzahl eines rotierenden Schleif- 
oder Bürstwerkzeuges bei Arbeitshöchstgeschwindigkeit. 

Arbeitshöchstgeschwindigkeit vzul und zulässige Drehzahl nzul

eines rotierenden Schleif- oder Bürstwerkzeuges sind bestimmt 
durch: 

s/min
100060

14,3nD
v zul

zul ⋅
⋅⋅

=

min/1in
14,3D
100060v

n zul
zul ⋅

⋅⋅
=⋅

In den vorgenannten Gleichungen sind einzusetzen: 
vzul in m/s 
nzul in 1/min 
D (Außendurchmesser des Schleifwerkzeuges) in mm  
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3 Maßnahmen zur Verhütung von Gefahren für Leben und Gesund-
heit bei der Arbeit 

3.1 Bestimmungsgemäße Verwendung und Verwendungseinschrän-
kungen 

3.1.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass nur solche Schleif- und 
Bürstwerkzeuge und zugehörige Einrichtungen in Betrieb genommen 
werden, die den Bestimmungen des § 7 der Betriebssicherheitsver-
ordnung entsprechen. 

Bei Schleifwerkzeugen kann von der Erfüllung dieser Anforde-
rung ausgegangen werden, wenn sie z.B. folgenden Normen 
entsprechen: 
– DIN EN 12413 „Sicherheitsanforderungen für Schleif-

körper aus gebundenem Schleifmittel“, 
– DIN EN 13236 „Sicherheitsanforderungen für Schleif-

werkzeuge mit Diamant oder Bor-
nitrid“, 

– DIN EN 13743 „Sicherheitsanforderungen für Schleif-
mittel auf Unterlagen“, 

– DIN EN ISO 6103 „Schleifkörper aus gebundenem Schleif-
mittel;Zulässige Unwucht von Schleif-
scheiben im Lieferzustand; Prüfung“. 

Bei Bürstwerkzeugen kann von der Erfüllung dieser Anforde-
rung ausgegangen werden, wenn sie z.B. DIN EN 1083-2 
„Kraftbetriebene Bürstwerkzeuge; Sicherheitstechnische An-
forderungen“ entsprechen. 

3.1.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass 
1. Schleif- und Bürstwerkzeuge nur bis zu der in der Kennzeichnung 

angegebenen Arbeitshöchstgeschwindigkeit oder zulässigen 
Drehzahl betrieben werden, 

Dies wird z.B. erreicht, wenn die Nennleerlaufdrehzahl der 
Schleifspindel nicht höher ist als die auf dem Schleifwerkzeug 
angegebene Drehzahl. 
Dies schließt ein, dass bei mehrstufigen bzw. stufenlos ein-
stellbaren Antrieben die zulässige Drehzahl des neuen 
Schleifwerkzeuges entsprechend der Abnutzung des Schleif-
werkzeuges nur so weit gesteigert werden kann, dass die 
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angegebene Arbeitshöchstgeschwindigkeit nicht überschritten 
wird. 

2. Schleifwerkzeuge entsprechend den in der Kennzeichnung ange-
gebenen Verwendungseinschränkungen betrieben werden, 

3. Schleifkörper aus Naturstein nur bis zu einer Arbeitshöchstge-
schwindigkeit von 16 m/s betrieben und nicht zum Schleifen von 
Metall eingesetzt werden, 

4. Schleifwerkzeuge, ausgenommen Schleifkörper aus Naturstein, 
deren Schleifmittel ganz oder teilweise aus freier kristalliner Kie-
selsäure besteht, nicht verwendet werden, 

Als freie kristalline Kieselsäure werden die kristallinen SiO2-
Modifikationen Quarz, Cristobalit und Tridymit bezeichnet. 

5. Schleifwerkzeuge mit bleihaltigen oder anderen gesundheits-
schädlichen Bestandteilen oder Anstrichen nur auf ortsfesten 
Schleifmaschinen mit Absaugeinrichtungen ohne Luftrückführung 
verwendet werden, 

Gesundheitsschädlich sind solche Bestandteile, die nach Ein-
atmen, Verschlucken oder Aufnahme durch die Haut Gesund-
heitsschäden verursachen können. 
Siehe auch Gefahrstoffverordnung, Technische Regeln für Ge-
fahrstoffe „Grenzwerte in der Luft am Arbeitsplatz; Luftgrenz-
werte“ (TRGS 900) und BG-Regel „Arbeitsplatzlüftung – Luft-
technische Maßnahmen“ (BGR 121). 

6. Schleifkörper mit keramischer und Magnesit-Bindung nicht zum 
Trennschleifen verwendet werden, 

7. Schleifkörper mit Kunstharzbindung nicht mit Kühlschmierstoffen, 
die zu einer Unterschreitung des Sicherheitsfaktors führen, betrie-
ben werden, 

Eine Unterschreitung des Sicherheitsfaktors ist in der Regel 
nicht zu erwarten, wenn 
– der pH-Wert des Kühlschmierstoffes < 11 
 und 
– die Temperatur des Kühlschmierstoffes < 35 °C 
beträgt. 

und 
8. die den Werkzeugen beigefügten Etiketten bis zum Verbrauch 

der Werkzeuge aufbewahrt werden. 
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3.1.2 Können bei Einhaltung der Bestimmungen nach Abschnitt 3.1.2 
zusätzliche Gefährdungen entstehen, hat der Unternehmer entspre-
chende Maßnahmen zu treffen. 

Zusätzliche Gefährdungen können z.B. auftreten durch 
– Lärm, 
– Funkenflug, 
– Gefahrstoffe, die durch die Bearbeitung von Werkstücken 

oder Werkstoffen selbst entstehen. 
Siehe auch 
– Gefahrstoffverordnung, 
– Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“ 

(BGV A 1), 
– Unfallverhütungsvorschrift „Lärm“ (BGV B 3), 
– BG-Regel „Vermeidung der Gefahren von Staubbränden 

und Staubexplosionen beim Schleifen, Bürsten und Polieren 
von Aluminium und seinen Legierungen“ (BGR 109), 

– BG-Regel „Arbeitsplatzlüftung – Lufttechnische Maßnah-
men“ (BGR 121), 

– BG-Regel „Benutzung von Atemschutzgeräten“ (BGR 190), 
– BG-Regel „Benutzung von Augen- und Gesichtsschutz“ 

(BGR 192). 

3.1.4 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Schleifkörper in Magne-
sitbindung mit einem Außendurchmesser > 1000 mm 
1. nicht länger als zwei Jahre nach deren Beschaffung und nicht 

länger als vier Jahre nach deren Herstellung betrieben werden 
 und 
2. in regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch einmal monat-

lich, auf äußere Veränderungen geprüft werden. Wird eine Riss-
bildung festgestellt, hat der Unternehmer sicherzustellen, dass 
diese Schleifkörper nicht mehr verwendet werden. 

3.1.5 Unternehmer und Versicherte dürfen Veränderungen an Schleifwerk-
zeugen, soweit sie sich nicht aus der bestimmungsgemäßen Ver-
wendung ergeben, nicht vornehmen. 

Solche Veränderungen sind z.B. 
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– das Behauen von Werkzeugen, das Vergrößern von Boh-
rungen und das Verkleinern von Bohrungen durch Ausgie-
ßen bei Schleifkörpern aus gebundenem Schleifmittel, 

– das Ausstanzen gebrauchter Trennschleifscheiben und Vul-
kanfiberschleifscheiben. 

3.2 Lagern und Transportieren von Schleif- und Bürstwerkzeugen 

3.2.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Schleif- und Bürstwerk-
zeuge beim Lagern und Transportieren in ihrer Festigkeit nicht beein-
trächtigt werden und die dafür benötigten Einrichtungen zur Verfü-
gung stehen. 

Einflüsse, die die Festigkeit beeinträchtigen können, sind bei 
– Bürstwerkzeugen z.B. das Lagern auf dem Bürstenfeld, 
– Schleifwerkzeugen Stöße und Erschütterungen beim Trans-

portieren, 
– Schleifkörpern in Magnesitbindung eine erhöhte Feuchtig-

keitsaufnahme, 
– Schleifbändern Kantenbeschädigungen sowie die Lage-

rung unter ungünstigen Klimabedingungen. 
Es empfiehlt sich, Werkzeuge so zu lagern, dass diese ent-
sprechend der Reihenfolge der Anlieferung entnommen wer-
den können. 

3.2.2 Versicherte haben beim Lagern und Transportieren von Schleif- und 
Bürstwerkzeugen die zur Verfügung gestellten Einrichtungen zu be-
nutzen. 

Die Verwendung geeigneter Lagereinrichtungen verhindert 
z.B. eine Herabsetzung des Sicherheitsfaktors durch Einwir-
kung von 
– Feuchtigkeit,  
– Frost, 
– aggressiven Medien 
 und 
– einseitiger Erwärmung oder Abkühlung. 

Einseitige Erwärmung oder Abkühlung kann zu Spannungsris-
sen führen. 
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Die Verwendung geeigneter Transportmittel verhindert – so-
weit Gewicht, Form und Maße der Werkzeuge dies erfor- 
dern – mechanische Beschädigungen, z.B. durch Stöße, Um-
fallen oder Herabfallen. 

3.2.3 Versicherte haben Schleif- und Bürstwerkzeuge entsprechend den 
Weisungen des Unternehmers sachgerecht zu lagern und zu trans-
portieren. 

Schleifwerkzeuge sollten auf einer ebenen Unterlage oder 
stehend in einem Gestell gelagert werden, so dass kein Kip-
pen, keine Beschädigung oder Bruch durch Eigengewicht 
möglich sind. 
Hinsichtlich der Lagerung von Bürstwerkzeugen siehe auch 
DIN EN 1083-2 „Kraftbetriebene Bürstwerkzeuge; Teil 2: Si-
cherheitstechnische Anforderungen“. 

3.3 Befestigen von Schleifwerkzeugen 

3.3.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Schleifwerkzeuge auf 
Schleifmaschinen durch hierin unterwiesene Versicherte befestigt 
werden und die dafür benötigten Einrichtungen zur Verfügung ste-
hen. 

3.3.2 Die im Befestigen von Schleifwerkzeugen unterwiesenen Versicher-
ten 
  1. haben die Kennzeichnung der Schleifwerkzeuge zu beachten, 
  2. haben vor jedem Befestigen Schleifwerkzeuge und Spannzeuge 

auf erkennbare Mängel zu prüfen, 
Erkennbare Mängel bei Schleifwerkzeugen können z.B. sein: 
Risse, Ausbrüche, Veränderungen im äußeren Erscheinungs-
bild. 
Die Prüfung erfolgt im Allgemeinen durch eine Sichtprüfung. 
Bei 
– Schleifkörpern entsprechend Abschnitt 2 Nr. 1 Buchsta-

be a) mit keramischer Bindung 
 und 
– Schleifkörpern entsprechend Abschnitt 2 Nr. 1 Buchsta-

be b) mit Grundkörpern aus Keramik 
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mit D > 80 mm erfolgt zusätzlich eine Klangprüfung zur Fest-
stellung eventueller Risse. Davon ausgenommen sind verklebte 
oder verschraubte Schleifkörper, Schleifsegmente, Schleifstifte 
und Schleifkegel. 
Bei der Klangprüfung werden die Schleifkörper mit einem 
nichtmetallischen Gegenstand abgeklopft. Ein unbeschädigter 
Schleifkörper gibt einen klaren, ein beschädigter einen dump-
fen oder scheppernden Klang. 
Erkennbare Mängel an Spannzeugen können z.B. sein 
– Gratbildung auf der Anlageseite, 
– Verschmutzung, 
– schadhafte Gewindegänge von Spannmuttern und Schrau-

ben,
– Verformungen (z.B. Spannzangen), 
– Verrottung. 

  3. dürfen keine Schleifwerkzeuge und Spannzeuge mit erkennba-
ren Mängeln befestigen, 

  4. haben passende Schleifwerkzeuge entsprechend den Angaben 
in der Betriebsanleitung auf die Schleifspindel oder Werkzeug-
aufnahme zu bringen, 

Dies wird z.B. erreicht, wenn die Schleifwerkzeuge leicht 
aufgebracht werden und ein Presssitz vermieden ist. 

  5. haben Schleifwerkzeuge unter Verwendung der vom Maschi-
nenhersteller für die jeweiligen Schleifwerkzeuge vorgesehenen 
Spannvorrichtungen zu befestigen; bei der Verwendung von 
Spannflanschen sind diese unter Berücksichtigung von 
– Schleifkörperform, 
– Schleifkörpermaßen, 
– Schleifkörperbindung 
 und 
– Maschinenart 

 auszuwählen, 
Auswahl geeigneter Spannflansche siehe nachfolgende Ta-
belle und Abbildungen 1 und 2. 

  6. haben sicherzustellen, dass die Schleifkörper bei größtmögli-
cher Belastung durch Betriebskräfte nicht zwischen den Flan-
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schen rutschen aber dennoch eine Schädigung des Schleifkör-
pers durch zu hohe Flächenpressung ausgeschlossen ist, 

  7. dürfen Schleifkörperbohrungen nicht durch ineinandergesteckte 
Reduzierringe oder Vergießen der Schleifkörperbohrungen ver-
kleinern, 

  8. haben, soweit die Befestigung mittels Spannflanschen erfolgt,  
– bei Schleifkörpern nach Abschnitt 2 Nr. 1 Buchstabe a) 
 und 
– bei Schleifkörpern nach Abschnitt 2 Nr. 1 Buchstabe b) mit 

Grundkörpern aus Keramik, 
zwischen Schleifkörper und Spannflansche geeignete Zwischen-
lagen zu legen. 
Dies gilt nicht für folgende Schleifkörper nach Abschnitt 2 Nr. 1 
Buchstabe a): 
– Gekröpfte Schleifscheiben, Form 27 und 28, 
– halbflexible Schleifscheiben, Form 29, 
– gerade und gekröpfte Trennschleifscheiben, Form 41 und 

42, faserstoffverstärkt, mit D ≤ 400 mm, 
– Schleifkörper auf Tragscheiben, auch segmentiert, Form 43, 
– zweiseitig konische Schleifscheiben, Form 4, mit konischen 

Spannflanschen, 
– gerade Trennschleifscheiben, Form 41, mit T ≤ 1 mm, 
– Schleifkörper mit D ≤ 20 mm, 

Zwischenlagen sind geeignet, wenn sie z.B. den Anforde-
rungen aus DIN EN 12413 „Sicherheitsanforderungen für 
Schleifkörper aus gebundenem Schleifmittel“ entsprechen. 
Hinsichtlich der Einteilung der Schleifkörper nach Formen 
siehe DIN ISO 525 „Schleifkörper aus gebundenem Schleif-
mittel; Allgemeine Anforderungen“. 

  9. haben darauf zu achten, dass die Spannflansche beim Befesti-
gen der Schleifkörper nicht an Reduzierringen oder Buchsen 
aufliegen, 

10. dürfen mehrere Schleifscheiben mit und ohne Distanzteile auf 
einer Schleifspindel nur befestigen, wenn die Schleifscheiben 
und die Schleifmaschinen hierfür vorgesehen sind, 



BGR 500 
Kapitel 2.25 

13

Schleifscheiben sind zum Aufspannen in einem Satz geeignet, 
wenn sie über eine Kennzeichnung verfügen, aus der ihre Zu-
sammengehörigkeit erkennbar ist. Distanzteile sind geeignet, 
wenn sie hinsichtlich Anlagefläche und Hinterdrehung die 
gleichen Maße wie die äußeren Spannflansche aufweisen. 
Beim Aufspannen mehrerer Schleifscheiben mit Distanzteilen 
sind Zwischenlagen zwischen die Schleifscheiben und die 
Distanzteile zu legen. 

11. haben beim Aufspannen mehrerer Schleifscheiben mit Distanz-
teilen Zwischenlagen zwischen Schleifscheiben und Distanztei-
len einzulegen; dies gilt nicht für Schleifkörper nach Abschnitt 2 
Nr. 1 Buchstabe b) mit anderen als keramischen Grundkörpern. 
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Bild 1: Ringflächenhöhe r von Spannflanschen bei Schleifscheiben H ≤ 0,2 D 

Bild 2: Ringflächenhöhe h von Spannflanschen bei Schleifscheiben H > 0,2 D 

Beim Aufspannen von Trennschleifscheiben entsprechend Ab-
schnitt 2 Nr. 1 Buchstabe b) mit Bündigbohrungen ist darauf 
zu achten, dass der Spannflansch den Teilkreis, bei mehreren 
Teilkreisen den größten Teilkreis überdeckt. 
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3.4 Probelauf 

3.4.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass nach jedem Befestigen 
eines Schleifwerkzeuges nach Abschnitt 2 Nr. 1 Buchstaben a) bis
c) - ausgenommen Schleifbänder, Schleifhülsen und Schleifblätter - 
ein Probelauf durch einen hierin unterwiesenen Versicherten durch-
geführt wird und die dafür benötigten Einrichtungen zur Verfügung 
stehen. Dies gilt nicht für Schleifwerkzeuge mit einem Außendurch-
messer von ≤ 80 mm. 

Dies wird z.B. hinsichtlich der benötigten Einrichtungen er-
reicht, wenn Schutzhauben und Einrichtungen, z.B. Stellwän-
de, Auffangeinrichtungen, zum Absperren des Gefahrberei-
ches vorhanden sind. 

3.4.2 Der unterwiesene Versicherte hat den Probelauf mit der auf der 
Schleifmaschine angegebenen Drehzahl vorzunehmen, hierbei darf 
die Arbeitshöchstgeschwindigkeit des Schleifwerkzeuges nicht über-
schritten werden. Er hat bei drehzahlregelbaren Schleifmaschinen 
als Probelaufdrehzahl die auf dem Schleifwerkzeug oder die auf 
dem dem Schleifwerkzeug beigefügten Etikett angegebene zulässi-
ge Drehzahl zu verwenden. 

Dies wird z.B. bei mindestens folgenden Probelaufzeiten er-
reicht: 
– 1 Minute bei Schleifkörpern auf ortsfesten Schleifmaschi-

nen, 
– 0,5 Minuten bei Schleifkörpern auf Handschleifmaschinen, 
– 15 Minuten bei Schleifkörpern in Magnesitbindung mit ei-

nem Außendurchmesser > 1 000 mm auf ortsfesten 
Schleifmaschinen. 

3.5 Abrichten von Schleifkörpern und Polierscheiben 

Versicherte dürfen für das Abrichten von auf Schleifmaschinen befes-
tigten Schleifkörpern und Polierscheiben nur geeignete Abrichtwerk-
zeuge benutzen. 

Geeignete Abrichtwerkzeuge sind z.B. Abziehsteine, Abricht-
rollen und Diamantabrichter. 
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3.6 Befestigen von Bürstwerkzeugen 

3.6.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Bürstwerkzeuge auf 
Maschinen durch hierin unterwiesene Versicherte befestigt werden 
und die dafür benötigten Einrichtungen zur Verfügung stehen. 

3.6.2 Die im Befestigen von Bürstwerkzeugen unterwiesenen Versicherten 
1. haben die Kennzeichnung der Bürstwerkzeuge zu beachten, 
2. haben vor jedem Befestigen Bürstwerkzeuge und Spannzeuge auf 

erkennbare Mängel zu prüfen, 
3. dürfen keine Bürstwerkzeuge und Spannzeuge mit erkennbaren 

Mängeln befestigen. 
Erkennbare Mängel sind z.B. an Bürstwerkzeugen, wenn das 
Besteckungsmaterial 
– angerostet ist 
 oder 
– ungleichmäßige mechanische Verformungen aufweist. 
Erkennbare Mängel an Spannzeugen siehe Abschnitt 3.3.2. 
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1 Anwendungsbereich 

1.1 Dieses Kapitel findet Anwendung auf Schweißen, Schneiden und 
verwandte Verfahren zum Bearbeiten metallischer Werkstücke sowie 
für zugehörige Einrichtungen. 

1.2 Abschnitt 3.8 findet keine Anwendung auf die Durchführung von 
schweißtechnischen Arbeiten an Leitungen mit brennbaren Gasen, 
solange keine Brand- oder Explosionsgefahr aus der Umgebung be-
steht. 

Bei schweißtechnischen Arbeiten an Leitungen mit brennbaren 
Gasen ist die Unfallverhütungsvorschrift „Arbeiten an Gaslei-
tungen“ (BGV D 2) zu beachten. 
Hinweis: Die vorstehend genannte Unfallverhütungsvorschrift 

wurde zum 1. Januar 2005 außer Kraft gesetzt, 
wobei ausgewählte Betriebsbestimmungen in das 
Kapitel 2.31 zur BG-Regel „Betreiben von Ar-
beitsmitteln“ (BGR 500) überstellt worden sind; sie-
he „http://www.hvbg.de“ (Webcode: 572676). 

1.3  Abschnitt 3.9 findet keine Anwendung auf die Durchführung von 
schweißtechnischen Arbeiten an Leitungen mit brennbaren Gasen. 

2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Kapitels werden folgende Begriffe bestimmt: 
1. Schweißen ist ein Verfahren zum Vereinigen metallischer Werk-

stoffe unter Anwendung von Wärme oder Kraft oder von beiden 
mit oder ohne Schweißzusatz.  

Hinsichtlich der Begriffsbestimmungen siehe auch DIN I-
SO 857-1 „Schweißen und verwandte Prozesse; Begriffe; 
Teil 1: Metallschweißprozesse“. 

2. Schneiden ist ein thermisches Trennen metallischer Werkstoffe.  
3. Verwandte Verfahren sind insbesondere Löten, thermisches 

Spritzen, Flammwärmen, Flammrichten, Flammhärten und Wider-
standswärmen.  

Siehe auch 
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DIN ISO 857-2 „Schweißen und verwandte Prozesse; Beg-
riffe; Teil 2: Weichlöten, Hartlöten und ver-
wandte Begriffe“, 

DIN 8522 „Fertigungsverfahren der Autogentechnik; 
Übersicht“, 

DIN 32527 „Wärmen beim Schweißen, Löten, Schnei-
den und bei verwandten Verfahren; Begrif-
fe, Verfahren“, 

DIN EN 657 „Thermisches Spritzen; Begriffe, Einteilung“, 
DVS 2307-2 „Arbeitsschutz beim Flammspritzen“, 
DVS 2307-3 „Arbeitsschutz beim Lichtbogenspritzen“, 
DVS 2307-4 „Arbeitsschutz beim Plasmaspritzen“. 

4. Schweißtechnische Arbeiten im Sinne dieses Kapitels sind Arbei-
ten nach den Verfahren der Nummern 1 bis 3.  

5. Schweißtechnische Arbeiten in Bereichen mit besonderen  
Gefahren sind 
a) Arbeiten in engen Räumen nach Abschnitt 3.7, 
b) Arbeiten in Bereichen mit Brand- und Explosionsgefahr nach 

Abschnitt 3.8, 
c) Arbeiten an Behältern mit gefährlichem Inhalt nach Abschnitt 

3.9, 
d) Arbeiten unter erhöhter elektrischer Gefährdung nach Abschnitt 

3.23, 
e) Unterwasserschweiß- und -schneidarbeiten nach Abschnitt 

3.25 
 und 
f) Arbeiten in Druckluft nach Abschnitt 3.26. 

6 Einrichtungen sind alle Anlagen, Maschinen, Betriebsmittel, Ge-
räte und deren Teile zum Schweißen, Schneiden und für ver-
wandte Verfahren.  
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3 Maßnahmen zur Verhütung von Gefahren für Leben und Gesund-
heit bei der Arbeit 

3.1 Betriebsanweisungen 

3.1.1 Der Unternehmer hat eine Betriebsanweisung für schweißtechnische 
Arbeiten in Bereichen mit besonderen Gefahren nach Abschnitt 2 
Nr. 5 Buchstaben a), c) bis f) und für Anlagen mit zusätzlichen Ge-
fahren zu erstellen. Die Betriebsanweisung ist in verständlicher Form 
und Sprache den Versicherten bekannt zu machen. 

Hinsichtlich Arbeiten in Bereichen mit Brand- und Explosions-
gefahr nach Abschnitt 2 Nr. 5 Buchstabe b) siehe Abschnitt 
3.8.4. 
Die Betriebsanweisung muss die in dem jeweiligen Paragra-
phentext enthaltenen Anforderungen aufweisen. 
Bei der Aufstellung von Betriebsanweisungen 
– sind nach § 20 Gefahrstoffverordnung auch arbeitbe-

reichs- und stoffbezogene Gefährdungen zu berücksichti-
gen (Hinweise für die Erstellung siehe TRGS 555), 

– sind für schweißtechnische Arbeiten, die von einer Person 
allein ausgeführt werden, Festlegungen nach § 8 Abs. 3 
der Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“ 
(BGV A 1) zu treffen, 

– ist für Arbeiten in Behältern und engen Räumen entspre-
chend der BG-Regel „Arbeiten in Behältern und engen 
Räumen“ (BGR 117) gegebenenfalls zusätzlich ein Erlaub-
nisschein („Befahrerlaubnis“) vorzusehen, 

– sind die Angaben in den Betriebsanleitungen der Geräte-
hersteller zu berücksichtigen. 

Ein Beispiel einer Betriebsanweisung für Flammwärmen und 
Flammrichten in einem Schiffstank ist in Anhang 3 aufgeführt. 
Ein Beispiel einer Betriebsanweisung für schweißtechnische 
Arbeiten in Bereichen mit Brandgefahr ist in Anhang 1 darge-
stellt. 
Anlagen mit zusätzlichen Gefahren sind z.B.: 
– Flaschenbatterieanlagen, 
– stationäre Brennschneidmaschinen, 
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– mit anderen Fertigungseinrichtungen verbundene stationäre 
Schweißeinrichtungen. 

Hinsichtlich der Unterweisungspflicht siehe auch § 4 der Un-
fallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“ (BGV A1). 

3.1.2 Die Versicherten haben die Betriebsanweisung zu beachten. 

3.2 Beschäftigungsbeschränkungen 

3.2.1 Unternehmer darf mit schweißtechnischen Arbeiten nur Versicherte 
beschäftigen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und mit den 
Einrichtungen und Verfahren vertraut sind.  

3.2.2 Abweichend von Abschnitt 3.2.1 dürfen Jugendliche beschäftigt 
werden, soweit 
1. dies zur Erreichung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist, 
2. ihr Schutz durch einen Aufsichtführenden gewährleistet ist 
 und 
3. der Luftgrenzwert bei gesundheitsgefährlichen Stoffen unterschrit-

ten ist. 
Aufsichtführender ist, wer die Durchführung von Arbeiten zu 
überwachen und für die arbeitssichere Ausführung zu sorgen 
hat. Er muss hierfür ausreichende Kenntnisse und Erfahrungen 
besitzen sowie weisungsbefugt sein. 
Siehe auch § 22 Jugendarbeitsschutzgesetz. 

3.2.3 Abweichend von Abschnitt 3.2.2 darf der Unternehmer Jugendliche 
mit folgenden schweißtechnischen Arbeiten nicht beschäftigen:  
– Arbeiten in engen Räumen nach Abschnitt 3.7, 
– Arbeiten in Bereichen mit Brand- und Explosionsgefahr nach Ab-

schnitt 3.8, 
– Arbeiten an Behältern mit gefährlichem Inhalt nach Abschnitt 3.9. 

3.3 Schutzeinrichtungen gegen optische Strahlung 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass 
– Arbeitsplätze zum Lichtbogenschweißen so eingerichtet sind, 

dass unbeteiligte Versicherte gegen schädliche Einwirkung opti-
scher Strahlung auf Augen und Haut geschützt sind, 
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- Raumbegrenzungen und Abschirmungen so beschaffen 
sind, dass Reflexion und Durchlässigkeit optischer Strah-
lung weitgehend vermieden werden, 

- zur Beobachtung des Lichtbogens oder der Brenner-
flamme dienende Sichtfenster mit Schweißerschutzfiltern 
geeigneter Schutzstufe ausgerüstet sind, 

- zum Schutz der Versicherten je nach Verfahren und Ar-
beitsbedingungen geeignete persönliche Schutzausrüs-
tungen zur Verfügung stehen.  

Optische Strahlung ist die Strahlung im ultravioletten, sichtba-
ren und infraroten Spektralbereich. Hinsichtlich Schutzeinrich-
tungen gegen optische Strahlung für Laserstrahl-Arbeitsplätze 
siehe Unfallverhütungsvorschrift „Laserstrahlung“ (BGV B 2). 
Schutz gegen schädliche Einwirkung wird z.B. erreicht durch 
Raumbegrenzungen oder Abschirmungen. 
An nicht ortsgebundenen Arbeitsplätzen kann bei geringer 
Expositionszeit bereits das Einhalten eines Abstandes von ei-
nigen Metern vom Arbeitsplatz als ausreichend angesehen 
werden, da die Intensität der Strahlung mit dem Quadrat der 
Entfernung abnimmt. 
Sichtbare Strahlung kann auch indirekt gefährdende Auswir-
kungen haben, z.B. durch Fehlreaktion infolge Blendung von 
Kran- oder Fahrzeugführern. 
Hinsichtlich des Schutzes beteiligter Versicherter siehe Ab-
schnitt 3.4. 
Raumbegrenzungen sind z.B. Wände, Decken, Fenster. 
Abschirmungen sind z.B. Stellwände oder Vorhänge. 
Geeignet sind lichtundurchlässige Werkstoffe. 
Geeignet sind auch lichtdurchlässige Abschirmungen (Vor-
hänge) nach DIN EN 1598 „Arbeits- und Gesundheitsschutz 
beim Schweißen und bei verwandten Verfahren; Durchsichti-
ge Schweißvorhänge, -streifen und -abschirmungen für Licht-
bogenschweißprozesse“. 
Ungeeignet sind glänzende, hellfarbige Oberflächen. 
Sichtfenster sind z.B. geeignet, wenn sie folgenden Normen 
entsprechen: 



BGR 500 
Kapitel 2.26 

9

DIN EN 166 „Persönlicher Augenschutz; Anforderungen“, 
DIN EN 169 „Persönlicher Augenschutz; Filter für das 

Schweißen und verwandte Techniken; 
Transmissionsanforderungen und empfohle-
ne Verwendung“, 

DIN EN 379 „Anforderungen an Schweißerschutzfilter 
mit umschaltbarem Lichttransmissionsgrad 
und Schweißerschutzfilter mit zwei Licht-
transmissionsgraden“. 

3.4 Arbeitskleidung 

3.4.1 Die Versicherten haben bei schweißtechnischen Arbeiten Kleidung 
zu tragen, die 
1. den Körper ausreichend bedeckt, 
2. nicht mit entzündlichen oder leicht entzündlichen Stoffen verunrei-

nigt ist 
 und 
3. keine Gegenstände enthält, die zu besonderen Gefahren führen 

können. 
Kleidungsstücke aus Gewebe mit hohem Anteil leicht schmel-
zender Kunstfaser können Verletzungen durch Verbrennen er-
heblich verschlimmern (Kunststoffschmelze auf der Haut) und 
sollen deshalb nicht getragen werden. 
Eine besondere Gefahr liegt z.B. vor, wenn Druckgaspa-
ckungen, wie Spraydosen mit brennbarem Inhalt, Einwegfeu-
erzeuge, mitgeführt werden, deren Inhalt infolge thermischer 
Einwirkung oder infolge eines auf einfache Art zu betätigen-
den Öffnungsmechanismus unbeabsichtigt ausströmen kann. 

3.4.2 Die Versicherten dürfen Kleidung nicht mit Sauerstoff abblasen.  
Abblasen der Kleidung und Kühlung des Körpers mit Sauer-
stoff sind lebensgefährlich, da dies zu schweren Verbren-
nungsunfällen führen kann. 
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3.5 Auswahl von Verfahren und Arbeitspositionen 

3.5.1 Der Unternehmer hat diejenigen Schweiß-, Schneid- und verwandten 
Verfahren auszuwählen, bei denen die Freisetzung gesundheitsge-
fährlicher Stoffe gering ist.  

Unzuträgliche Konzentration von Schadstoffen liegt vor, wenn 
die in den Technischen Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) ange-
gebenen Grenzwerte in der Luft am Arbeitsplatz überschritten 
sind. 
Hinsichtlich der Freisetzung von Schadstoffen siehe BG-
Informationen 
– „Schadstoffe in der Schweißtechnik“ (BGI 593), 
– „Nitrose Gase beim Schweißen, Schneiden und bei ver-

wandten Verfahren“ (BGI 743), 
– „Umgang mit thoriumoxidhaltigen Wolframelektroden beim 

Wolfram-Inertgasschweißen (WIG)“ (BGI 746). 
Verfahren, bei denen die Freisetzung von Schadstoffen gerin-
ger ist, sind z.B. 
– Wolfram-Inertgasschweißen (WIG-Schweißen) mit thorium-

oxidfreien Wolframelektroden,  
– Unterpulverschweißen (UP-Schweißen),  
– Plasmaschneiden mit Wasserabdeckung. 
Beim Schutzgasschweißen mit hochlegiertem Schweißzusatz 
ist die Freisetzung von krebserzeugenden Anteilen im Rauch 
wesentlich geringer als beim Lichtbogenhandschweißen mit 
umhüllten hochlegierten Stabelektroden. Werden hingegen 
Nickelbasiswerkstoffe oder Reinnickel als Schweißzusatz 
verwendet, ist die Freisetzung von krebserzeugenden Anteilen 
im Schweißrauch beim Lichtbogenhandschweißen geringer 
als beim MIG/MAG-Schweißen. 
Beim WIG-Schweißen mit thoriumoxidhaltigen Wolframelekt-
roden enthält der Schweißrauch Anteile an radioaktiven Stof-
fen. Diese sind beim Schweißen mit Gleichstrom wesentlich 
geringer als beim Schweißen mit Wechselstrom. 
Unabhängig von der Auswahl der Verfahren hat der Unter-
nehmer nach der Gefahrstoffverordnung unter Berücksichti-
gung von Verfahren, Werkstoffen und Einsatzbedingungen 
geeignete lufttechnische Maßnahmen zu ergreifen. Soweit 
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diese nicht möglich oder in ihrer Wirkung nicht ausreichend 
sind, müssen gegebenenfalls zusätzlich geeignete Atem-
schutzgeräte zur Verfügung gestellt und verwendet werden. 
Lufttechnische Maßnahmen sind geeignet, wenn sie die Atem-
luft der Versicherten von Schadstoffen (siehe Abschnitt 2 
Nr. 6) freihalten. 
Lufttechnische Maßnahmen sind z.B.: 
– Absaugung, 
– technische Lüftung, 
– natürliche (freie) Lüftung, 
– andere geeignete Einrichtungen 
 oder 
– eine Kombination aus vorgenannten Einrichtungen. 
Absaugung (örtliche Lüftung) ist die Erfassung von Schadstof-
fen an ihrer Entstehungs- oder Austrittsstelle. 
Hinweise zur Auswahl und Gestaltung der Absaugung enthal-
ten z.B. 
– BG-Regel „Arbeitsplatzlüftung – Lufttechnische Maßnah-

men“ (BGR 121), 
– VDI/DVS 6005 „Lüftungstechnik beim Schweißen und bei 

den verwandten Verfahren“, 
– Arbeitsstätten-Richtlinie ASR 5 „Lüftung“. 
Hinweis: Nach § 8 Abs. 2 der Übergangsvorschriften zur 

Arbeitsstättenverordnung gelten die im Bundesar-
beitsblatt bekannt gemachten Arbeitsstättenrichtli-
nien bis zur Überarbeitung durch den Ausschuss für 
Arbeitsstätten und der Bekanntmachung entspre-
chender Regeln durch das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Arbeit, längstens jedoch sechs Jah-
re nach Inkrafttreten dieser Verordnung, fort. 

Nach Absatz 2 des Abschnittes 3.6 des Anhanges zu § 3 
Abs. 1 der Arbeitsstättenverordnung muss eine Störung an An-
lagen der Technischen Lüftung der für den Betrieb der Anlage 
zuständigen Person durch eine selbsttätig wirkende Warnein-
richtung angezeigt werden. 
Technische Lüftung ist der Austausch von Raumluft gegen  
Außenluft durch Strömungsmaschinen, z.B. Ventilatoren, Ge-
bläse.
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Natürliche (freie) Raumlüftung ist der Austausch von Raumluft 
gegen Außenluft durch Druckunterschiede infolge Wind oder 
Temperaturdifferenzen zwischen Außen und Innen. 
Andere geeignete Einrichtungen zur Reinhaltung der Atemluft 
sind z.B. Wasserbadanlagen beim Plasmaschneiden oder 
Wassersprühanlagen beim maschinellen Brennschneiden zum 
Erfassen und Abscheiden der Schadstoffe. 
Atemluft ist die Luft im Atembereich der Versicherten. 
Die Forderung nach geeigneten lufttechnischen Maßnahmen 
ist in der Regel erfüllt durch die in nachfolgenden Tabellen er-
folgte Zuordnung der lufttechnischen Maßnahmen zu Verfah-
ren und Werkstoffen der Schweißtechnik: 
– Tabelle 1: Lüftung in Räumen bei Verfahren mit Zusatz-

werkstoff 
 oder 
– Tabelle 2: Lüftung in Räumen bei Verfahren ohne Zusatz-

werkstoff. 
Bei den in Tabelle 1 aufgeführten Verfahren sind Menge und 
Zusammensetzung an Schadstoffen wesentlich abhängig vom 
Zusatzwerkstoff bzw. von der Beschichtung. 
Bei den in Tabelle 2 aufgeführten Verfahren sind Menge und 
Zusammensetzung an Schadstoffen wesentlich abhängig vom 
Grundwerkstoff bzw. von der Beschichtung. 
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 Zusatzwerkstoff  

Verfahren 

Unlegierter 
und niedrig-
legierter Stahl, 
Aluminium- 
Werkstoffe 

Hochlegier-
ter Stahl, 
NE-Werk-
stoffe (außer
Aluminium- 
Werkstoffe) 

Schweißen 
an be-
schichtetem 
Stahl 

 k l K l k l 

Gasschweißen       
Ortsgebunden F T T A T A 
nicht ortsgebunden F T F A F A 

Lichtbogenhandschweißen       
Ortsgebunden T A A A A A 
nicht ortsgebunden F T T A T A 

MIG-, MAG-Schweißen       
Ortsgebunden T A A A A A 
nicht ortsgebunden F T T A T A 

WIG-Schweißen       

mit thoriumoxidfreien  
Wolframelektroden 

      

Ortsgebunden F T F T F T 
nicht ortsgebunden F F F T F T 

mit thoriumoxidhaltigen  
Wolframelektroden 

      

Ortsgebunden A A A A A A 
nicht ortsgebunden T A F T F T 

Unterpulverschweißen       
Ortsgebunden F T T T T T 
nicht ortsgebunden F F F T F T 

Laserstrahlauftragschweißen T A A A — — 

Thermisches Spritzen A A A A — — 

k = kurzzeitig F = freie (natürliche) Lüftung 
l = länger dauernd T = technische (maschinelle) Raumlüftung 
 A = Absaugung im Entstehungsbereich der 
   Schadstoffe 

Tabelle 1: Lüftung in Räumen bei Verfahren mit Zusatzwerkstoff 
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Grundwerkstoff 

Unlegierter 
und niedrig- 

legierter 
Stahl, 

Aluminium- 
Werkstoffe 

Hochlegier-
ter Stahl, 
NE-Werk-

stoffe (außer
Aluminium-
Werkstoffe) 

Beschichte-
ter Stahl 

Verfahren 

k l k l k l 

Flammwärmen, Flammrichten F T F T F T 

Flammhärten F T — — — — 

Flammstrahlen F T — — T A 

Brennschneiden       
ortsgebunden F T A A T T 
nicht ortsgebunden F T T A T T 

Brennfugen F T — — T T 

Flämmen       
ortsgebunden A A A A — — 
nicht ortsgebunden F T A A — — 

WIG-Schweißen       

mit thoriumoxidfreien  
Wolframelektroden 

      

ortsgebunden F T F T F T 
nicht ortsgebunden F F F T F T 

mit thoriumoxidhaltigen 
Wolframelektroden 

      

ortsgebunden A A A A A A 
nicht ortsgebunden T A F T F T 

Laserstrahlschweißen T A A A A A 

Laserstrahlschneiden A A A A A A 

Plasmaschneiden       

(ohne Wasserabdeckung)       
ortsgebunden A A A A A A 
nicht ortsgebunden T A A A A A 
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Grundwerkstoff 

Verfahren 

Unlegierter 
und niedrig-

legierter 
Stahl, 

Aluminium-
Werkstoffe 

Hochlegier-
ter Stahl, 
NE-Werk-

stoffe (außer
Aluminium-
Werkstoffe) 

Beschichte-
ter Stahl 

Lichtbogen-
Sauerstoffschneiden 

      

Lichtbogen-Druckluftfugen       
ortsgebunden T A A A T A 
nicht ortsgebunden F T T A F T 

Abbrennstumpfschweißen T A A A T A 

Andere Widerstandsschweiß-
verfahren 

F F F T F T 

Zeichenerklärung siehe Tabelle 1 

Tabelle 2: Lüftung in Räumen bei Verfahren ohne Zusatzwerk-
stoff

Erklärungen und Hinweise zu den Tabellen 1 und 2:
Hochlegierter Stahl enthält üblicherweise als Legierungsbe-
standteile Chrom oder Nickel. Als hochlegierter Stahl im Sin-
ne dieser Unfallverhütungsvorschrift gilt solcher mit mindestens 
fünf Gew.-% Chrom oder Nickel. Beim Schweißen, Schnei-
den oder bei verwandten Verfahren können sich dadurch 
Rauche oder Stäube mit krebserzeugenden Anteilen bilden. 
Als kurzzeitig gilt, wenn die Brenndauer der Flamme oder des 
Lichtbogens täglich nicht mehr als eine halbe Stunde oder 
wöchentlich nicht mehr als zwei Stunden beträgt. Als länger 
dauernd gilt, wenn die Brenndauer die vorgenannten Werte 
überschreitet. 
Die Anwendung eines Verfahrens gilt als ortsgebunden, wenn 
es wiederholt am gleichen, dafür eingerichteten Platz durch-
geführt wird, z.B. Schweißkabine, Schweißtisch, Werkstück-
aufnahme bis etwa 10 m². 
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Bei Anwendung der Laserstrahlverfahren siehe auch §§ 6 und 
10 Abs. 2 der Unfallverhütungsvorschrift „Laserstrahlung“ 
(BGV B2). 
Abweichend von den Angaben in den Tabellen 1 und 2 kann 
intensivere Lüftung erforderlich oder – bei messtechnischem 
Nachweis – geringere Lüftung ausreichend sein, z.B. bei 

intensivere Lüftung  
erforderlich 

geringere Lüftung ausreichend 

– besonders großen Gas-
durchsätzen, 

– besonders hohen Schweiß-
stromstärken, 

– Verunreinigungen von 
Werkstücken, 

– ungünstigen Raumverhältnis-
sen (z.B. kleine Räume,  
ungünstige Strömungsver-
hältnisse), 

– besonders kleinen Gasdurch-
sätzen, 

– besonders niedrigen Schweiß-
stromstärken, 

– günstigen Raumverhältnissen  
(z.B. hohe Hallen, günstige  
Strömungsverhältnisse), 

– günstigen Strömungsverhältnissen 
(z.B. bei Dachöffnungen und 
Luftzufuhr im Bodenbereich), 

– Beschichtungen, für die durch ein 
neutrales Gutachten nachgewie-
sen ist, dass Schadstoffe nur in 
geringem Maße entstehen, 

– WIG-Schweißen mit thoriumoxid-
haltigen Wolframelektroden mit 
Gleichstrom an nicht ortsgebun-
denen Arbeitsplätzen. 

Geeignete lufttechnische Maßnahmen werden z.B. für 
schweißtechnische Arbeiten im Freien erreicht, wenn sicher-
gestellt ist, dass die entstehenden Schadstoffe nicht in die  
Atemluft der Versicherten gelangen. 
Geeignete lufttechnische Maßnahmen werden für enge Räu-
me z.B. durch Ansaugen der Raumluft oder Einblasen von 
Frischluft erreicht, siehe auch Abschnitt 3.7. 
Die Eignung einer Lüftung kann durch Konzentrationsmessun-
gen von Schadstoffen nachgewiesen werden. Der Nachweis 
ist erbracht, wenn die Luftgrenzwerte eingehalten werden. 
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Ermittlung und Beurteilung des Ausmaßes der Gefährdung 
siehe Gefahrstoffverordnung mit zugehörigen Technischen 
Regeln für Gefahrstoffe (TRGS), insbesondere  
– „Grenzwerte in der Luft am Arbeitsplatz; Luftgrenzwerte“ 

(TRGS 900), 
– „Ermittlung und Beurteilung der Konzentrationen gefährli-

cher Stoffe in der Luft in Arbeitsbereichen“ (TRGS 402), 
BG-Informationen „Schadstoffe in der Schweißtechnik“ 
(BGI 593), 
„Umgang mit thoriumoxidhaltigen Wolframelektroden beim 
Wolfram-Inertgasschweißen (WIG)“ (BGI 746). 
Luftrückführung bei Schweißrauchen ohne krebserzeugende 
Stoffe ist zulässig, wenn die abgesaugte Luft ausreichend von 
Schadstoffen gereinigt wird. 
Eine Abscheidung gilt als ausreichend, wenn die Konzentrati-
on der Stoffe in der rückgeführten Luft ¼ der jeweiligen MAK 
nicht überschreitet. 
Enthalten die Schweißrauche krebserzeugende Anteile – wie 
Nickeloxide oder Chrom-VI-Verbindungen – gelten die Tech-
nischen Regeln für Gefahrstoffe „Luftrückführung beim Um-
gang mit krebserzeugenden Gefahrstoffen“ (TRGS 560). Da-
nach ist im Ausnahmefall eine Luftrückführung mittels mobiler 
Schweißrauchabsauggeräte zulässig. Diese erfüllen die An-
forderungen der TRGS 560, wenn sie nach den „Grundsät-
zen für die Prüfung und Zertifizierung von mobilen Schweiß-
rauchabsauggeräten (SRA)“ des Berufsgenossenschaftlichen 
Instituts für Arbeitssicherheit (BIA) geprüft sind und der 
Schweißrauchklasse W 2 oder W 3 entsprechen. 
Absaugeinrichtungen mit beweglichen Erfassungselementen 
sind nur wirksam, wenn ihre Erfassungselemente ständig ent-
sprechend dem Arbeitsfortschritt nachgeführt werden. 

3.5.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Arbeitspositionen einge-
nommen werden können, bei denen die Einwirkung gesundheitsge-
fährlicher Stoffe auf die Versicherten gering ist.  

3.5.3 Von den Abschnitten 3.5.1 und 3.5.2 darf aus zwingenden techni-
schen Gründen abgewichen werden.  
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Zwingende technische Gründe sind z.B.: 
– Anforderungen an die Güte der Schweißverbindung, 
– zur Verfügung stehende Schweiß-, Schneid- und verwandte 

Verfahren, 
– Handhabbarkeit des Werkstücks, 
– Art der Schweißaufgabe, z.B. Serienfertigung, Reparatur-

schweißung. 
In jedem Fall sind geeignete lufttechnische Maßnahmen zu 
ergreifen und gegebenenfalls zusätzlich Atemschutzgeräte zu 
verwenden. 
Hinsichtlich möglicher Gefährdungen und Schutzmaßnahmen 
beim Einsatz thoriumoxidhaltiger Wolframelektroden beim 
WIG-Schweißen siehe BG-Information „Umgang mit thorium-
oxidhaltigen Wolframelektroden beim Wolfram-Inertgas-
schweißen (WIG)“ (BGI 746). 

3.6 Arbeiten in Bereichen mit besonderen Gefahren 

3.6.1 Der Unternehmer hat vor Beginn schweißtechnischer Arbeiten festzu-
stellen, ob es sich in dem Arbeitsbereich um Arbeiten in Bereichen 
mit besonderen Gefahren nach Abschnitt 2 Nr. 5 handelt.  

Das Feststellen beinhaltet die Verpflichtung, sich erforderli-
chenfalls vor Ort davon zu überzeugen, ob im Arbeitsbereich 
besondere Gefahren vorliegen. 
Schweißtechnische Arbeiten in Bereichen mit besonderen Ge-
fahren verlangen eine entsprechende Sachkenntnis. Der Un-
ternehmer soll sich daher, z.B. durch Auftraggeber, Bauleiter, 
Sachkundige, Sachverständige, sachkundig beraten lassen. 
Fehlende Sachkenntnis kann z.B. wie folgt bedingt sein: 
– unzureichende Erfahrung über die Eigenschaften und das 

Verhalten von Gegenständen, Stoffen und ähnlichem, 
– verdeckte Gefahren, 
– fehlende Kenntnis über arbeitsspezifische Gefahren. 
Besondere Sachkenntnis ist vor allem bei schweißtechnischen 
Arbeiten in Bereichen mit Brand- und Explosionsgefahr sowie 
bei Arbeiten in engen Räumen erforderlich. 
Bei einer Arbeitsvergabe haben die Unternehmer als Auftrag-
geber bzw. als Auftragnehmer nach § 8 Arbeitsschutzgesetz 
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die Pflicht, die entsprechenden Voraussetzungen zum sicheren 
Durchführen schweißtechnischer Arbeiten zu schaffen (siehe 
hierzu auch §§ 2 und 5 der Unfallverhütungsvorschrift 
„Grundsätze der Prävention“ (BGV A 1]). Diese Verpflichtung 
schließt ein, dass der Auftraggeber 
– den die schweißtechnischen Arbeiten ausführenden Auf-

tragnehmer über unternehmens- und arbeitsbereichsbezo-
gene Gefährdungen informiert, soweit sie zum sicheren 
Durchführen der schweißtechnischen Arbeiten bedeutsam 
sind 

 und 
– sich vergewissert, dass der Auftragnehmer seine Mitarbei-

ter für die schweißtechnischen Arbeiten entsprechend an-
gewiesen hat. 

Ist zum Vermeiden einer möglichen gegenseitigen Gefähr-
dung eine Koordinierung der Arbeiten erforderlich, ergeben 
sich aus § 6 der Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der 
Prävention“ (BGV A 1) für Auftraggeber und Auftragnehmer 
ergänzende Pflichten. 

3.6.2 Der Unternehmer hat schweißtechnische Arbeiten in Bereichen nach 
Abschnitt 2 Nr. 5 nur auf Personen zu übertragen,  
– denen die mit diesen Arbeiten verbundenen Gefahren bekannt 

sind 
 und  
– die mit den durchzuführenden Schutzmaßnahmen vertraut sind. 

Hinsichtlich Anforderungen an Personen beim Unterwasser-
schweißen und -schneiden siehe Abschnitt 3.25. 

3.7 Enge Räume 

3.7.1 Der Unternehmer hat bei schweißtechnischen Arbeiten in engen 
Räumen dafür zu sorgen, dass 
1. eine Absaugung oder technische Lüftung 

– ein Vorhandensein gesundheitsgefährlicher Stoffe, 
– eine Anreicherung mit Brenngas, 
– eine Anreicherung mit Sauerstoff 
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 und 
– eine Verarmung an Sauerstoff 

verhindert oder geeignete Atemschutzgeräte benutzt werden, soweit 
im Einzelfall eine Absaugung oder technische Lüftung ein Vorhan-
densein von gesundheitsgefährlichen Stoffen oder eine Verarmung 
an Sauerstoff nicht verhindern kann, 
2. schwer entflammbare Schutzanzüge zur Verfügung stehen 
 und 
3. Druckgasflaschen und Einrichtungen zur Gaserzeugung in den 

Räumen nicht vorhanden sind. 
Als enger Raum gilt ein Raum ohne natürlichen Luftabzug und 
zugleich mit 
– einem Luftvolumen unter 100 m³ 

oder
– einer Abmessung (Länge, Breite, Höhe, Durchmesser) unter 

2 m. 
Enge Räume sind z.B. fensterlose Kellerräume, Stollen, Rohr-
leitungen, Schächte, Tanks, Kessel, Behälter, chemische Ap-
parate, Kofferdämme und Doppelbodenzellen in Schiffen. 
Hinsichtlich der Auswahl und Überwachung der in engen 
Räumen beschäftigten Versicherten siehe § 8 der Unfallverhü-
tungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“ (BGV A1). 
Siehe auch 
– BG-Regel „Arbeiten in Behältern und engen Räumen“ 

(BGR 117), 
– BG-Regel „Arbeiten in umschlossenen Räumen von abwas-

sertechnischen Anlagen“ (BGR 126). 
Die Anforderung nach Nummer 1 ist z.B. erfüllt durch Absau-
gung im Schweißbereich, Absaugen der Raumluft, Einblasen 
von Frischluft oder gleichzeitige Anwendung dieser Verfahren. 
Hinsichtlich gesundheitsgefährlicher Stoffe (Schadstoffe) siehe 
auch Erläuterungen zu Abschnitt 3.5.1. 
Siehe auch Anhang 3. 
Beim Gasschweißen, beim Brennschneiden und vor allem bei 
Wärmearbeiten in engen Räumen ist insbesondere damit zu 
rechnen, dass die entstehenden nitrosen Gase (Stickstoffoxi-
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de) unzuträgliche Konzentrationen erreichen; siehe auch An-
hang 3. 
Beim Lichtbogenschweißen, Fugenhobeln oder Plasma-
schmelzschneiden in engen Räumen ist insbesondere damit zu 
rechnen, dass die entstehenden Schadstoffe unzuträgliche 
Konzentrationen erreichen. 
Durch Fehlbedienung oder Undichtheit von Geräten und Lei-
tungen besteht die Gefahr, enge Räume mit Brenngas oder 
Sauerstoff anzureichern. Bereits ein gegenüber dem Normal-
zustand (21 Vol.-% Sauerstoff) geringer Sauerstoffüberschuss 
in der Raumluft steigert die Entflammbarkeit selbst schwer ent-
flammbarer Stoffe, z.B. schwer entflammbarer Schutzklei-
dung, erheblich und erhöht die Verbrennungsgeschwindigkeit 
und die Flammentemperatur. 
Um Sauerstoffanreicherungen erkennbar zu machen, hat sich 
die Odorierung von Sauerstoff (Zugabe von Geruchstoffen) 
bei zentraler Sauerstoffversorgung von Schiffswerften be-
währt. 
Siehe auch BG-Regel „Odorierung von Sauerstoff zum 
Schweißen und Schneiden“ (BGR 219). 
Eine Verarmung an Sauerstoff gilt als verhindert, wenn dessen 
Gehalt in der Luft 19 Vol.-% nicht unterschreitet. 
Geeignete Atemschutzgeräte siehe BG-Regel „Benutzung von 
Atemschutzgeräten“ (BGR 190). 
Die Anforderung nach Nummer 2 ist z.B. durch schwer ent-
flammbare Schweißerschutzanzüge aus schweren Baumwoll-
geweben erfüllt. Um die Wirksamkeit der Ausrüstung zu erhal-
ten, sind die Angaben des Herstellers zur Reinigung 
einzuhalten. 
Schutz gegen das Risiko des Inbrandgeratens wird durch 
leichte Schweißerschutzanzüge nach DIN EN 470-1, die hin-
sichtlich der Entflammbarkeit nur deren Mindestanforderungen 
erfüllen, nicht sicher gewährleistet. 

3.7.2 Die Versicherten haben bei schweißtechnischen Arbeiten in engen 
Räumen bei längerer Arbeitsunterbrechung Schläuche für brennbare 
Gase, Sauerstoff, Schutz- und Plasmagase einschließlich deren 
Verbrauchseinrichtungen aus dem engen Raum zu entfernen oder 
von den Entnahmestellen zu trennen.  
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Längere Arbeitsunterbrechungen sind z.B. Frühstückspausen, 
Mittagspausen, Schichtwechsel. 
Verbrauchseinrichtungen sind z.B. Autogenbrenner, Lichtbo-
genbrenner, Formiergaseinrichtungen. 
Bei längeren unter Druck stehenden Schlauchleitungen bein-
haltet das Trennen von der Entnahmestelle zusätzlich das 
Drucklosmachen der Leitungen und das ungefährliche Ableiten 
der Gase. 

3.7.3 Die Versicherten dürfen enge Räume nicht mit Sauerstoff belüften.  
Belüften mit Sauerstoff, aber auch Kühlen des Körpers mit 
Sauerstoff oder Abblasen der Kleidung mit Sauerstoff sind le-
bensgefährlich, da dies zu schweren Verbrennungsunfällen 
führen kann. 

3.8 Bereiche mit Brand- und Explosionsgefahr 

Bei schweißtechnischen Arbeiten außerhalb dafür eingerichte-
ter Werkstätten muss mit dem Vorhandensein von Bereichen 
mit Brand- und Explosionsgefahr gerechnet werden. 
Bereiche mit Brandgefahr sind Bereiche, in denen Stoffe oder 
Gegenstände vorhanden sind, die sich bei Arbeiten in Brand 
setzen lassen. Solche Stoffe oder Gegenstände sind z.B. 
Staubablagerungen, Papier, Pappe, Packmaterial, Textilien, 
Faserstoffe, Isolierstoffe, Kunststoffe, Holzwolle, Spanplatten, 
Holzteile, bei längerer Wärmeeinwirkung auch Holzbalken 
- auch wenn sie Bestandteil eines Gebäudes (Wände, Fuß-
böden, Decken) sind. 
Bereiche mit Explosionsgefahr sind Bereiche, in denen eine 
gefährliche explosionsfähige Atmosphäre auftreten kann, z.B. 
durch brennbare Gase, Flüssigkeiten oder Stäube. 
Eine explosionsfähige Atmosphäre kann auch durch Anlagen- 
und Ausrüstungsteile sowie Rohrleitungsverbindungen entste-
hen, wenn deren technische Dichtheit nicht auf Dauer ge-
währleistet ist. Eine explosionsfähige Atmosphäre kann eben-
so aus benachbarten Bereichen herrühren. 
Bereiche mit Brand- und Explosionsgefahr sind nicht mehr als 
solche anzusehen, wenn durch Entfernen brennbarer Stoffe 
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und Gegenstände die Brand- und Explosionsgefahr vollstän-
dig beseitigt worden ist. 

3.8.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass in Bereichen mit Brand- 
oder Explosionsgefahr schweißtechnische Arbeiten nur durchgeführt 
werden, wenn 
1. eine Brandentstehung verhindert 
 und 
2. eine explosionsfähige Atmosphäre ausgeschlossen ist. 

Brände oder Explosionen können durch Zündquellen entste-
hen, die bei schweißtechnischen Arbeiten auftreten z.B. offe-
ne Flammen, Lichtbogen, heiße Gase, Wärmeleitung, Funken 
(heiße Metall- oder Schlacketeilchen), Widerstandserwär-
mung (bei Fehlern im Schweißstromkreis). 
Funken als Zündquellen können auch weit entfernt von der 
Arbeitsstelle wirksam werden. Die Ausdehnung gefährdeter 
Bereiche in horizontaler und vertikaler Richtung wird durch 
die Flugweite und die anschließenden Bewegungen der von 
der Arbeitsstelle wegfliegenden oder abtropfenden, heißen 
Metall- oder Schlacketeilchen bestimmt. 
Je nach Arbeitsverfahren, Arbeitsweise und den örtlichen Ge-
gebenheiten (z.B. Raumgeometrie, brennbare Materialien) 
kann der durch Funkenflug gefährdete Bereich außer dem 
unmittelbaren Arbeitsumfeld auch seine weitere Umgebung 
umfassen. Sofern unverschlossene Öffnungen in den Raumbe-
grenzungen (z.B. Wände, Decken, Fußböden) vorhanden 
sind, ist damit zu rechnen, dass auch benachbarte Bereiche 
von Partikeln mit ausreichender Zündenergie erreicht werden 
können; siehe Anhang 2. 

3.8.2 Können durch das Entfernen brennbarer Stoffe und Gegenstände 
– eine Brandentstehung nicht verhindert 
 und 
– eine explosionsfähige Atmosphäre nicht ausgeschlossen 
werden, hat der Unternehmer ergänzende Sicherheitsmaßnahmen in 
einer Schweißerlaubnis schriftlich festzulegen und für deren Durch-
führung zu sorgen. 
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Das Entfernen beinhaltet die vorrangige Verpflichtung des Un-
ternehmers, sämtliche brennbaren Stoffe und Gegenstände zu 
entfernen. 
Das Entfernen schließt auch brennbare Stoffe und Gegens-
tände ein, die fest mit dem Gebäude verbunden sind, z.B. 
Umkleidungen oder Isolierungen. 
Da sich das Entfernen häufig nicht vollständig verwirklichen 
lässt, z.B. bauliche Gegebenheiten, betriebstechnische Grün-
de, dienen ergänzende Sicherheitsmaßnahmen dazu, die An-
forderungen zu erfüllen. 
Die Sicherheitsmaßnahmen sollen unter Beachtung der jewei-
ligen Umgebungsbedingungen mit dem Auftraggeber abge-
stimmt werden (siehe auch Erläuterungen zu Abschnitt 3.2). 
Ein Muster für eine Schweißerlaubnis siehe Anhang 1. 
Werden die schweißtechnischen Arbeiten im Bereich eines 
anderen Unternehmers (Auftraggeber) durchgeführt, bestätigt 
dieser in Nummer 6 der Schweißerlaubnis, dass die sich aus 
seinen Angaben und Hinweisen heraus ergebenden, er-
gänzenden Sicherheitsmaßnahmen in den Nummern 3 und 4 
der Schweißerlaubnis berücksichtigt wurden. 
Der Unternehmer, der schweißtechnische Arbeiten ausführt, 
erteilt in Nummer 7 der Schweißerlaubnis die Erlaubnis für 
die Durchführung der schweißtechnischen Arbeiten. 

3.8.3 Ergänzende Sicherheitsmaßnahmen zum Verhindern einer Brandent-
stehung sind:  
1. Abdecken verbliebener brennbarer Stoffe und Gegenstände oder 

andere geeignete Maßnahmen, 
2. Abdichten von Öffnungen zu benachbarten Bereichen, 
3. Bereitstellen geeigneter Feuerlöscheinrichtungen nach Art und 

Umfang, 
4. Überwachen durch einen Brandposten während schweißtechni-

scher Arbeiten 
 und 
5. wiederholte Kontrolle durch eine Brandwache im Anschluss an 

die schweißtechnischen Arbeiten. 
Das Abdecken brennbarer Stoffe und Gegenstände kann z.B. 
durch Sand, Erde, geeignete Pasten oder Schäume oder 
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schwer entflammbare Tücher erfolgen. Feuchthalten der Ab-
deckung verbessert deren Wirkung. 
Eine andere geeignete Maßnahme kann z.B. ständiges 
Feuchthalten verbliebener brennbarer Stoffe und Gegenstände 
sein. 
Das Abdichten von Öffnungen kann z.B. durch Lehm, Gips, 
Mörtel, geeignete Massen oder feuchten Sand erfolgen. 
Öffnungen in benachbarte Bereiche sind z.B. Fugen, Ritzen, 
Mauerdurchbrüche, Rohröffnungen, Rinnen, Kamine, Schäch-
te. 
Der Brandposten hat die Aufgabe, den brandgefährdeten Be-
reich auf eine Brandentstehung zu beobachten, einen mögli-
chen Brand in seiner Entstehung durch einen eigenen Lösch-
angriff zu verhindern und gegebenenfalls weitere Hilfe 
herbeizuholen. 
Bei geringer Brandgefährdung kann die Aufgabe des Brand-
postens in der Schweißerlaubnis nach Abschnitt 3.8.2 oder 
der Betriebsanweisung nach Abschnitt 3.8.4 auf den 
Schweißer übertragen werden. Der Brandposten soll in der 
Durchführung eines Löscheinsatzes geübt sein. 
Hinsichtlich der Einteilung in Brandgefährdungsklassen siehe 
BG-Regel „Ausrüstung von Arbeitsstätten mit Feuerlöschern“ 
(BGR 133). 
Die Anforderung nach Nummer 5 ist z.B. erfüllt, wenn begin-
nend mit der Beendigung der schweißtechnischen Arbeiten für 
die folgenden Stunden eine regelmäßige Kontrolle der Ar-
beitsstelle und ihrer Umgebung auf Glimmnester, verdächtige 
Erwärmung und Rauchentwicklung erfolgt. Auch mobile 
Brandmelder können geeignet sein. 
Die Möglichkeit zur schnellen Alarmierung von Löschkräften 
soll gegeben sein. 

3.8.4 Abweichend von Abschnitt 3.8.2 darf der Unternehmer bei regel-
mäßig wiederkehrenden, gleichartigen schweißtechnischen Arbei-
ten, bei denen eine Brandentstehung durch das Entfernen brennba-
rer Stoffe und Gegenstände nicht verhindert werden kann, die 
ergänzenden Sicherheitsmaßnahmen nach Abschnitt 3.8.3 statt in 
einer Schweißerlaubnis in einer Betriebsanweisung schriftlich festle-
gen.  
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Regelmäßig wiederkehrende, gleichartige schweißtechnische 
Arbeiten können z.B. auftreten bei 
– Stahlbau-, Metallbau- und installationstechnischen Arbei-

ten, 
– schiffbaulichen Arbeiten. 
Beispiel für eine Betriebsanweisung in Bereichen mit Brandge-
fahr siehe Anhang 1. 
Siehe auch Abschnitt 3.1. 

3.8.5 Ergänzende Sicherheitsmaßnahmen zum Ausschließen einer explosi-
onsfähigen Atmosphäre sind:  
1. sicheres Abdichten gegenüber der Atmosphäre, 
2. sicheres Abdichten gegenüber anderen Arbeitsbereichen, 
3. lufttechnische Maßnahmen in Verbindung mit messtechnischer 

Überwachung während der Arbeiten 
 und 
4. Überwachen der Wirksamkeit der Sicherheitsmaßnahmen wäh-

rend der Arbeiten. 
Diese Sicherheitsmaßnahmen dürfen erst aufgehoben werden, wenn 
die Arbeiten abgeschlossen sind und keine Zündgefahr mehr be-
steht.  

Bezüglich Sicherheitsmaßnahmen zum Ausschluss explosions-
fähiger Atmosphäre siehe „Explosionsschutz-Regeln – (EX-RL)“ 
(BGR 104). 
Sicheres Abdichten gegenüber Atmosphäre beinhaltet z.B. 
ein Abdichten fest eingebauter Behälter, Apparate oder Rohr-
leitungen. 
Zur messtechnischen Überwachung aufgestellte Gaswarngerä-
te sind zu beobachten; bei Gefahr sind die Arbeiten augen-
blicklich einzustellen. 
Lassen sich Gefahren durch eine explosionsfähige Atmosphä-
re trotz der getroffenen Sicherheitsmaßnahmen nicht aus-
schließen, sind schweißtechnische Arbeiten nicht zulässig. 

3.8.6 Die Versicherten dürfen mit schweißtechnischen Arbeiten erst begin-
nen, wenn ihnen vom Unternehmer die Schweißerlaubnis nach Ab-
schnitt 3.8.2 oder die Betriebsanweisung nach Abschnitt 3.8.4 
ausgehändigt und die darin festgelegten Sicherheitsmaßnahmen 
durchgeführt sind.  
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3.9 Behälter mit gefährlichem Inhalt 

3.9.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass schweißtechnische Ar-
beiten an Behältern, die gefährliche Stoffe oder Zubereitungen ent-
halten oder enthalten haben können, unter Aufsicht eines Sachkun-
digen ausgeführt werden. 

Siehe auch 
– Kapitel 2.31 „Arbeiten an Gasleitungen“ dieser BG-Regel, 
– BG-Information „Umgang mit entleerten gebrauchten Ge-

binden“ (BGI 535). 
Für schweißtechnische Arbeiten in Behältern ohne gefährli-
chen Inhalt siehe auch Abschnitt 3.7. 
Als Behälter gelten z.B. Tanks, Silos, Fässer, Apparate, Rohr-
leitungen, Kanäle.  
Hinsichtlich Schadstoffe siehe auch Erläuterungen zu Ab-
schnitt 3.5. 
Gefährliche Stoffe oder Zubereitungen sind z.B. solche, die 
eine oder mehrere der nachstehend aufgeführten Eigenschaf-
ten aufweisen: 
– explosionsgefährlich, 
– brandfördernd, 
– hochentzündlich, 
– leicht entzündlich, 
– entzündlich, 
– krebserzeugend, 
– sehr giftig, 
– giftig, 
– gesundheitsschädlich, 
– ätzend, 
– reizend. 
Auch geringe Reste solcher Stoffe können – insbesondere un-
ter Schweißhitze – gefährlich werden. Solche Stoffe sind 
auch z.B. Heizöl, Dieselkraftstoff, Öle, Fette, bituminöse 
Massen. 
Sachkundiger ist, wer auf Grund seiner fachlichen Ausbildung 
und Erfahrung ausreichende Kenntnisse über schweißtechni-
sche Arbeiten an Behältern mit gefährlichem Inhalt hat und mit 
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den einschlägigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften, Un-
fallverhütungsvorschriften und allgemein anerkannten Regeln 
der Technik (z.B. BG-Regeln, DIN-Normen, VDE-
Bestimmungen, technische Regeln anderer Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder der Türkei oder anderer Vertrags-
staaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum) soweit vertraut ist, dass er das sichere Arbeiten an die-
sen Behältern beurteilen kann. 

3.9.2 Der Sachkundige hat vor Beginn der schweißtechnischen Arbeiten 
nach Abschnitt 3.9.1 unter Berücksichtigung der Eigenschaften des 
Behälterinhaltes die notwendigen Sicherheitsmaßnahmen festzulegen 
und die Durchführung der Arbeiten zu überwachen.  

Die Sicherheitsmaßnahmen umfassen in der Regel das Entlee-
ren und Reinigen des Behälters sowie eine flammenersticken-
de Schutzfüllung während der schweißtechnischen Arbeiten, 
gegebenenfalls auch gefahrloses Abführen von Schadstoffen. 
Hinsichtlich Schadstoffe siehe auch siehe auch Erläuterungen 
zu Abschnitt 3.5.1. 
Die Eigenschaften des Behälterinhaltes können z.B. folgende 
Maßnahmen beim Entleeren und Reinigen erfordern: 
1. Benutzen geeigneter persönlicher Schutzausrüstungen, 
2. Potentialausgleich zum Vermeiden elektrostatischer Auf-

ladungen, 
3. funkenfreies Öffnen der Verschlüsse, 
4. Verwenden funkenfreier Entnahmeeinrichtungen, 
5. Verwenden geeigneter Auffangbehälter. 
Eine flammenerstickende Schutzfüllung ist erforderlich bei  
Behältern, die z.B. explosionsgefährliche oder entzündliche 
Stoffe enthalten haben. Die Schutzfüllung kann z.B. aus Was-
ser, Stickstoff oder Kohlendioxid bestehen. 

3.9.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass vor schweißtechnischen 
Arbeiten an geschlossenen kleinen Hohlkörpern Maßnahmen getrof-
fen sind, die das Entstehen eines gefährlichen Überdruckes verhin-
dern.  

Geschlossene kleine Hohlkörper sind z.B. Schwimmer, Aus-
dehnungsgefäße. 
Gefährlicher Überdruck kann z.B. durch eine Entlastungsboh-
rung verhindert werden. 
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3.9.4 Die Versicherten dürfen Fässer und andere Behälter, die gefährliche 
Stoffe enthalten oder enthalten haben können, bei schweißtechni-
schen Arbeiten nicht als Werkstückunterlage benutzen.  

3.10 Druckminderer 

3.10.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass  
– Druckminderer so beschaffen sind, dass sie den zu erwartenden 

Beanspruchungen standhalten und Versicherte nicht gefährdet 
werden, 

– an Druckminderern während der Gasentnahme die Höhe des 
Hinterdruckes oder die Entnahmemenge erkennbar sind. 

Druckminderer werden auch als Druckregler bezeichnet. 
Siehe auch 
DIN EN ISO 2503 „Gasschweißgeräte; Druckminderer für 

Gasflaschen für Schweißen, Schneiden 
und verwandte Verfahren bis 300 bar“, 

DIN EN ISO 7291 „Gasschweißgeräte; Hauptstellendruck-
regler für Schweißen, Schneiden und 
verwandte Prozesse bis 300 bar“. 

Für die Verwendung von Luftansaugbrennern, die mit Flüssig-
gas gespeist werden, siehe auch DIN EN 12864 „Festeinge-
stellte Druckregelgeräte mit einem Höchstreglerdruck bis ein-
schließlich 200 mbar, und einem Durchfluss bis einschließlich 
4 kg/h für Butan, Propan und deren Gemische sowie die 
dazugehörigen Sicherheitseinrichtungen“. Empfohlen werden 
dabei solche Druckminderer, deren Schlauchanschlussstutzen 
nach unten gerichtet ist. 
Kennbuchstaben für die Gasart der Druckminderer sind: 
A für Acetylen M für Methan, Erdgas 
C für Stadtgas O für Sauerstoff 
D für Druckluft  P für Flüssiggas (Propan/Butan) 
H für Wasserstoff Y für andere Brenngase, z.B. Methyl-

acetylen/ Propadien-Gemische 
Hinsichtlich weiterer Kennzeichnungen siehe DIN EN 961 
und DIN EN ISO 2503. 
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3.10.2 Die Versicherten dürfen Gas aus Druckgasflaschen nur entnehmen, 
nachdem ein für die jeweilige Gasart und die vorliegenden Be-
triebsbedingungen geeigneter Flaschendruckminderer auf sichere 
Weise angeschlossen ist. 

3.10.2 Die Versicherten dürfen in Einzelflaschenanlagen Übergangsstücke 
zwischen Flaschenventil und Flaschendruckminderer nicht verwen-
den.

3.10.3 Die Versicherten haben die Flaschenventile 
1. vor längeren Arbeitsunterbrechungen, 
2. nach Verbrauch des Flascheninhalts 
 und 
3. vor dem Abschrauben des Druckminderers 
zu schließen; zum Arbeitsende sind zusätzlich die Flaschendruck-
minderer und Schlauchleitungen drucklos zu machen.  

3.11 Gasschläuche 

3.11.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass 
– Gasschläuche so beschaffen sind, dass sie den zu erwartenden 

Beanspruchungen standhalten und Versicherte nicht gefährdet 
werden. 

– Gasschläuche gegen Abgleiten von den Schlauchtüllen gesichert 
sind, Schlauchanschlüsse und Schlauchverbindungen entspre-
chend der Gasart ausgeführt sind. Sie müssen so beschaffen 
sein, dass ein dichter Anschluss und eine sichere Befestigung des 
Gasschlauches möglich sind. 

– Schlauchkupplungen für Gasschläuche mit einer selbsttätig wir-
kenden Gassperre ausgerüstet und gegen unbeabsichtigtes Lösen 
gesichert sind. Schlauchkupplungen einer gasspezifischen Bauart 
dürfen sich nicht mit Schlauchkupplungen einer anderen gasspe-
zifischen Bauart kuppeln lassen. 

Siehe 
DIN EN 1763-1 „Gummi- und Kunststoffschläuche und -

schlauchleitungen mit und ohne Einla-
gen zur Verwendung mit handelsübli-
chem Propan, handelsüblichem Butan
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und deren Mischungen in der Gaspha-
se; Teil 1: Anforderungen an Gummi- 
und Kunststoffschläuche mit und ohne 
Einlagen“,  

DIN 8541-2 „Schläuche für Schweißen, Schneiden 
und verwandte Verfahren; Teil 2: 
Schläuche mit Ummantelung für Brenn-
gase, Sauerstoff und andere nicht-
brennbare Gase“,  

DIN 8541-3 „Schläuche für Schweißen, Schneiden 
und verwandte Verfahren; Teil 3: Sau-
erstoffschläuche mit und ohne Umman-
telung für besondere Anforderungen; 
Sicherheitstechnische Anforderungen 
und Prüfung“,  

DIN EN 559 „Gasschweißgeräte; Gummi-Schläuche 
für Schweißen, Schneiden und ver-
wandte Verfahren“,  

DIN EN 1327 „Gasschweißgeräte; Thermoplastische 
Schläuche zum Schweißen und für ver-
wandte Verfahren“. 

Hinsichtlich der Festigkeit wird dies z.B. erreicht durch Ausle-
gung auf einen zulässigen Betriebsüberdruck von mindestens 
20 bar, für Schläuche für nichtbrennbare Schutzgase jedoch 
mindestens 10 bar. Gasschläuche in Schutzgasschweißgerä-
ten und zugehörigen Schlauchpaketen brauchen den vorste-
hend genannten Festigkeitsanforderungen nicht zu entspre-
chen. 

3.11.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Schlauchleitungen sicher 
verlegt und befestigt sind. 

3.11.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Gasschläuche 
1. vor dem erstmaligen Benutzen mit Luft oder Betriebsgas, Sauer-

stoffschläuche jedoch nur mit Sauerstoff oder inertem Gas, aus-
geblasen werden, 

2. gegen zu erwartende mechanische Beschädigungen, gegen An-
brennen und gegen Verunreinigungen durch Öl oder Fett ge-
schützt werden 
und 
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3. ausgetauscht oder sachgemäß ausgebessert werden, wenn sie 
schadhaft sind. 

Eine sachgemäße Ausbesserung von Gasschläuchen wird 
z.B. erreicht durch das Abschneiden des schadhaften 
Schlauchstückes und Nachsetzen oder das Herausschneiden 
des schadhaften Schlauchstückes und die Verwendung von 
Doppelschlauchtüllen nach DIN EN 560 „Gasschweißgeräte; 
Schlauchanschlüsse für Geräte und Anlagen für Schweißen, 
Schneiden und verwandte Verfahren”. 
Das Ausbessern mit Isolierband oder ähnlichem ist nicht 
sachgemäß. 
Poröse Gasschläuche gelten als schadhaft. 
Hinsichtlich Prüfung von Gasschläuchen siehe Abschnitt 
3.27.1.6. 

3.11.4 Die Versicherten haben Gasschläuche 
1. nur für Gase zu benutzen, für die sie bestimmt sind, 
2. nicht um Körperteile zu führen, 
3. gegen zu erwartende mechanische Beschädigungen, gegen An-

brennen und gegen Verunreinigungen durch Öl oder Fett ge-
schützt zu verlegen 

 und 
4. in schadhaftem Zustand nicht zu benutzen. 

3.12 Aufstellen von Einzelflaschenanlagen und Flaschenbatterien 

3.12.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Einzelflaschenanlagen 
und Flaschenbatterieanlagen nicht aufgestellt werden 
1. in Treppenräumen, Haus- und Stockwerksfluren, engen Höfen 

sowie Durchgängen und Durchfahrten oder in deren unmittelbarer 
Nähe, 

2. an Treppen von Freianlagen und an Rettungswegen, 
3. in Garagen, 
4. in bewohnten oder der Öffentlichkeit zugänglichen Räumen, 
5. in unmittelbarer Nähe leicht entzündlicher Stoffe, 
6. in ungenügend belüfteten Bereichen, 
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7. in Räumen unter Erdgleiche, ausgenommen Anlagen für Sauer-
stoff und Druckluft. 

Zu einer Einzelflaschenanlage gehören in der Regel 
– eine Druckgasflasche, 
– ein Flaschendruckminderer (an der Druckgasflasche ange-

schlossen), 
– eine Schlauchleitung (dem Druckminderer nachgeschaltet), 
– gegebenenfalls eine Sicherheitseinrichtung gegen Gasrück-

tritt und Flammendurchschlag. 
Zu einer Flaschenbatterieanlage gehören in der Regel 
– zwei oder mehr mit dem gleichen Gas gefüllte Druckgas-

flaschen, 
– Hochdruckleitungen (als Rohrleitungen oder Schlauchlei-

tungen) zwischen Druckgasflaschen und Hauptdruckregler, 
– ein Hauptdruckregler (Batteriedruckminderer) oder ein Fla-

schendruckminderer mit ausreichend bemessenem Nenn-
gasdurchfluss, sofern er mit einem positiven Ergebnis einer 
Prüfung auf Ausbrennsicherheit nach der in den Erläuterun-
gen zu Abschnitt 3.10 genannten Norm für Batteriedruck-
minderer unterzogen wurde. 

In einer Flaschenbatterieanlage können Druckgasflaschen ein-
zeln angeschlossen oder als Flaschenbündel zusammenge-
fasst sein. 
Siehe auch DVS 0212 „Umgang mit Druckgasflaschen“. 
Hinsichtlich Transport von Druckgasflaschen in geschlossenen 
Fahrzeugen siehe auch DVS 0211 „Druckgasflaschen in ge-
schlossenen Fahrzeugen”. 
Als Garage gilt hier ein Einstellraum für Kraftfahrzeuge. 
Leicht entzündliche Stoffe sind z.B. Putzlappen, Verpa-
ckungsmaterial, brennbare Flüssigkeiten, Altöl-Sammelbehäl-
ter. 
Zu den ungenügend belüfteten Bereichen gehören z.B. Fla-
schenschränke oder Werkstattwagen mit zu geringen Lüf-
tungsöffnungen. Ausreichende Lüftungsöffnungen sind mindes-
tens je eine Öffnung im Boden- und Deckenbereich von 
mindestens je 100 cm². 
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3.12.2 Abschnitt 3.12.1 gilt nicht, wenn das Aufstellen zur Ausführung von 
schweißtechnischen Arbeiten vorübergehend notwendig ist und be-
sondere Sicherheitsmaßnahmen getroffen sind.  

Eine vorübergehende Notwendigkeit besteht z.B. bei Instand-
setzungsarbeiten an dort vorhandenen Bauteilen. 
Zu treffende Sicherheitsmaßnahmen sind z.B. Absperrung,  
Sicherung des Fluchtweges, Lüftung. 
Hinsichtlich besonderer Sicherheitsmaßnahmen beim Verwen-
den von Flüssiggas in Schiffsräumen auf Werften siehe auch 
Durchführungsanweisungen zu Abschnitt III. B der Unfallverhü-
tungsvorschrift „Schiffbau“ (BGV C28). 

3.12.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass an Arbeitsplätzen nur 
die für den ununterbrochenen Fortgang der schweißtechnischen Ar-
beiten erforderlichen Einzelflaschenanlagen oder Flaschenbatteriean-
lagen aufgestellt werden. Er hat ferner dafür zu sorgen, dass eine 
Ansammlung von Druckgasflaschen außerhalb von besonderen Auf-
stellräumen für Flaschenbatterieanlagen und Lagern für Druckgasfla-
schen vermieden wird.  

In der Regel gilt die Aufstellung einer Flaschenbatterieanlage 
– auch als Wechselbatterie – als sicherheitstechnisch zweck-
mäßiger gegenüber der Aufstellung mehrerer Einzelflaschen-
anlagen. 

3.12.4 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Einzelflaschenanlagen 
und Flaschenbatterieanlagen gut zugänglich und vor gefährlicher 
Wärmeeinwirkung geschützt aufgestellt werden.  

Als gefährliche Wärmeeinwirkung gilt z.B. die 
– unmittelbare Nachbarschaft von Schmiedefeuern, Öfen, 

Brammen, Heizkörpern, 
– Erhitzung durch Flamme, Lichtbogen oder Heißluftgebläse, 
– Berührung zwischen Flasche und Werkstück beim Lichtbo-

genschweißen. 
Sonneneinstrahlung gilt nicht als gefährliche Wärmeeinwir-
kung. 

3.12.5 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Einzelflaschenanlagen 
und Flaschenbatterieanlagen gegen Umfallen gesichert sind, soweit 
sie nicht durch ihre Bauart standsicher sind.  
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Die Sicherung gegen Umfallen kann erfolgen z.B. durch Ket-
ten, Schellen oder Gestelle. 
Als standsicher durch ihre Bauart gelten z.B. Flüssiggasfla-
schen mit einem zulässigen Gewicht der Füllung bis 11 kg 
und Paletten mit Flaschenbatterieanlagen. 

3.12.6 Die Versicherten haben Einzelflaschenanlagen 
1. vor gefährlicher Wärmeeinwirkung zu schützen 
 und 
2. gegen Umfallen zu sichern, soweit sie nicht durch ihre Bauart 

standsicher sind. 
Siehe Erläuterungen zu den Abschnitten 3.12.4 und 3.12.5. 

3.12.7 Die Versicherten haben Flüssiggasflaschen für die Entnahme aus der 
Gasphase aufrecht aufzustellen.  

3.13 Gasentnahme 

3.13.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass 
1. Flaschenbatterieanlagen nur aus Druckgasflaschen bestehen, die 

mit dem gleichen Prüfdruck gekennzeichnet sind, 
2. aus Sicherheitsventilen von Flaschenbatterieanlagen austretendes 

Gas gefahrlos abgeführt wird, 
3. Gas aus einer Flaschenbatterie nur entnommen wird, nachdem 

diese über möglichst kurze Hochdruckleitungen an einen nachge-
schalteten Druckminderer auf sichere Weise angeschlossen ist 

 und 
4. Leitungen und Druckminderer für die jeweilige Gasart und die 

vorliegenden Betriebsbedingungen geeignet sind. 
Siehe DIN EN ISO 7291 „Gasschweißgeräte; Hauptstellen-
druckregler für Schweißen, Schneiden und verwandte Prozes-
se bis 300 bar”. 

3.13.2 Die Versicherten haben 
1. zum Arbeitsende die Flaschenventile oder die Absperrventile vor 

dem Druckminderer zu schließen 
 und 
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2. vor dem Lösen der Druckgasflaschen oder der Flaschenbündel 
von den Leitungen die Flaschenventile und die Absperrventile vor 
dem Druckminderer zu schließen. 

3.14 Sauerstoff 

3.14.1 Die Versicherten haben alle mit Sauerstoff in Berührung kommenden 
Einrichtungen frei von Öl, Fett und ähnlichen Stoffen zu  halten. 

3.14.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass 
1. Gleitmittel, die mit Sauerstoff in Berührung kommen können, 
 und 
2. Dichtwerkstoffe, die brennbare Bestandteile enthalten, zum Ab-

dichten von Sauerstoff-Leitungen und -Armaturen 
nur verwendet werden, wenn sie von einem anerkannten Prüfinstitut 
mit dem Ergebnis geprüft worden sind, dass sie sich für die Ver-
wendung bei den zu erwartenden Betriebsbedingungen eignen.  

3.15 Sicherheitseinrichtungen 

3.15.1 Gefährdungen durch Flammendurchschlag, Gasrücktritt oder Nach-
strömen von Gas sind wie folgt zu verhindern: 
1. Entnahmestellen an Verteilungsleitungen sind mit der Gasart und 

dem Druck entsprechenden Sicherheitseinrichtungen (Entnahme-
stellensicherungen) 

 und 
2. Einzelflaschenanlagen sind mit der Gasart und der Betriebsweise 

entsprechenden Sicherheitseinrichtungen (Einzelflaschensicherun-
gen) 

auszurüsten. 
An eine Sicherheitseinrichtung darf nur e i n  Verbrauchsgerät ange-
schlossen sein.  

Dies wird z.B. erreicht, wenn Sicherheitseinrichtungen gemäß 
DIN EN 730-1 „Gasschweißgeräte; Sicherheitseinrichtungen; 
Teil 1: Mit integrierter Flammensperre“ eingesetzt werden. 
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Als ein Verbrauchsgerät gilt auch ein Gerät mit mehreren 
Brennern, sofern diese eine Einheit bilden, z.B. eine Brenn-
schneidmaschine. 

3.15.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Flüssiggas-Einzel-
flaschenanlagen und -Flaschenbatterieanlagen unmittelbar hinter 
dem Druckminderer mit einer selbsttätig wirkenden Sicherheitsein-
richtung zur Absperrung der Gaszufuhr ausgerüstet sind, wenn mit 
Schlauchbeschädigungen zu rechnen ist. Dies gilt nicht, wenn Bren-
ner 
– mit Schläuchen bis höchstens 400 mm Länge angeschlossen 
 oder 
– aus Flüssiggasbehältern bis zu 1 l Rauminhalt (0,425 kg Füllge-

wicht) versorgt 
werden.  

3.15.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Mikro-Löt- und Schweiß-
geräte unmittelbar vor oder im Brenner mit einer geeigneten Flam-
mensperre ausgerüstet sind. 

3.16 Gasbrenner 

3.16.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass länger dauernde 
Wärmarbeiten mit lärmarmen Brennern ausgeführt werden.  

3.16.2 Der Unternehmer hat geeignete Gasanzünder zum sicheren Zünden 
von Brennern zur Verfügung zu stellen.  

3.16.3 Die Versicherten haben Brenner auf sichere Art zu zünden.  

3.16.4 Die Versicherten haben handgeführte Brenner bei Arbeitsunterbre-
chungen sicher abzulegen oder aufzuhängen. Sie dürfen Brenner 
und Schläuche nicht an Druckgasflaschen oder anderen gasführen-
den Einrichtungen aufhängen oder in Hohlräume einhängen.  

3.16.5 Die Versicherten dürfen nach Flammenrückschlägen oder anderen 
Störungen Brenner erst dann weiter betreiben, wenn die Störung be-
seitigt ist.  
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3.17 Brennschneidmaschinen 

3.17.1 Gasführende Rohrleitungen müssen der Gasart entsprechend farblich 
oder durch Aufschrift deutlich erkennbar und dauerhaft gekenn-
zeichnet sein. 

3.17.2 Schlauchleitungen müssen sicher verlegt und befestigt sein. 

3.17.3 Gasführende Leitungen und andere gasführende Teile dürfen in 
Einbauräumen für elektrische Betriebsmittel nicht vorhanden sein. 

3.17.4 Sauerstoffabblasstutzen müssen so gestaltet und angeordnet sein, 
dass eine Gefährdung durch austretenden Sauerstoff vermieden ist. 

3.18 Mikro-Löt- und -Schweißgeräte 

3.18.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Gasgeneratoren von 
Mikro-Löt- und Schweißgeräten so beschaffen sind,  
– dass sie dem zweifachen zulässigen Betriebsüberdruck standhal-

ten, 
– keine Entlüftungseinrichtung zum Druckausgleich haben, 
– mit einem Überdruckmessgerät und einer Sicherheitseinrichtung, 

die bei Drucküberschreitung die Stromzufuhr unterbricht, ausge-
rüstet sind 

 und 
– mit einer geeigneten Gebrauchsstellenvorlage unmittelbar am 

Gasausgang ausgerüstet sind. 

3.18.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Mikro-Löt- und Schweiß-
geräte unmittelbar vor oder im Brenner mit einer geeigneten Flam-
mensperre ausgerüstet sind.  

Siehe DIN EN 730-1 „Gasschweißgeräte; Sicherheitseinrich-
tungen; Teil 1: Mit integrierter Flammensperre“. 

3.19 Schweißstromkreis 

3.19.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass  
– Schweißleitungen einschließlich Schweißstromrückleitungen iso-

liert sind, einen ausreichenden Querschnitt besitzen und den be-
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trieblich zu erwartenden thermischen, mechanischen und chemi-
schen Beanspruchungen standhalten, 

– der Schweißstromkreis nicht geerdet ist, ausgenommen, wenn 
Werkstückaufnahmen oder Werkstücke zwangsweise mit Erde 
verbunden sind, 

– Schweißstromrückleitungen direkt und übersichtlich geführt sind 
und gut leitend 
1. den Anschluss am Werkstück ermöglichen 
 oder 
2. an der Werkstückaufnahme angeschlossen sind, 

– in der Nähe der Schweißstelle leicht erreichbar eine Einrichtung 
zum schnellen Abschalten der Schweißspannung vorhanden ist.  

3.19.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass vor Beginn von Lichtbo-
genarbeiten 
1. der Schweißstromkreis ordnungsgemäß hergestellt wird 
 und 
2. wenn mehrere Schweißstromquellen zusammengeschaltet wer-

den, durch einen Sachkundigen geprüft wird, ob diese für ein 
Zusammenschalten geeignet sind und die zulässige Leerlaufspan-
nung nicht überschritten werden kann. 

3.19.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass der Netzstecker einer 
Schweißstromquelle, die mit anderen zusammengeschaltet ist, erst 
gezogen wird, nachdem 
1. alle zusammen geschalteten Schweißstromquellen durch die 

Hauptschalter vom Netz abgeschaltet sind 
 und 
2. die einzelne Schweißstromquelle vom gemeinsamen Schweiß-

stromkreis getrennt ist. 

3.20 Umgang mit Schweißstromquellen 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass 
1. Arbeiten auf der Netzspannungsseite von Schweißeinrichtungen 

nur von einer Elektrofachkraft oder unter deren Leitung und Auf-
sicht ausgeführt werden, 
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2. bewegliche Netzanschluss- und Schweißleitungen gegen Be-
schädigungen geschützt werden 

 und 
3. Schweißstromquellen nicht in Arbeitsbereichen aufgestellt wer-

den, in denen unter erhöhter elektrischer Gefährdung geschweißt 
wird. 

3.21 Verhalten bei Lichtbogenarbeiten 

Die Versicherten haben 
1. Stabelektrodenhalter und Lichtbogenbrenner so zu halten, dass 

kein Strom durch den menschlichen Körper fließen kann, 
2. Lichtbogen-Zündversuche an nicht dafür vorgesehenen Stellen zu 

unterlassen, 
3. Stabelektrodenhalter und Lichtbogenbrenner so abzulegen, dass 

kein elektrischer Kontakt mit dem Werkstück oder fremden leitfä-
higen Teilen, insbesondere dem Stromquellengehäuse, entstehen 
kann, 

4. bei längeren Arbeitsunterbrechungen die Schweißstromquelle auf 
der Netzseite abzuschalten, 

5. Drahtelektroden spannungsfrei zu wechseln, 
6. Schutzeinrichtungen nach Abschnitt 3.2 gegen optische Strahlung 

zu verwenden, 
7. Stabelektrodenhalter, Lichtbogenbrenner und Schweißleitungen 

zu benutzen, die im einwandfreien Zustand sind, 
8. vor Arbeiten an Lichtbogenbrennern die Schweißstromquelle und 

den Drahtvorschub so abzuschalten, dass sie während der Arbei-
ten nicht versehentlich eingeschaltet werden können 

 und 
9. darauf zu achten, dass sie bei Lichtbogenarbeiten mit mehreren 

Stromquellen an einem Werkstück oder an mehreren leitfähig 
miteinander verbundenen Werkstücken nicht gleichzeitig zwei 
Stabelektrodenhalter oder Lichtbogenbrenner berühren. 
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3.22 Schweißstromquellen 

3.22.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Schweißstromquellen so 
beschaffen sind, dass 
1. Versicherte geschützt sind 

a) gegen direktes Berühren aktiver Teile durch eine für die vorge-
sehenen Einsatzbedingungen ausreichende Schutzart 

 und 
b) bei indirektem Berühren durch eine geeignete Schutzklasse 

und Isolierung des Schweißstromkreises gegen den Versor-
gungsstromkreis und gegen den Schutzleiter; 

2. die einstellbare Leerlaufspannung unter Berücksichtigung von 
Einsatzbedingungen und Spannungsart folgende Höchstwerte 
nicht überschreitet: 

 Leerlaufspannung 

Einsatzbedingungen Spannungsart Höchstwerte in Volt 

  Scheitelwert Effektivwert 

a) Erhöhte elektri-
sche Gefährdung 

Gleich 
Wechsel

113 
68

—
48

b) Ohne erhöhte 
elektrische  
Gefährdung 

Gleich 
Wechsel

113 
113 

—
80

c) Begrenzter  
Betrieb ohne er-
höhte elektrische 
Gefährdung 

Gleich 
Wechsel

113 
78

—
55

d) Lichtbogenbren-
ner maschinell  
geführt 

Gleich 
Wechsel

141 
141 

—
100 

e) Plasmaschneiden Gleich 
Wechsel

500 
—

—
—

f) Unter Wasser mit 
Personen im  
Wasser 

Gleich 
Wechsel

65
unzulässig 

—
unzulässig 
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3. auch im Falle eines Fehlers die Leerlaufspannung nach Nummer 
2 Buchstaben a) und f) nicht überschritten wird und der Wechsel-
spannungsanteil der Gleichspannung 48 V Effektivwert nicht  
überschreitet, 

4. die Leerlaufspannung nach Nummer 2 Buchstabe d) beim Aus-
bleiben der Zündung oder nach Beenden des Schweißvorganges 
selbsttätig abgeschaltet wird 

 und 
5. sie für Plasmaschneiden mit Leerlauf über 113 V Scheitelwert 

nach Nummer 2 Buchstabe e) mit dem zugehörigen Brenner  
sicherheitstechnisch eine Einheit bilden und mit Sicherheitseinrich-
tungen ausgerüstet sind, die eine Leerlaufspannung am Ausgang 
verhindern, wenn der Brenner zerlegt ist oder von der Schweiß-
stromquelle getrennt ist. 

3.22.2 Ortsveränderliche Fernsteuerungen von Schweißstromquellen dürfen 
nur benutzt werden, wenn sie  
1. mit der Schutzmaßnahme Schutzkleinspannung ausgeführt, 
2. mit der Schutzmaßnahme Schutztrennung ausgeführt 
 oder 
3. für den Betrieb mit Schweißspannung bis 113 V Scheitelwert 

ausgelegt 
sind.  

3.22.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass an Schweißstromquellen 
deutlich erkennbar und dauerhaft angegeben sind:  
1. für Schweißstromquellen nach Abschnitt 3.22.1, die für Lichtbo-

genarbeiten unter erhöhter elektrischer Gefährdung zulässig sind, 
das Zeichen  

2.für Schweißstromquellen mit Leerlaufspannungsminderungseinrich-
tung die ungeminderte Leerlaufspannung. 

3.23 Schutz gegen erhöhte elektrische Gefährdung 

3.23.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass bei Lichtbogenarbeiten 
unter erhöhter elektrischer Gefährdung 
1. nur geeignete und nach Abschnitt 3.22 gekennzeichnete 

Schweißstromquellen verwendet werden 

S



BGR 500 
Kapitel 2.26 

43

 und 
2. besondere Schutzmaßnahmen gegen elektrische Durchströmung 

durchgeführt sind. 

3.23.2 Die Versicherten dürfen Lichtbogenarbeiten unter erhöhter elektri-
scher Gefährdung nur ausführen, wenn sie 
1. hierfür nach Abschnitt 3.22 gekennzeichnete Schweißstromquel-

len verwenden 
 und 
2. sich gegen elektrische Durchströmung zusätzlich durch Maßnah-

men nach Abschnitt 3.23.1 Nr. 2 schützen. 
Bei Lichtbogenarbeiten unter erhöhter elektrischer Gefährdung 
besteht ein größeres Risiko hinsichtlich elektrischer Durchströ-
mung als bei Lichtbogenarbeiten unter Normalbedingungen. 
Erhöhte elektrische Gefährdung besteht z.B. 
1. wenn der Schweißer zwangsweise (z.B. kniend, sitzend, 

liegend oder angelehnt) mit seinem Körper elektrisch leitfä-
hige Teile berührt, 

2. an Arbeitsplätzen, an denen bereits eine Abmessung des 
freien Bewegungsraumes zwischen gegenüberliegenden 
elektrisch leitfähigen Teilen weniger als 2 m beträgt, so 
dass der Schweißer diese Teile zufällig berühren kann, 

3. an nassen, feuchten oder heißen Arbeitsplätzen, an denen 
der elektrische Widerstand der menschlichen Haut oder 
der Arbeitskleidung und der Schutzausrüstung durch Näs-
se, Feuchtigkeit oder Schweiß erheblich herabgesetzt wer-
den kann. 

Elektrisch leitfähige Teile sind z.B. metallische, feuchte oder 
nasse Wände, Böden, Roste und Stoffe, wie Stein, Beton, 
Holz, Erdreich. 
Der elektrische Widerstand der menschlichen Haut kann auch 
durch Tragen von Schmuck erheblich herabgesetzt werden. 
Das ist in besonders starkem Maße der Fall, wenn Schmuck 
durch die Haut geführt ist, z.B. bei Ringen in Ohr, Nase, Au-
genbrauen. 
Hinsichtlich der Eignung und Kennzeichnung von Schweiß-
stromquellen für Lichtbogenarbeiten unter erhöhter elektrischer 
Gefährdung Abschnitt 3.22. 
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Der besondere Schutz gegen elektrische Durchströmung des 
menschlichen Körpers wird durch isolierende Zwischenlagen, 
z.B. Gummimatten, Lattenroste, erreicht. 
Für den Einsatz an feuchten oder heißen Arbeitsplätzen sind 
Zwischenlagen geeignet, die durch Feuchtigkeit oder 
Schweiß nicht leitfähig werden. 
In Sonderfällen, z.B. bei Absturzgefahr oder besonderen 
räumlichen Verhältnissen am Arbeitsplatz, kann auch unbe-
schädigte Arbeitskleidung möglichst schwerer Qualität, so-
lange sie trocken ist, ausreichend isolieren und damit als be-
sondere Schutzmaßnahme geeignet sein. Feuchte Kleidung ist 
durch trockene zu ersetzen. Lederkleidung bietet länger 
Schutz gegen Durchfeuchtung als Textilien.  
Füße werden gegen eine leitfähige Standfläche durch unbe-
schädigtes trockenes Schuhwerk z.B. mit Gummisohle ausrei-
chend isoliert. 
Hände werden durch unbeschädigte trockene Schweißer-
schutzhandschuhe ausreichend isoliert. 

3.24 Gießschmelzverfahren 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass 
1. Schweißpulver für das Gießschmelzschweißen trocken und ge-

schützt vor unbeabsichtigtem Zünden gelagert, transportiert und 
bereitgestellt wird, 

2. mit dem Beschicken des Tiegels erst begonnen wird, nachdem 
Tiegel, Gießform, Abdichtung und andere Teile trocken sind, 

3. Versicherte sich während des Reaktionsvorganges nicht näher als 
für den Arbeitsvorgang erforderlich an der Schweißstelle aufhal-
ten, 

4. nach Beendigung des Schweißvorganges Teile der Schweißvor-
richtung erst entfernt werden, wenn Metall und Schlacke erstarrt 
sind 

 und 
5. Metall, Schlacke sowie die Schweißeinrichtung erst dann der 

Feuchtigkeit ausgesetzt werden, nachdem mit einer gefährlichen 
Wasserdampfbildung nicht mehr zu rechnen ist. 
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Das unbeabsichtigte Zünden wird vermieden, wenn Zündmit-
tel vom Schweißpulver getrennt gelagert, transportiert und be-
reitgestellt werden sowie andere Zündquellen in unmittelbarer 
Nähe nicht vorhanden sind. 
Unbeabsichtigt entzündetes Schweißpulver kann gefahrlos mit 
trockenem Sand abgedeckt werden. Die eingeleitete Reaktion 
kann nicht unterbrochen werden. Löschversuche mit Wasser 
sind gefährlich. 
Die Anforderung, dass sich Versicherte während des Reakti-
onsvorganges nicht näher als erforderlich an der Schweißstel-
le aufhalten, wird z.B. erreicht, wenn 
– zum Zünden des Schweißpulvers sich nur der Schweißer 

an der Schweißstelle aufhält, 
– das Schweißpulver nur mit geeigneten Zündmitteln, wie 

Zündpille, Zündstäbchen, Zündpulver, Zündpistole, gezün-
det wird  

und 
– zum Abstechen des flüssigen Schweißgutes ein mindestens 

1 m langer Stab benutzt wird.  
Zum Trocknen werden in der Regel Wärmbrenner eingesetzt. 
Zum Trockenhalten der Tiegel können Baustellenschirme er-
forderlich sein.  
Die Abkühlzeit bis zur Erstarrung richtet sich nach der Außen-
temperatur und der Menge des Schweißgutes. Diese Zeit be-
trägt bei Schienen in der Regel 3 bis 4 min nach Abstich des 
Tiegels. 
In der Regel ist mit einer gefährlichen Wasserdampfbildung 
nicht mehr zu rechnen, wenn Metall, Schlacke und Schweiß-
vorrichtung unter 100 ºC abgekühlt sind. 
Das Entleeren von heißen Schlackenpfannen auf feuchte Bö-
den, in Wasserpfützen oder Ähnliches ist gefährlich. 
Mit geeigneten Einrichtungen (Blech, Aufnahme) kann, für den 
Fall einer undichten Form, der Kontakt der Gießschmelze mit 
Feuchtigkeit vermieden werden. 
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3.25 Unterwasserschweißen und -schneiden 

3.25.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass 
1. Unterwasserschweiß- und -schneidarbeiten nur von Versicherten 

ausgeführt werden, die als Taucher im Sinne der entsprechenden 
Vorschriften gelten und die mit den eingesetzten Einrichtungen 
und Verfahren zum Unterwasserschweißen und -schneiden ver-
traut sind, 

2. Versicherte unter Wasser gegen gefährliche elektrische Durch-
strömung geschützt sind, 

3. Unterwasserschweiß- und -schneidarbeiten an Wandungen von 
Behältern, anderen Hohlkörpern und geschlossenen Räumen nur 
ausgeführt werden, wenn Vorkehrungen gegen die Ansammlung 
zündfähiger Gemische im Inneren der Hohlkörper getroffen sind, 

4. während des Tauchganges die für Unterwasserschweiß- und -
schneidarbeiten angeschlossenen Druckgasflaschen überwacht 
werden 

 und 
5. bei der Verwendung von flüssigem Brennstoff zum Unterwasser-

schneiden Auffangbehälter zur Verfügung stehen. 
Das Vertrautsein mit den eingesetzten Einrichtungen und Ver-
fahren zum Unterwasserschweißen und -schneiden schließt ei-
ne praktische Unterweisung und Übung unter vergleichbaren 
Arbeitsbedingungen ein und ist für Lichtbogenschweißen in 
nasser Umgebung z.B. durch eine gültige und erfolgreiche 
Prüfung nach dem Merkblatt DVS 1186 „DVS-Lehrgang; Un-
terwasserschweißen“ nachgewiesen. 
Die Anforderung nach Schutz gegen elektrische Durchströ-
mung wird z.B. erreicht, wenn 
1. beim Tauchen 

– mit Helmtauchgerät 
alle Metallflächen und -teile im Inneren des Taucher-
helmes, z.B. durch eine aufvulkanisierte Gummi-
schicht oder eine andere geeignete Beschichtung, 
isoliert sind 

 und 
wasserdichte Handschuhe getragen werden 
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und 
– mit Leichttauchgerät 

wasserdichte Handschuhe, eine Kopfhaube und 
möglichst ein Trockentauchanzug getragen werden, 

2. hinsichtlich der passiven und aktiven Sicherheit die Anfor-
derungen des Abschnittes 2.6 „Unterwasser-Schweißen 
und -Schneiden” der „Anwendungsbestimmungen für den 
sicheren Gebrauch von Elektrizität unter Wasser” heraus-
gegeben von der Association of Offshore Diving Contrac-
tors (Vereinigung der Vertragspartner für Meerestauchen) 

eingehalten werden. 

3.25.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass bei Lichtbogenarbeiten 
unter Wasser die Spannung nur auf Weisung des Versicherten ein-
geschaltet wird, der diese Arbeiten unter Wasser ausführt.  

3.25.3 Der Unternehmer hat zusätzlich zu Abschnitt 3.25.2 dafür zu sor-
gen, dass 
1. vor dem Hinablassen von Stabelektrodenhalter oder Lichtbogen-

brenner, 
2. zum Elektrodenwechsel, 
3. bei jeder Arbeitsunterbrechung 
 und 
4. im Gefahrfall 
die Spannung abgeschaltet wird.  

3.26 Schweißtechnische Arbeiten in Druckluft 

3.26.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass schweißtechnische Ar-
beiten in Druckluft erst durchgeführt werden, wenn zusätzlich zu den 
Anforderungen der Abschnitte 3.16, 3.19 bis 3.23 folgende Be-
dingungen erfüllt sind:  
1. In der Arbeitskammer dürfen nur so viele Personen anwesend 

sein, wie gleichzeitig ausgeschleust werden können; sie müssen 
sich im Gefahrfall unverzüglich in die Schleuse zurückziehen 
können; 

2. in Abstimmung mit der Berufsgenossenschaft müssen die erforder-
lichen Lüftungsmaßnahmen getroffen sein; 
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3. die Sicherheitsmaßnahmen für brandgefährdete Bereiche nach 
Abschnitt 3.8 müssen getroffen sein; 

4. die Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz gegen erhöhte elektrische 
Gefährdung bei Lichtbogenarbeiten nach Abschnitt 3.23 müssen 
getroffen sein; 

5. im Arbeitsbereich dürfen sich nur die für die Durchführung der 
schweißtechnischen Arbeiten erforderlichen Versicherten aufhal-
ten; sie müssen schwer entflammbare Schutzanzüge tragen; 

6. Druckgasflaschen dürfen nur für die Dauer der schweißtechni-
schen Arbeiten und nur in besonderen Transportbehältern in die 
Arbeitskammer gebracht werden; 

7. Acetylenflaschen dürfen nicht in die Arbeitskammer gebracht wer-
den;

8. während der schweißtechnischen Arbeiten muss sich ein Sicher-
heitsposten ständig bei den Druckgasflaschen aufhalten, in dau-
ernder Sprechverbindung mit den Schweißern stehen und bei Ar-
beitspausen und Zwischenfällen sofort die Gaszufuhr abstellen. 

3.26.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass schweißtechnische Ar-
beiten nach Abschnitt 3.26.1 möglichst mittels Lichtbogenverfahren 
oder unter Verwendung von Wasserstoff als Brenngas ausgeführt 
werden.  

3.27 Prüfungen 

Nach § 3 Abs. 3 der Betriebssicherheitsverordnung hat der 
Arbeitgeber Art, Umfang und Fristen erforderlicher Prüfungen 
der Arbeitsmittel zu ermitteln. Bei diesen Prüfungen sollen si-
cherheitstechnische Mängel systematisch erkannt und abge-
stellt werden. 
Der Arbeitgeber legt ferner die Voraussetzungen fest, welche 
die von ihm beauftragten Personen zu erfüllen haben (befä-
higte Personen). 
Nach derzeitiger Auffassung ist davon auszugehen, dass die 
Aufgaben der befähigten Personen für die nachstehend auf-
geführten Prüfungen durch die dort genannten Personen 
wahrgenommen werden. Art, Umfang und Fristen der Prüfun-
gen sind bisherige Praxis und entsprechen den Regeln der 
Technik. 
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3.27.1 Regelmäßige Prüfungen 

3.27.1.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Flaschenbatterieanlagen 
sowie Verbrauchseinrichtungen vor der ersten Inbetriebnahme sowie 
nach wesentlichen Instandsetzungs- und Änderungsarbeiten auf 
– ordnungsgemäße Aufstellung, 
– ordnungsgemäße Beschaffenheit 
 und 
– Dichtheit unter Betriebsverhältnissen  
durch einen Sachkundigen geprüft werden. 

3.27.1.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Einzelflaschen- und 
Flaschenbatterieanlagen sowie Verbrauchseinrichtungen regelmäßig 
auf 
– Dichtheit 
 und 
– ordnungsgemäßen Zustand 
durch einen Sachkundigen geprüft werden. 

3.27.1.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Verbrauchseinrichtungen 
nach Flammenrückschlägen auf ordnungsgemäßen Zustand durch 
einen Sachkundigen geprüft werden.  

3.27.1.4 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass durch einen Sachkundi-
gen mindestens einmal jährlich 
1. trockene Gebrauchsstellenvorlagen und Einzelflaschensicherun-

gen auf Sicherheit gegen Gasrücktritt, Dichtheit und Durchfluss 
 und 
2. nasse Gebrauchsstellenvorlagen gereinigt und auf Sicherheit ge-

gen Gasrücktritt 
geprüft werden. 

3.27.1.5 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass nasse Gebrauchsstellen-
vorlagen mindestens einmal je Schicht vor Beginn schweißtechni-
scher Arbeiten und nach jedem Flammenrückschlag in drucklosem 
Zustand auf ausreichenden Flüssigkeitsinhalt geprüft und erforderli-
chenfalls nachgefüllt werden.  
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3.27.1.6 Die Versicherten haben vor Arbeitsbeginn 
– Gasschläuche, deren Befestigungen und Verbindungselemente 

auf einwandfreien Zustand 
 und 
– Verbrauchseinrichtungen auf Funktion 
zu prüfen. 

3.27.1.7 Hinsichtlich der Prüfungen von elektrischen Einrichtungen der 
Schweißtechnik und der Prüfpersonen siehe § 5 der Unfallverhü-
tungsvorschrift „Elektrische Anlagen und Betriebsmittel“ (BGV A3). 

Bei der Bemessung der Prüffristen für nicht ortsfeste Einrichtun-
gen der Lichtbogentechnik ist zu berücksichtigen, dass 
– Schweißleitungen, Schlauchpakete, Steckvorrichtungen, 

Stabelektrodenhalter und Lichtbogenbrenner stark bean-
sprucht werden, 

– Netzanschlussleitungen und Steckvorrichtungen durch va-
gabundierende Schweißströme beschädigt sein können, 

– die Isolation der Schweißstromquellen durch Staubablage-
rungen in ihnen vermindert wird. 

Es werden folgende Prüffristen empfohlen: 
1. vierteljährlich 

– Sichtprüfung auf ordnungsgemäßen Zustand, 
– Funktionsprüfung sicherheitstechnischer Einrichtungen, 
– Prüfung der Schutzmaßnahmen gegen gefährliche Körper-

ströme auf Wirksamkeit 
 und 

2. jährlich 
– Sichtprüfung der geöffneten Steckverbindungen, 
– Isolationsprüfung von Eingangs- und Ausgangsstromkreis ge-

gen Körper und beide Stromkreise gegeneinander nach inne-
rer Reinigung der Schweißstromquellen. 
Die Sichtprüfung auf ordnungsgemäßen Zustand umfasst z.B. 
– Netzanschlussleitungen und Steckvorrichtungen, 
– Schweißleitungen, Schlauchpakete, Steckvorrichtungen, 

Stabelektrodenhalter, Lichtbogenbrenner, 
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– Schutz- und Sicherheitseinrichtungen wie Hauptschalter, 
Notbefehlseinrichtungen, Melde- und Kontrollleuchten, 
Wahlschalter, Befehlsgeräte. 

Die Funktionsprüfung sicherheitstechnischer Einrichtungen um-
fasst z.B. 
– Hauptschalter, Befehlsgeräte, Wahlschalter, Melde- und 

Kontrollleuchten.  
– Die Prüfung der Wirksamkeit der Schutzmaßnahme gegen 

gefährliche Körperströme umfasst z.B. die Messung des 
Schutzleiterwiderstandes, siehe DIN EN 60 974-1 (VDE 
0544 Teil 1) „Lichtbogenschweißeinrichtungen; Teil 1: 
Schweißstromquellen“. 

Die Forderung nach Prüfung der Isolation wird z.B. durch 
Anwendung einer Prüfgleichspannung von 1 000 V erfüllt. 
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Anhang 1 

Beispiel für eine Schweißerlaubnis 



BGR 500 
Kapitel 2.26 

53

Beispiel für eine Betriebsanweisung 
B E T R I E B S A N W E I S U N G  

1 ANWENDUNGSBEREICH 

 Schweißtechnische Arbeiten in Bereichen mit Brandgefahr nach Abschnitt 3.8.4 

2 GEFAHREN 

– Wegfliegende oder abtropfende heiße Metall- oder Schlacketeilchen 
– Wärmeleitung 
– Sekundärflammen bei Autogenarbeiten an Rohrleitungen 

3 VERHALTENSREGELN 

– Festlegen des brandgefährdeten Bereiches 
– Absprache der Sicherheitsmaßnahmen mit dem Auftraggeber 
– Informieren über Brandmeldeeinrichtungen 
– Beginn der schweißtechnischen Arbeiten nach Durchführung der Sicherheitsmaßnahmen 

4 SICHERHEITSMASSNAHMEN 

 – Entfernen sämtlicher beweglicher Stoffe und Gegenstände, die sich durch schweißtechnische 
Arbeiten in Brand setzen lassen 

– Entfernen fester brennbarer Einrichtungen, z.B. Umkleidungen und Isolierungen, soweit 
baulich und betriebstechnisch durchführbar 

– Abdecken verbleibender brennbarer Gegenstände, z.B. Holzbalken oder Kunststoffteile, mit 
geeigneten Materialien 

– Abdichten von Öffnungen, Fugen, Ritzen, Rohröffnungen mit nichtbrennbaren Stoffen, z.B. 
Gips, Mörtel 

– Kontrolle auf Brandentstehung durch einen Brandposten mit geeigneten Feuerlöscheinrichtun-
gen, z.B. Feuerlöschern, angeschlossenem Wasserschlauch 

– Vorhalten einer Brandwache für angemessenen Zeitrahmen nach Beendigung der schweiß-
technischen Arbeiten 

5 VERHALTEN BEI BRANDENTSTEHUNG 

 – Einstellen der schweißtechnischen Arbeit 
– Unverzüglicher Löschangriff durch den Brandposten, Alarmierung der Feuerwehr und inner-

betriebliche Weitergabe des Alarms 
– Warnung in der Nähe tätiger Personen 

6 VERHALTEN BEI UNFÄLLEN, ERSTE HILFE 

 – In Brand geratene Kleidung mit Handschuhen, Löschdecke ersticken 
– Gegebenenfalls Alarmierung der Rettungsdienste (Tel. ...................................) 

7 MITZUFÜHRENDE ARBEITSMITTEL 

 – Geeignete Feuerlöscheinrichtungen, z.B. Feuerlöscher, Wasserschlauch, Löschdecken 
(DIN 14155, DIN EN 1869) 

– Gegebenenfalls mobile Brandmeldeeinrichtungen, Funktelefon 
– Materialien zum Abdecken, z.B. feuerfeste Abdeckmatten 
– Materialien zum Abdichten, z.B. Gips, Mörtel 

Datum: Unterschrift: 
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Anhang 2 

Anhaltswerte zur Bestimmung durch Funkenflug gefährdeter Bereiche 

Die maßlichen Angaben über die Reichweiten in Tabelle 1 sind Anhaltswerte 
zur Bestimmung des durch Funkenflug gefährdeten Bereiches und berücksichti-
gen die Gesamtreichweite und das Zündvermögen heißer Metall- oder Schla-
cketeilchen bei fachgerechter Ausführung der Arbeiten und ungünstigen Ar-
beitsbedingungen. Übliche Verfahrensstörungen, z.B. Brennerabknall, sind 
eingeschlossen. 
Die Reichweiten für den horizontalen Bereich umfassen auch mögliche Ablen-
kungen der Partikel aus ihrer Flugbahn durch Hindernisse in der Umgebung, 
z.B. Gerüste, Geländer. Die Reichweiten für thermisches Trennen schließen 
auch die für Schleifarbeiten ein. 
Raumbegrenzungen und wirksame Abschirmungen können diese Bereiche 
beschränken. 
Ausdehnung und Form des durch Funkenflug gefährdeten Bereiches ergeben 
sich aus den Bewegungsbahnen heißer Partikel (siehe Bild 1) mit den Maßen 
aus Tabelle 1 und Bild 2. 
Bei Arbeitshöhen über 3 m ist als Richtwert anzunehmen, dass sich mit jedem 
Meter zusätzlicher Arbeitshöhe der Bereich in der Horizontalen um etwa 0,5 
m vergrößert. 
Bei Brennschneid- und Lötarbeiten ist auf Grund des gerichteten Auswurfes von 
Partikeln mit einer Halbierung der Reichweite entgegengesetzt der Hauptaus-
wurfrichtung zu rechnen. 
Außer durch heiße Metall- oder Schlacketeilchen kann darüber hinaus durch 
eine indirekte Einwirkung eine Brandentstehung verursacht werden, z.B. 
durch: 
– Wärmeleitung über die unmittelbar zu bearbeitenden oder nahe gelegenen 

Bauteile in und durch Wände, Böden oder Decken in Nachbarbereiche 
hinein. 

– Sekundärflammen bei Arbeiten mit Brenngas-, Sauerstoffgemischen an 
Rohrleitungen an entlegenen Öffnungen dieser Leitungen. 
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Durch Funkenflug gefährdete Bereiche 

Vertikale Reichweite 

Arbeitsverfahren 

Horizontale 
Reichweite1)

nach oben nach unten 

Löten mit Flamme bis zu 2 m bis zu 2 m bis zu 10 m 

Schweißen 
(manuelles Gas- und  
Lichtbogenschweißen) 

bis zu 7,5 m bis zu 4 m bis zu 20 m 

Thermisches Trennen bis zu 10 m bis zu 4 m bis zu 20 m 
1) - Reichweite bei üblicher Arbeitshöhe von ca. 2 bis 3 m 

Tabelle 1: Anhaltswerte zur Bestimmung durch Funkenflug gefährdeter  
Bereiche 

Bild 1: Ausbreitungsverhalten heißer Partikel bei schweißtechnischen  
Arbeiten 
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Bild 2: Ausdehnung des durch Funkenflug gefährdeten Bereiches beim 
thermischen Trennen in einer Arbeitshöhe von 3 m 
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Anhang 3 
Beispiel für eine Betriebsanweisung nach Abschnitt 3.1 

Informationen an den Unternehmer: 
1)  Vor Arbeitsbeginn vom Unternehmer zu ermitteln und in der Betriebsanweisung zu vermerken. 
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Verarbeiten von 
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1 Anwendungsbereich 

1.1  Dieses Kapitel findet Anwendung auf das Verarbeiten von flüssigen 
Beschichtungsstoffen, die Gefahrstoffe enthalten, sowie für die dafür 
eingesetzten Einrichtungen. 

Zu den flüssigen Beschichtungsstoffen gehören auch Tränk-
harze, Spachtelmassen, Füllstoffe, Imprägnier- und Hydro-
phobiermittel, Schallschluck-, Unterbodenschutz-, Korrosions-
schutz- und Brandschutzmittel, Beizen, Polituren und die dazu 
gehörenden Löse- und Verdünnungsmittel (Verdünner), nicht 
aber metallische Überzüge sowie Kunstharzputze, Kunstharz-
mörtel und Ähnliches. 
Hinsichtlich Gefahrstoffe siehe § 15 Abs. 1 Gefahrstoffver-
ordnung. 
Über einen möglichen Gehalt an Gefahrstoffen können die 
Kennzeichnungen nach der Gefahrstoffverordnung sowie Her-
stellerhinweise im Sicherheitsdatenblatt entsprechend EG-
Richtlinie 91/155/EWG Aufschluss geben. 
Von besonderer Bedeutung für das Verarbeiten von Beschich-
tungsstoffen sind die Eigenschaften „gesundheitsschädlich“, 
„leicht entzündlich“ und „entzündlich“. Nach der Gefahrstoff-
verordnung sind Stoffe und Zubereitungen 
– gesundheitsschädlich, wenn sie infolge von Einatmen, Ver-

schlucken oder einer Aufnahme durch die Haut Gesund-
heitsschäden von beschränkter Wirkung hervorrufen kön-
nen, 

– leicht entzündlich, wenn sie in flüssigem Zustand einen 
Flammpunkt unter 21 °C haben, 

– entzündlich, wenn sie in flüssigem Zustand einen Flamm-
punkt zwischen 21 °C und 55 °C haben. 

Zu den Gefahrstoffen zählen auch solche Stoffe, bei denen 
infolge des Verarbeitens Stoffe entstehen, die die Eigenschaf-
ten gefährlicher Stoffe aufweisen. Hiernach zählen zu den 
leicht entzündlichen Stoffen auch Flüssigkeiten, die betriebs-
mäßig über ihren Flammpunkt erwärmt werden. 
Betriebsmäßige Erwärmung liegt vor, wenn Beschichtungsstof-
fe durch das Arbeitsverfahren, z.B. Heißspritzen, erwärmt 
werden. Maßgebend ist jeweils die höchste Temperatur, sei 
es des Beschichtungsstoffes an der Arbeitsstelle, z.B. an der 
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Spritz- oder Sprühdüse, oder des zu beschichtenden Gutes. 
Hierzu zählt nicht die natürliche Erwärmung in Arbeitsgefäßen 
an heißen Tagen. 
Für die Entscheidung, welcher Flammpunkt maßgebend ist, 
gelten folgende Gesichtspunkte: 
1. Wird ausschließlich verarbeitungsfertiger Beschichtungs-

stoff (z.B. spritzfertig oder tauchfertig) verwendet – d.h. 
das Zubereiten, Mischen, Zusammenstellen oder Verdün-
nen des Beschichtungsstoffes werden in einem anderen 
Raum vorgenommen oder der fertige Beschichtungsstoff 
kommt direkt vom Hersteller –, dann ist der Flammpunkt 
des verarbeitungsfertigen Beschichtungsstoffes maßge-
bend.

2. Wird der Beschichtungsstoff im Verarbeitungsraum oder 
gefährdeten Bereich zubereitet, d.h. werden außer dem 
Beschichtungsstoff auch Löse- oder Verdünnungsmittel ein-
gebracht, dann ist der niedrigste Flammpunkt maßgebend, 
der bei dem Beschichtungsstoff, dem Lösemittel oder dem 
Verdünnungsmittel vorliegt. 

Auch wasserverdünnbare Beschichtungsstoffe (Wasserlacke) 
können organische Lösemittel enthalten und damit leicht ent-
zündlich oder entzündlich sein. Sie können auch gesundheits-
schädliche Stoffe enthalten. 
Ablagerungen (Rückstände von Beschichtungsstoffen) können 
mindergiftig, leicht entzündlich oder entzündlich sein oder zur 
Selbstentzündung neigen. 
Das Auftragen von Beschichtungsstoffen in Räumen und Behäl-
tern, z.B. auf Innenflächen und Einbauten von Räumen ein-
schließlich Schiffsräumen und Behältern, ist geregelt in den 
Technischen Regeln für Gefahrstoffe „Oberflächenbehandlung 
in Räumen und Behältern“ (TRGS 507). Das Verwenden von 
sehr giftigen, giftigen oder mindergiftigen Antifouling-
Beschichtungsstoffen regeln die technischen Regeln für Ge-
fahrstoffe „Antifouling-Beschichtungsstoffe“ (TRGS 516). 
Beim Verarbeiten von krebserzeugenden Stoffen siehe auch 
Gefahrstoffverordnung sowie Technische Regeln für Gefahr-
stoffe „Ersatzstoffe und Verwendungsbeschränkungen – Zink-
chromate und Strontiumchromat als Pigmente für Korrosions-
schutz-Beschichtungsstoffe“ (TRGS 602). Arbeitsmedizinische 
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Vorsorgeuntersuchungen siehe Unfallverhütungsvorschrift „Ar-
beitsmedizinische Vorsorge“ (BGV A 4). 

1.2 Mit Ausnahme der Abschnitte 3.8, 3.9 und 3.16.3 findet dieses 
Kapitel keine Anwendung, wenn in Arbeitsräumen  
– mit einem Rauminhalt von mehr als 30 m3

 und 
– mit einer Grundfläche von mehr als 10 m2 weniger als 20 ml Be-

schichtungsstoff je m3 Rauminhalt in der Stunde und gleichzeitig 
weniger als 5 l je Arbeitsschicht und Raum verarbeitet werden. 

Solche Räume können auch teilweise offen sein, z.B. seitlich 
offene Räume, Bau- und Arbeitsgruben, Schwimmbäder, Jau-
chegruben. 

1.3 Für das Verarbeiten von Beschichtungsstoffen 
– im Freien,  
– in Räumen auf Baustellen,  
– an Werkstücken, die sich auf Grund ihrer Form oder Abmessun-

gen in Einrichtungen nach Abschnitt 1.1 dieses Kapitels nicht 
einbringen lassen oder die auf Grund ihres Gewichtes mit be-
trieblichen Transporteinrichtungen nur unter erheblichen Schwie-
rigkeiten transportiert werden können,  

finden nur die Abschnitte 3.4 und 3.5.3 Satz 2 sowie die Abschnit-
te 3.6 bis 3.9, 3.11 bis 3.16 dieses Kapitels Anwendung. 

1.4 Dieses Kapitel findet keine Anwendung auf das 
1. Trocknen von Beschichtungsstoffen in Lacktrocknern,  
2. Verarbeiten von Beschichtungspulvern (Pulverlacken) in trockenem 

Zustand,  
3. Verarbeiten von Kern- und Formlacken der Gießereitechnik,  
4. Verarbeiten von Beschichtungsstoffen in Druckeinrichtungen der 

Druckereitechnik,  
5. Verarbeiten von Beschichtungsstoffen in Auftrag- und Imprägnier-

einrichtungen der Papierverarbeitung und Papierveredelung,  
6. Verarbeiten von Glasuren und Email sowie von keramischen Be-

schichtungsstoffen und von Glasfarben.  
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Siehe 
– Anhang III Gefahrstoffverordnung, z.B. Nummer 2 (Blei), 
– Kapitel 2.28 „Betreiben von Trocknern für Beschichtungs-

stoffe“ und Kapitel 2.21 „Betreiben von Gießereien“ der 
BG-Regel „Betreiben von Arbeitsmitteln“ (BGR 500), 

– BG-Information „Elektrostatisches Beschichten“ (BGI 764). 

2 Begriffsbestimmungen 

Verarbeiten von Beschichtungsstoffen im Sinne dieses Kapitels ist 
das Bereitstellen, Zubereiten, Auftragen und Trocknen dieser Stoffe. 

Bereitstellen siehe Abschnitt 3.7. 
Zum Zubereiten zählen z.B. das Lösen, Verdünnen, Abfüllen, 
Umfüllen, Mischen, Erwärmen, jedoch nicht das Herstellen. 
Siehe Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) sowie Techni-
sche Regeln für brennbare Flüssigkeiten (TRbF). 
Zum Auftragen gehören z.B. Streichen, Spritzen, elektrostati-
sches Sprühen, Tauchen, Fluten, Gießen, Walzen, Tränken, 
Bandbeschichten. 
Trocknen kann z.B. erfolgen an Abdunstplätzen, in Abdunst-
strecken, Trocknungsräumen. 
Das Trocknen in Lacktrocknern fällt in das Kapitel 2.28 
„Betreiben von Trocknern  für Beschichtungsstoffe“ der BG-
Regel „Betreiben von Arbeitsmitteln“ (BGR 500). 
Das Verarbeiten von Beschichtungsstoffen umfasst nicht das 
Entfernen von Beschichtungen (Entlacken). 

3 Maßnahmen zur Verhütung von Gefahren für Leben und  
Gesundheit bei der Arbeit 

3.1 Räume und Bereiche 

3.1.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass für das Verarbeiten von 
leicht entzündlichen oder entzündlichen Beschichtungsstoffen geson-
derte Räume oder, soweit dies aus betriebstechnischen Gründen 
nicht möglich ist, gesonderte Bereiche von 5 m um die Verarbei-
tungsstelle vorhanden sind, die den in Rechtsvorschriften über feuer-
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gefährdete Räume oder Bereiche enthaltenen Anforderungen ent-
sprechen. 

Die Errichtung oder Nutzungsänderung entsprechender Ge-
bäude oder Räume bedarf einer Genehmigung durch die zu-
ständige Behörde nach dem Bauordnungsrecht und gegebe-
nenfalls nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz.  
Weitere Anforderungen an gesonderte Räume und Bereiche, 
z.B. hinsichtlich Fußböden, Rettungswegen und Notausgän-
gen, siehe 
– Arbeitsstättenverordnung, 
– Betriebssicherheitsverordnung, 
– „Explosionsschutz-Regeln (EX-RL)“ (BGR 104), 
– BG-Information „Lackierräume und -einrichtungen für flüssi-

ge Beschichtungsstoffe – Bauliche Einrichtungen, Brand- 
und Explosionsschutz, Betrieb“ (BGI 740) 

Betriebstechnische Gründe, die ein Verarbeiten in gesonder-
ten Räumen nicht ermöglichen, können vorliegen z.B. bei ver-
ketteter Fertigung.  
Die Forderung nach gesonderten Räumen oder Bereichen 
schließt andere Arbeiten darin nur während der Verarbeitung 
von leicht entzündlichen und entzündlichen Stoffen aus.  
Feuergefährdete Bereiche sind Bereiche oder Räume, in de-
nen die vorhandenen Materialien zu einer erhöhten Brandlast 
führen. Zur Ermittlung der Brandlast siehe DIN 18230-1 „Bau-
licher Brandschutz im Industriebau; Teil 1: Rechnerisch erfor-
derliche Feuerwiderstandsdauer“. Dabei sind insbesondere 
brennbare Lösemittel zu berücksichtigen.  
Trocknungsräume, Abdunstplätze und Abdunststrecken gelten 
auch bei Einhaltung des Abschnitts 3.2.2 als feuergefährdet.  
Feuergefährdete Räume und Bereiche müssen nach Abschnitt 
2.5 des Anhanges 2 der Betriebssicherheitsverordnung ge-
kennzeichnet sein. Dies wird z.B. erreicht, wenn das Verbots-
zeichen „Feuer, offenes Licht und Rauchen verboten“ nach der 
Unfallverhütungsvorschrift „Sicherheits- und Gesundheits-
schutzkennzeichnung am Arbeitsplatz“ (BGV A 8) angebracht 
ist. 
Beispiele für feuergefährdete Bereiche sind im Anhang zu-
sammengestellt.  
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3.1.2  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Bereiche, die sich inner-
halb der feuergefährdeten Räume oder Bereiche befinden und in 
denen gefährliche explosionsfähige Atmosphäre auftreten kann, den 
in Rechtsvorschriften über explosionsgefährdete Bereiche enthaltenen 
Anforderungen entsprechen. 

Siehe „Explosionsschutz-Regeln (EX-RL)“ (BGR 104) und An-
hang 4 der Betriebssicherheitsverordnung. 
Der Grad der jeweiligen Brand- oder Explosionsgefahr ist 
festgelegt durch die Einteilung in feuer- und explosionsgefähr-
dete Bereiche. Siehe auch Anhang.  
Eine zeitlich begrenzte Aufhebung von explosionsgefährdeten 
Bereichen ist möglich (siehe auch Technische Regeln für 
brennbare Flüssigkeiten „Allgemeine Sicherheitsanforderun-
gen“ [TRbF 20]). So können z.B. in Bereichen, die  
der Zone 1 („Explosionsschutz-Regeln“ [BGR 104]) zugeord-
net sind, Fahrzeuge normaler Bauart verkehren, wenn der 
Betreiber der Anlage oder sein Beauftragter für die Zeit des 
Verkehrs dafür sorgt, dass im Verkehrsbereich keine explosi-
onsfähige Atmosphäre vorhanden ist oder dorthin gelangen 
kann; der Betreiber hat die erforderlichen Sicherheitsmaß-
nahmen anzuordnen und ihre Durchführung sicherzustellen, 
z.B. Spritzpause beim Lackieren.  
Beim Einsatz ortsbeweglicher Infrarotstrahler zum Trocknen 
liegt keine Gefährdung vor, wenn im Umkreis von 5 m um 
den Infrarotstrahler Beschichtungsstoffe weder bereitgestellt, 
zubereitet noch aufgetragen werden. Es ist darauf zu achten, 
dass das Lackiergut, z.B. aus Textil, Leder, Holz, selbst nicht 
entzündet wird. Diese Forderung schließt ein, dass die Abluft 
nicht in Schornsteine für Feuerungsgase abgeleitet werden 
darf.  
Siehe auch VDMA-Einheitsblatt 24 169-1 „Lufttechnische An-
lagen; Bauliche Explosionsschutzmaßnahmen an Ventilatoren; 
Richtlinien für Ventilatoren zur Förderung von brennbare Ga-
se, Dämpfe oder Nebel enthaltender Atmosphäre“.  

3.2 Brand- und Explosionsgefahr 

3.2.1  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Oberflächen, die be-
triebsmäßig erwärmt werden können, insbesondere von Heizeinrich-
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tungen, in feuergefährdeten Räumen sowie in feuer- und explosions-
gefährdeten Bereichen so beschaffen und angebracht sind, dass 
sich Ablagerungen von Beschichtungsstoffen auf ihnen nicht bilden 
können. Darüber hinaus darf das Abstellen von Gegenständen auf 
ihnen nicht möglich sein  

Beschichtungsstoffe können Bestandteile enthalten, deren Ab-
lagerungen sich bei Erwärmung von selbst entzünden. Ver-
kleidungen sollen aus nicht brennbarem Material mit mög-
lichst glatter Oberfläche bestehen. Sie sollen außerdem 
verhindern, dass sich auf Heizeinrichtungen beschichtete Gü-
ter oder Gefäße mit Beschichtungsstoffen, Lösemitteln oder 
Ähnlichem abstellen lassen, z.B. durch schräg angeordnete 
Bleche.  

3.2.2  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass in Räumen und Berei-
chen, die für das Verarbeiten von Beschichtungsstoffen genutzt wer-
den, eine Lüftung vorhanden ist, die die Bildung einer gefährlichen 
explosionsfähigen Atmosphäre verhindert. Die Lüftung muss, soweit 
dies nach dem Stand der Technik möglich ist, sicherstellen, dass Be-
schäftigte Gasen, Dämpfen oder Nebeln in gesundheitsgefährlichen 
Konzentrationen nicht ausgesetzt werden. 

Mit der Bildung einer gefährlichen explosionsfähigen Atmo-
sphäre ist nur dann nicht zu rechnen, wenn die Konzentration 
des Lösemitteldampf-Luft-Gemisches auch bei Betriebsstörun-
gen genügend weit, in der Regel 50%, unter der unteren Exp-
losionsgrenze liegt. Dies ist bereits der Fall, wenn der MAK-
Wert an jeder Stelle und zu jeder Zeit im ganzen Raum unter-
schritten bleibt. Die Lüftung soll darüber hinaus eine Belästi-
gung der Beschäftigten verhindern. Hinsichtlich zuträglicher 
Raumtemperatur siehe § 6 Arbeitsstättenverordnung.  
Hinsichtlich maximal zulässiger Arbeitsplatzkonzentration ge-
sundheitsschädlicher Arbeitsstoffe siehe Technische Regeln für 
Gefahrstoffe „Grenzwerte in der Luft am Arbeitsplatz; Luft-
grenzwerte“ (TRGS 900). 
Für Gemische von gefährlichen Stoffen in der Luft können 
MAK- bzw. TRK-Werte nicht angewandt werden. Siehe Tech-
nische Regeln für Gefahrstoffe „Ermittlung und Beurteilung der 
Konzentrationen gefährlicher Stoffe in der Luft in Arbeitsberei-
chen“ (TRGS 402) und „Bewertung von Stoffgemischen in der 
Luft am Arbeitsplatz“ (TRGS 403).  
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Die Lüftung soll den ganzen Raum erfassen. Zweckmäßig ist 
eine Luftführung von oben nach unten, weil nicht erwärmte Lö-
semitteldämpfe im Allgemeinen schwerer als Luft sind; siehe 
auch § 5 Arbeitsstättenverordnung und zugehörige Arbeits-
stätten-Richtlinie ASR 5 „Lüftung“ sowie § 40 Arbeitsstätten-
verordnung.  
Die Einschränkung „nach dem Stand der Technik möglich“ 
bedeutet, dass nicht in allen Fällen, z.B. bei Beachtung des 
Rückpralls, beim Spritzen über Kopf oder gegen den Lüftungs-
strom, gesundheitsgefährliche Konzentrationen verhindert 
werden können.  
Benutzung von Atemschutzgeräten siehe Abschnitt 3.16.2. 
Zu den Räumen gehören auch Trocknungsräume, Abdunst-
plätze, Abdunststrecken. 
Diese Räume gelten nicht als Lacktrockner nach Kapitel 2.28 
der BG-Regel „Betreiben von Arbeitsmitteln“ (BGR 500), 
wenn sie nur mit üblichen Heizeinrichtungen (siehe § 6 Abs. 
2 Arbeitsstättenverordnung) ausgestattet sind und die Raum-
temperatur die zuträgliche Arbeitsraumtemperatur (siehe § 6 
Abs. 1 Arbeitsstättenverordnung mit zugehöriger Arbeitsstät-
ten-Richtlinie ASR 6/1,3 „Raumtemperaturen“) nicht über-
schreitet. Nicht zu den Räumen gehören geschlossene Einrich-
tungen, die von Versicherten nicht begangen werden.  
Siehe auch Bundes-Immissionsschutzgesetz.  

3.2.3 In feuergefährdeten Räumen und Bereichen sind zum Löschen von 
Kleiderbränden geeignete Feuerlöscheinrichtungen in ausreichender 
Zahl bereitzustellen und gebrauchsfähig zu erhalten. 

Geeignete Feuerlöscheinrichtungen sind z.B. Pulverlöschkabi-
nen oder -vorrichtungen, Löschdecken. Löschdecken sind vor 
Lacknebel und Staub zu schützen.  

3.3 Elektrische Einrichtungen 

3.3.1  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass  
– für die elektrischen Einrichtungen in feuergefährdeten Räumen 

sowie in feuer- und explosionsgefährdeten Bereichen gesonderte 
Schalteinrichtungen vorhanden und auch im Brandfall leicht und 
gefahrlos erreichbar  
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 und 
– die Stellteile der Schalteinrichtungen entsprechend ihrer Funktion 

und ihrem Schaltzustand deutlich gekennzeichnet  
sind. 

Die Raumbeleuchtung und bei größeren Anlagen die elekt-
risch betriebenen Abluftanlagen müssen im Brandfall nach 
Abschaltung der übrigen elektrischen Einrichtungen betrieben 
werden können (Rettungsweg, Erleichterung der Rettungs- und 
Löscharbeiten). Signal-, Warn- und Sicherheitsanlagen dürfen 
unter Spannung bleiben. Diese Anlagen dürfen nicht in die 
Notabschaltung einbezogen sein; sie müssen in einem unab-
hängig abschaltbaren Stromkreis liegen. Es wird empfohlen, 
diese Einrichtungen für den Brandfall mit der Feuerwehr abzu-
stimmen.  

3.3.2  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass in feuergefährdeten 
Bereichen Elektromotoren mindestens in der Schutzart IP 44 „Schutz 
gegen kornförmige Fremdkörper und Schutz gegen Spritzwasser“ 
und Leuchten mindestens in der Schutzart IP 54 „Schutz gegen 
schädliche Staubablagerungen und Schutz gegen Spritzwasser“ 
ausgeführt sind. Können Elektromotoren oder Leuchten betriebsmä-
ßig Spritz- oder Sprühnebeln ausgesetzt sein, müssen sie hiergegen 
zusätzlich geschützt sein. 

Schutzarten IP 44 und IP 54 siehe DIN EN 60 529 „Schutz-
arten durch Gehäuse (IP-Code)“. Siehe auch DIN VDE 0100 
Teil 482 „Errichten von Niederspannungsanlagen; Teil 4: 
Schutzmaßnahmen; Kapitel 48: Auswahl von Schutzmaßnah-
men; Hauptabschnitt 482: Brandschutz bei besonderen Risi-
ken oder Gefahren“. 

3.4 Betriebsanweisung 

3.4.1  Der Unternehmer hat unter Berücksichtigung der Betriebsanleitungen 
und entsprechend den betrieblichen Gegebenheiten eine Betriebs-
anweisung in verständlicher Form und in der Sprache der Versicher-
ten zu erstellen. Der Unternehmer hat die Betriebsanweisung an ge-
eigneter Stelle in der Arbeitsstätte bekannt zumachen. 

3.4.2  Die Versicherten haben die Betriebsanweisung zu beachten. 
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Zum Erstellen von Betriebsanweisungen siehe z. B. Techni-
sche Regeln für Gefahrstoffe „Betriebsanweisung und Unter-
weisung nach § 20 GefStoffV“ (TRGS 555).  
In der Betriebsanweisung sind den Versicherten Hinweise zu 
geben insbesondere über 
– die beim Umgang mit den eingesetzten Stoffen oder Zube-

reitungen auftretenden Gefahren und die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen, 

– Verhaltensregeln einschließlich von Anweisungen über 
Maßnahmen bei Instandhaltungsarbeiten, bei Betriebsstö-
rungen, im Gefahrfall und über die Erste Hilfe, 

– Art und Umfang regelmäßiger Prüfung auf arbeitssicheren 
Zustand, z.B. von Lüftungseinrichtungen, 

– angemessene Zeitabstände für das Reinigen von z.B. 
Ständen, Wänden, Kabinen oder ähnlichen Einrichtungen, 

– zulässige Betriebsdaten, z.B. Einstelldaten von Sicherheits- 
und Überwachungseinrichtungen, 

– sicheren Umgang mit Airless-Spritzgeräten, 
– Abluftbehandlung (unter anderem zur Minderung von Emis-

sionen), Abwasserbehandlung und Abfallbeseitigung (Ent-
sorgung) von z.B. Lackschlämmen, gebrauchten Filtermat-
ten, 

– das Erden von Gegenständen, die sich gefährlich elektro-
statisch aufladen können. 

Wesentliche Angaben zu einer Auswahl häufig verwendeter 
chemischer Stoffe mit gefährlichen Eigenschaften siehe BG-
Information „Gefährliche chemische Stoffe“ (BGI 536). 
Informationen über möglichen Gehalt an Gefahrstoffen und 
entsprechende Hinweise können z.B. den Sicherheitsdaten-
blättern der Hersteller entsprechend EG-Richtlinie 
91/155/EWG entnommen werden. Bei Instandhaltungsar-
beiten siehe auch BG-Regel „Arbeiten in Behältern und engen 
Räumen“ (BGR 117). 
Die Pflichten der Versicherten sind in §§ 15 bis 18 Unfallver-
hütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“ (BGV A 1) fest-
gelegt.  
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Hinsichtlich durchzuführender Unterweisungen siehe § 4 der 
Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“ 
(BGV A 1) und § 20 Abs. 2 Gefahrstoffverordnung.  
Hinsichtlich Beschäftigungsbeschränkungen für Jugendliche 
und werdende oder stillende Mütter siehe § 26 Gefahrstoff-
verordnung.  

3.5 Arbeitsplätze 

3.5.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass leicht entzündliche oder 
entzündliche Beschichtungsstoffe nur in gesonderten Räumen oder 
Bereichen nach Abschnitt 3.1 verarbeitet werden. 

Siehe auch Anhang V Nr. 8 der Gefahrstoffverordnung. 

3.5.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass das Spritzen oder Sprü-
hen von Beschichtungsstoffen nur an Ständen, Wänden, in Kabinen 
oder in ähnlichen Einrichtungen ausgeführt wird. 

3.5.3 Von den Abschnitten 3.5.1 und 3.5.2 darf abgewichen werden, 
wenn Beschichtungsstoffe auf Innenflächen und Einbauten von Räu-
men, Behältern oder Hohlräumen sonstiger Bauteile aufgetragen 
werden müssen. In diesen Fällen hat der Unternehmer dem Grad 
der Gefährdung entsprechende Brand-, Explosions- und Gesund-
heitsschutzmaßnahmen zu treffen. 

Für die Festlegung von Schutzmaßnahmen dienen insbesonde-
re folgende Hinweise: 
– Arbeiten außerhalb der normalen Arbeitszeit ausführen, 
– Windrichtung beachten, 
– natürliche Lüftung sicherstellen, 
– vorhandene Feuer und Flammen löschen, 
– Rauchen unterbinden, 
– sonstige Zündquellen ausschalten (z.B. Infrarotstrahler, 

nicht explosionsgeschützte Elektromotoren), 
– elektrische Spritz-- und elektrostatische Sprüheinrichtungen 

verwenden, 
– explosionsgeschützte Elektrogeräte und Maschinen ver-

wenden, 
– Feuerlöscher und Löschdecken bereithalten, 
– Atemschutzgeräte benutzen, 
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– geeignetes nebelarmes Spritzverfahren anwenden, 
– örtliche Absaugung einsetzen, 
– Gesundheitsgefährdung, z.B. durch austretende Spritz- und 

Sprühnebel, von in der Nähe befindlichen Personen ver-
meiden. 

In den meisten Fällen werden mehrere, wenn nicht alle, die-
ser Maßnahmen erforderlich sein. 
Sollen Behälter oder Hohlräume sonstiger Bauteile, z.B. Rohre 
oder Kastenträger, befahren werden, ist dies nur unter Auf-
sicht und unter Anwendung von Sicherheitsmaßnahmen ges-
tattet, die der Unternehmer von Fall zu Fall zweckentspre-
chend vorzusehen hat, da sich in diesen Behältern und 
Hohlräumen Gefahrstoffe befinden oder ansammeln können.  
Siehe:  
– Technische Regeln für Gefahrstoffe „Oberflächenbehand-

lung in Räumen und Behältern“ (TRGS 507) und „Antifou-
ling-Beschichtungsstoffe“ (TRGS 516), 

– BG-Regel „Arbeiten in Behältern und engen Räumen“ 
(BGR 117). 

3.6  Lüftung 

3.6.1  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Lüftung ausreichend 
ist. 

Dies schließt ein, dass die Einrichtungen für die technische 
Lüftung, z.B. Ventilatoren, Lüftungskanäle, Leitbleche, Zu- und 
Abluftöffnungen, nicht unwirksam werden und die gesamte 
Lüftungseinrichtung in angemessenen Zeitabständen auf ihre 
Funktion geprüft wird. 
Ausreichende Lüftung siehe auch Abschnitt 3.2.2.  
Bei Arbeiten im Freien ist die Windrichtung zu beachten; auf 
Baustellen ist z.B. durch Öffnen von Fenstern, Türen und Toren 
natürliche (freie) Lüftung sicherzustellen.  

3.6.2  Die Versicherten haben die Lüftungseinrichtungen zu benutzen. 
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3.7  Bereitstellen von Beschichtungsstoffen 

3.7.1  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass in feuergefährdeten 
Räumen sowie in feuer- und explosionsgefährdeten Bereichen 
brennbare Beschichtungsstoffe nur in Mengen vorhanden sind, die 
für den Fortgang der Arbeiten notwendig sind; sie dürfen nur in 
bruchsicheren und verschlossenen Gefäßen bereitgestellt werden. 

Für den Fortgang der Arbeiten ist im Allgemeinen höchstens 
der Bedarf einer Arbeitsschicht ausreichend.  
Gefäße, Gebinde, Behälter, die am Arbeitsplatz in Benut-
zung sind, müssen ebenfalls gemäß Gefahrstoffverordnung 
nach dem Inhaltsstoff gekennzeichnet sein. Ortsbewegliche 
Gefäße, die brennbare Flüssigkeiten enthalten, sind nach Ab-
schnitt 6 der Technischen Regeln für brennbare Flüssigkeiten 
„Ortsbewegliche Behälter“ (TRbF 60) zusätzlich deutlich zu 
kennzeichnen.  

3.7.2  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass entleerte Gefäße für 
Beschichtungsstoffe mindestens täglich aus den Arbeitsräumen ent-
fernt werden. 

3.8  Spritzeinrichtungen 

Die Versicherten dürfen beim Umgang mit Spritzeinrichtungen die 
Hände oder andere Körperteile nicht vor die unter Druck stehende 
Düse bringen. 

Dies schließt den Schutz aller in der Nähe befindlichen Per-
sonen ein. Der Arbeitsplatz der die Spritzeinrichtungen Be-
dienenden muss sicher sein; dies gilt insbesondere im Hin-
blick auf gegenseitige Gefährdung beim gleichzeitigen 
Betrieb mehrerer Spritzeinrichtungen. Siehe auch Kapitel 
2.36 „Arbeiten mit Flüssigkeitsstrahlern“ der BG-Regel 
„Betreiben von Arbeitsmitteln“ (BGR 500). 

3.9  Elektrische Spritz- und elektrostatische Sprüheinrichtungen 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass nur solche elektrisch an-
getriebene Spritz- und elektrostatische Sprüheinrichtungen verwendet 
werden, durch die explosionsfähige Atmosphäre nicht gezündet 
werden kann. 
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Hinsichtlich elektrostatischer Sprüheinrichtungen wird dies er-
reicht, wenn diese nach der BG-Information „Elektrostatisches 
Beschichten“ (BGI 764) ausgeführt sind. 

3.10  Tauchbehälter 

3.10.1  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Tauchbehälter und ähn-
liche Einrichtungen für brennbare Beschichtungsstoffe so betrieben 
werden, dass sich ein im Behälter entstandener Brand nicht ausbrei-
ten kann. 

Tauchbehälter und ähnliche Einrichtungen sind z.B. offene 
Behälter zum Auftragen von Beschichtungsstoffen durch Tau-
chen, Fluten, Gießen, Walzen, Tränken.  
Die wird z.B. erreicht, wenn je nach den örtlichen und be-
trieblichen Verhältnissen, auch wenn der Tauchbehälter mit 
Gütern beschickt ist, eine der folgenden Einrichtungen vor-
handen ist: 
– Abdeckung, die sich bei einem Brand unverzüglich und 

gefahrlos schließen lässt, 
– Abdeckung, die sich bei einem Brand selbsttätig schließt, 
– Löscheinrichtung, die aus sicherer Entfernung von Hand 

ausgelöst werden kann 
 oder 
– automatische Löscheinrichtung. 

3.10.2  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Tauchbehälter für Be-
schichtungsstoffe, deren Flammpunkt unter 40 °C liegt oder die be-
triebsmäßig über ihren Flammpunkt erwärmt werden oder in denen 
sich das Auftreten gesundheitsgefährlicher Dämpfe oder Nebel in 
gefährlicher Konzentration nicht vermeiden lässt, nur bei wirksamer 
Absaugeinrichtung betrieben werden. 

Dies wird z.B. durch Randabsaugung erreicht.  
Im Allgemeinen ist bei Tauchbehältern mit einer Oberfläche 
des Flüssigkeitsspiegels von weniger als 0,25 m2 nicht mit 
dem Auftreten gefährlicher Konzentrationen zu rechnen. 

3.10.3  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass nach Beendigung der 
Arbeit bei offenen Tauchbehältern Brand-, Explosions- und Gesund-
heitsgefahren vermieden werden, insbesondere durch Entleeren, Zu-
decken oder Absaugen des Lösemitteldampf-Luftgemisches. 



BGR 500 
Kapitel 2.29 

17

3.11  Elektrostatische Erdung 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Gegenstände, die sich 
gefährlich aufladen können, in feuergefährdeten Räumen sowie in 
feuer- und explosionsgefährdeten Bereichen zur Vermeidung zündfä-
higer Entladungen elektrostatisch geerdet werden. 

Gegenstände, die sich insbesondere beim Spritzen und Sprü-
hen gefährlich aufladen können, sind z.B. zu beschichtende 
Güter, leitfähige Gefäße (Blecheimer), auch wenn sie nur zum 
Reinigen verwendet werden, sowie Auflagehorden, Aufhän-
gevorrichtungen.  
Siehe auch BG-Regel „Vermeidung von Zündgefahren infolge 
elektrostatischer Aufladungen“ (BGR 132), insbesondere Ab-
schnitte 
– 3.6.3.3 „leitfähige ortsbewegliche Einrichtungen“, 
– 3.5 „Aufladung von Personen“ 
 und 
– 3.3.5 „Spritzlackieren, Pulverbeschichten und Beflocken“. 

3.12 Verarbeiten verschiedenartiger Beschichtungsstoffe 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass das wechselweise Ver-
arbeiten von Beschichtungsstoffen, die bei der Trocknung Wärme 
entwickeln und von solchen, deren Ablagerungen leicht entzündlich 
sind, in derselben Anlage oder an derselben Absaugleitung nur 
durchgeführt wird, wenn vor jedem Wechsel die gesamte Anlage 
und Absaugleitung sowie Auflage-, Aufhänge- und Transportvorrich-
tungen gründlich gereinigt werden. 

Zu den Beschichtungsstoffen, die bei der Trocknung Wärme 
entwickeln, gehören z.B. 
– Beschichtungsstoffe, welche als Bindemittel ausschließlich 

oder teilweise trocknende Öle enthalten, z.B. Öllacke, 
Kunstharzlacke, Epoxidlacke, Polyurethanöllacke, 

– lösemittelfreie oder lösemittelarme Mehrkomponenten-
Reaktionslacke, z.B. ungesättigte Polyesterlacke, Epoxid-
harzlacke und Polyisocyanatlacke (PUR-Lacke). 

Die Ablagerungen so genannter Nitrolacke sind im Allgemei-
nen leicht entzündlich. Als Nitrolacke und Nitrokombinations-
lacke kommen hier alle Beschichtungsstoffe in Betracht, die 
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einen Volumenanteil von mehr als 5 % Nitrozellulose, bezo-
gen auf den nichtflüchtigen Anteil, enthalten. Da die obige 
Aufstellung nicht vollständig sein kann, empfiehlt es sich drin-
gend, vor dem Verarbeiten verschiedenartiger Beschichtungs-
stoffe Lieferer oder Hersteller zu befragen, ob diese Beschich-
tungsstoffe ohne Gefahr wechselweise verarbeitet werden 
dürfen. Auch beim Kontakt zwischen Reinigungsmittel und Be-
schichtungsstoff ist eine Selbstentzündung möglich. 

3.13  Verwendungsverbot für Sauerstoff und brennbare Gase 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass zum Spritzen oder Sprü-
hen von Beschichtungsstoffen Sauerstoff, mit Sauerstoff angereicherte 
Luft oder brennbare Gase nicht verwendet werden. 

3.14  Reinigung 

3.14.1  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Ablagerungen von Be-
schichtungsstoffen in angemessenen Zeitabständen entfernt, insbe-
sondere Stände, Wände, Kabinen und ähnliche Einrichtungen ein-
schließlich Absaugeinrichtungen, Lacknebelabscheider und deren 
Umgebung gereinigt werden. 

Das Reinigen lässt sich durch vorheriges Auftragen geeigneter 
Stoffe, z.B. durch Abziehlack, Schmierseife, Papier und der-
gleichen, erleichtern. Beim Verwenden von Papier zur Aus-
kleidung ist darauf zu achten, dass es täglich bei Arbeitsende 
entfernt wird. Angemessene Zeitabstände sollen den betrieb-
lichen Gegebenheiten entsprechen, siehe auch Betriebsan-
weisung nach Abschnitt 3.4. Leuchten sind sauber zu halten, 
damit auf ihnen befindliche Ablagerungen nicht durch Wär-
mestrahlung entzündet werden. Auch an äußeren Gebäude-
teilen nahe bei Ausmündungen von Absauganlagen, in Dach-
rinnen und an windgeschützten Ecken kann eine Säuberung 
notwendig werden; sie ist bei Bedarf vorzunehmen. 

3.14.2  Bei Reinigungsarbeiten hat der Unternehmer sicherzustellen, dass 
abgelöste Ablagerungen von Beschichtungsstoffen nicht durch die 
verwendeten Werkzeuge sowie durch Wärmequellen und sonstige 
Zündquellen entzündet werden. 
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Bei diesen Arbeiten dürfen deshalb z.B. funkenreißende 
Werkzeuge (Schleifmaschinen, Stahldrahtbürsten) und nicht 
ausreichend geschützte Leuchten nicht benutzt werden. Zur 
Reinigung sollen z.B. Werkzeuge aus Kupfer, Berylliumbron-
ze, Holz verwendet werden. Bei Reinigungsarbeiten kann es 
zur Selbstentzündung beim Kontakt zwischen Reinigungsmittel 
und Beschichtungsstoff kommen. Ferner muss bei Reinigungs-
arbeiten mit elektrostatischer Aufladung gerechnet werden 
(Zündfunken). 

3.14.3  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass abgelöste Ablagerungen 
und unbrauchbar gewordenes Putzmaterial in verschließbaren, nicht 
brennbaren Behältern gesammelt und täglich aus den feuergefährde-
ten Räumen sowie den feuer- und explosionsgefährdeten Bereichen 
entfernt werden. 

Ablagerungen und unbrauchbar gewordenes Putzmaterial 
sind nach dem Abfallgesetz zu entsorgen. 

3.15  Arbeiten mit Zündgefahr 

3.15.1  Arbeiten mit Zündgefahr dürfen in feuergefährdeten Räumen sowie 
in feuer- und explosionsgefährdeten Bereichen vorgenommen wer-
den, wenn der Unternehmer besondere Sicherheitsmaßnahmen ge-
troffen und eine schriftliche Erlaubnis erteilt hat. 

Arbeiten mit Zündgefahr sind z.B. Arbeiten mit Funkenflug 
(Schleifen), Feuerarbeiten (Schweißen und Schneiden) und 
Bohrarbeiten sowie Arbeiten mit funkenreißenden Maschinen 
oder Werkzeugen. Solche Abweichungen können z.B. bei 
Durchführung von Instandhaltungs- oder Änderungsarbeiten 
notwendig sein.  
Siehe auch Abschnitt E 4 „Schutzmaßnahmen bei Instandset-
zungsarbeiten“ der „Explosionsschutz-Regeln (EX-RL)“ (BGR 
104).  
Besondere Maßnahmen sind z.B. Entfernen von Beschich-
tungsstoffen, Lösemitteln und brennbaren Gütern, die vorheri-
ge Reinigung aller Anlagen- und Gebäudeteile sowie eine 
ausreichende Lüftung. 

3.15.2  Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass in der Nähe von Öff-
nungen feuergefährdeter Räume sowie feuer- oder explosionsge-
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fährdeter Bereiche Arbeiten mit Zündgefahr nur ausgeführt werden, 
wenn sichergestellt ist, dass keine Zündquellen in diese Räume und 
Bereiche gelangen können. 

Öffnungen sind z.B. Türen, Tore, Fenster, Mauerdurchbrüche. 

3.16  Persönliche Schutzausrüstungen, Hautschutz 

3.16.1  Der Unternehmer hat Versicherten, die einer erheblichen Verschmut-
zung ausgesetzt sind, geeignete Schutzkleidung zur Verfügung zu 
stellen sowie für den Wechsel in angemessenen Zeitabständen und 
für die Reinigung zu sorgen. Die Versicherten haben diese Schutz-
kleidung zu benutzen. 

Kleidungsstücke, die durch brennbare Beschichtungsstoffe ver-
schmutzt sind, können leicht Feuer fangen und brennen. Diese 
Gefahr besteht überall dort, wo Zündquellen vorhanden sind, 
besonders außerhalb der feuergefährdeten Räume sowie feu-
er- und explosionsgefährdeten Bereiche.  
Bei der Auswahl der Schutzkleidung ist darauf zu achten, 
dass Gewebe mit hohem Anteil leicht schmelzender Kunstfa-
ser das Verletzungsmaß bei Verbrennungen erheblich vergrö-
ßern kann (Kunststoffschmelze auf der Haut!). Dies ist auch 
bei der Auswahl der Unterkleidung zu berücksichtigen.  
Siehe auch §§ 29 und 30 der Unfallverhütungsvorschrift 
„Grundsätze der Prävention“ (BGV A 1) und BG-Regel „Ein-
satz von Schutzkleidung“ (BGR 189). 

3.16.2  Können im Atembereich der Versicherten Gase, Dämpfe, Nebel 
oder Stäube in gesundheitsgefährlicher Konzentration auftreten, so 
hat der Unternehmer von der Umgebungsatmosphäre unabhängig 
wirkende Atemschutzgeräte zur Verfügung zu stellen; bei geringer 
Konzentration genügen Atemschutzgeräte mit Kombinationsfilter. Die 
Versicherten haben diese Geräte zu benutzen. 

Können durch technische und organisatorische Maßnahmen 
die Gefährdungen durch Überschreiten der Grenzwerte am 
Arbeitsplatz nicht verhindert oder ausreichend gemindert 
werden, hat der Unternehmer wirksame und geeignete Atem-
schutzgeräte zur Verfügung zu stellen (siehe § 19 Gefahr-
stoffverordnung). Diese sind von den Versicherten zu benut-
zen.
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Hinsichtlich Tragezeitbegrenzungen und Vorsorgeuntersu-
chungen siehe BG-Regel „Benutzung von Atemschutzgeräten“ 
(BGR 190) und Unfallverhütungsvorschrift „Arbeitsmedizini-
sche Vorsorge“ (BGV A 4).  
Gesundheitsgefährliche Konzentrationen können z.B. auftreten 
beim Spritzen über Kopf, gegen den Lüftungsstrom, bei Rück-
prall. Geeignet sind z.B. Druckluftschlauchgeräte oder bei 
kurzzeitigen Arbeiten und bei geringer Konzentration z.B. 
Geräte mit Kombinationsfilter A1-P2 oder A2-P2 nach DIN 
EN 14387 „Atemschutzgeräte; Gasfilter und Kombinationsfil-
ter; Anforderungen, Prüfung, Kennzeichnung“, d.h. Gasfilter-
typ A (Kennfarbe „braun“ und Kennbuchstabe „A“), Gasfilter-
klasse 1 oder 2 und Partikelfilterklasse P2.  
Die Gebrauchsdauer der Filter ist begrenzt; sie müssen häufig 
ausgewechselt werden und sind daher nur bei kurzzeitigen 
Arbeiten und geringer Konzentration (Verschmutzungsdauer) 
einsetzbar. Filtermasken mit Watte-, Schwamm- oder Kolloid-
filter sowie Papiermasken sind für das Verarbeiten von Be-
schichtungsstoffen ungeeignet, weil sie Lösemitteldämpfe nicht 
zurückhalten.  
Dämpfe oder Spritznebel, die Isocyanate als Lackgrundlage 
oder als Härter enthalten, können – schon in geringster Kon-
zentration eingeatmet – toxisch obstruktive Atemwegserkran-
kungen (asthmaähnliche Zustände) hervorrufen und zu Dauer-
schäden führen.  
Siehe auch BG-Regel „Benutzung von Atemschutzgeräten“ 
(BGR 190). 

3.16.3  Der Unternehmer hat den Versicherten geeignete Hautschutz-, 
Hautreinigungs- und Hautpflegemittel zur Verfügung zu stellen. Die 
Versicherten haben diese Mittel zu benutzen; sie dürfen Lösemittel 
oder andere gesundheitsschädliche Stoffe nicht zur Hautreinigung 
verwenden. 

Lösemittel (Verdünnungsmittel) dringen in die Haut ein und 
entziehen ihr Fett. Dadurch wird die Haut trocken, rissig und 
für die Aufnahme von Krankheitserregern besonders zugäng-
lich. Hautkrankheiten sind schließlich – oft erst nach Jahren – 
die Folge. Andere gesundheitsschädliche Stoffe sind z.B. 
Vergaserkraftstoffe, Laugen oder Säuren. 
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Das Hautschutz-, Hautreinigungs- und Hautpflegeprogramm ist 
auf die verwendeten Gefahrstoffe abzustimmen.  
Auskunft über die spezifische Eignung der Mittel können die 
Hersteller dieser Hautschutzmittel, eventuell auch der Be-
triebsarzt geben.  
Siehe auch 
– BG-Regel „Benutzung von Hautschutz“(BGR 197), 
– BG-Information „Hautschutz in Metallbetrieben“ (BGI 658). 
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Anhang  

Brand- und Explosionsschutz  

Festlegung der Bereiche 

Für die in Abschnitt 3.1.1 dieses Kapitels geforderte Festlegung der feuerge-
fährdeten Bereiche wird auf die Beispielsammlung (siehe nachstehend) ver-
wiesen. 
Für die Festlegung von Art und Umfang der Schutzmaßnahmen in explosions-
gefährdeten Bereichen nach Abschnitt 3.1.2 wird auf die „Explosionsschutz-
Regeln (EX-RL)“ (BGR 104) verwiesen. Daraus wird im Folgenden auszugswei-
se zitiert: 

Begriffe 

1. Explosionsfähiges Gemisch (Oberbegriff) ist ein Gemisch von Gasen und 
Dämpfen untereinander oder mit Nebeln und Stäuben, in dem sich nach 
erfolgter Zündung eine Reaktion selbständig fortpflanzt. 

2. Explosionsfähige Atmosphäre umfasst explosionsfähige Gemische von 
Gasen, Dämpfen, Nebeln oder Stäuben mit Luft einschließlich üblicher 
Beimengungen (z.B. Feuchtigkeit) unter atmosphärischen Bedingungen. 
Als atmosphärische Bedingungen gelten hier Gesamtdrücke von 0,8 bar 
bis 1,1 bar und Gemischtemperaturen von – 20 °C bis + 60 °C. 

3. Gefährliche explosionsfähige Atmosphäre (g. e. A.) ist explosionsfähige 
Atmosphäre in gefahrdrohender Menge. Eine Gemischmenge gilt als ge-
fahrdrohend, wenn im Falle ihrer Entzündung Personenschaden durch di-
rekte oder indirekte Einwirkung einer Explosion bewirkt werden kann. 

4. Explosionsgefährdete Bereiche sind Bereiche, in denen Explosionsgefahr 
herrscht, d.h. aufgrund der örtlichen und betrieblichen Verhältnisse gefähr-
liche explosionsfähige Atmosphäre auftreten kann. 

5. Zonen: Explosionsgefährdete Bereiche werden nach der Wahrscheinlich-
keit des Auftretens gefährlicher explosionsfähiger Atmosphäre in Zonen 
eingeteilt. 

5.1 Für Bereiche, die durch Gase, Dämpfe oder Nebel explosionsgefährdet 
sind, gilt: 
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Zone 0 umfasst Bereiche, in denen gefährliche explosionsfähige Atmo-
sphäre durch Gase, Dämpfe oder Nebel ständig oder langzeitig vorhan-
den ist. 
Zone 1 umfasst Bereiche, in denen damit zu rechnen ist, dass gefährliche 
explosionsfähige Atmosphäre durch Gase, Dämpfe oder Nebel gelegent-
lich auftritt. 
Zone 2 umfasst Bereiche, in denen damit zu rechnen ist, dass gefährliche 
explosionsfähige Atmosphäre durch Gase, Dämpfe oder Nebel nur selten 
und dann auch nur kurzzeitig auftritt. 
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(zu Abschnitt 3.1) 

Beurteilung der Explosionsgefahr 

Eine Beurteilung, ob Explosionsgefahr herrscht, d.h. die Klärung der Frage, 
ob gefährliche explosionsfähige Atmosphäre auftreten kann, muss sich auf 
den Einzelfall beziehen. Explosionsgefahren können beim Umgang mit brenn-
baren bzw. oxidierbaren Stoffen auftreten, wenn diese Stoffe in feiner Vertei-
lung als Gase, Dämpfe, Nebel (Flüssigkeitströpfchen bzw. Aerosole) oder 
Stäube (Feststoffteilchen bzw. Aerosole) vorliegen (Dispersionsgrad), ihre 
Konzentration im Gemisch mit Luft innerhalb bestimmter Grenzen liegt (Explo-
sionsgrenzen) und die Gemischmenge gefahrdrohend ist (gefährliche explosi-
onsfähige Atmosphäre). Zur Einleitung einer Explosion muss eine wirksame 
Zündquelle vorhanden sein. 

Beispielsammlung; Vorbemerkungen 

Die im Folgenden aufgeführten Beispiele stellen eine Auswahl aus der Vielzahl 
der praktisch vorkommenden Fälle für die Anwendung dar. Sie dienen als 
Entscheidungshilfe bei der Auswahl von Schutzmaßnahmen für die Vermei-
dung von Explosionsgefahren. Bei den nachfolgenden Beispielen werden in 
Spalte 3 die möglichen Lüftungsmaßnahmen (siehe Abschnitt E 1.3.4 „Explo-
sionsschutz-Regeln [EX-RL]“ [BGR 104]) und in Spalte 4 in Abhängigkeit von 
der Art der Lüftung Ausdehnung und Gliederung der verbleibenden explosi-
onsgefährdeten Bereiche sowie zusätzliche Schutzmaßnahmen angegeben. 
Hinsichtlich der in den Zonen 0, 1 und 2 im Einzelnen erforderlichen Schutz-
maßnahmen gilt der Abschnitt E 2.2 und E 2.3 der „Explosionsschutz-Regeln 
(EX-RL)“ (BGR 104). Hinsichtlich natürlicher und technischer Lüftung (Ab-
schnitt 3.1.4) siehe Abschnitt E 1.3.4 „Explosionsschutz-Regeln (EX-RL)“ 
(BGR 104). 
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Beispiel 1 Merkmale 
Voraussetzungen 
Bemerkungen 

Schutzmaßnahmen nach den  
Explosionsschutz-Regeln 

  Art der Lüftung Einteilung der 
Bereiche in  
Zonen

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 

Gesonderte Räume 
zum Mischen, Abfüllen, 
Pumpen und Bereitstel-
len für lösemittelhaltige 
Beschichtungsstoffe, 
Lösemittel u. dgl. mit 
einem Flammpunkt 
unter 40 °C oder 
Produkte, die über 
ihren Flammpunkt 
erwärmt werden 

a) 
Beschichtungsstoffe 
und Lösemittel werden 
zum Teil aus offenen 
Behältern abgefüllt 

b) 
wie a) 

natürliche und 
technische Lüftung 

Absaugung an der 
Verarbeitungsstelle 

Zone 1: 
1 m um die Ver-
arbeitungsstelle, 
Ex-Motoren 
zusätzlich IP 44 

Zone 2: 
0,5 m um die 
Verarbeitungsstelle 
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Beispiel 2 Merkmale 
Voraussetzungen 
Bemerkungen 

Schutzmaßnahmen nach den  
Explosionsschutz-Regeln 

  Art der Lüftung Einteilung der 
Bereiche in Zonen 

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 

Gesonderte Räume 
zum Verarbeiten von 
flüssigen Beschich-
tungsstoffen 

Für lösemittelhaltige 
Beschichtungsstoffe 
mit einem Flamm-
punkt unter 21 °C 
und darüber, wenn 
sie betriebsmäßig 
über ihren Flamm-
punkt erwärmt wer-
den 

– Inneres von Ständen 
und Kabinen 

 technische Lüftung Zone 1: 
im Innern, 
Ex-Motoren 
zusätzlich IP 44 

– Um Standöffnung  technische Lüftung Zone 1: 
2,5 m 
Ex-Motoren 
zusätzlich IP 44 
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Beispiel 3 Merkmale 
Voraussetzungen 
Bemerkungen 

Schutzmaßnahmen nach den  
Explosionsschutz-Regeln 

  Art der Lüftung Einteilung der 
Bereiche in Zonen 

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 

Gesonderte Räume 
zum Verarbeiten von 
flüssigen Beschich-
tungsstoffen 

– Inneres von Ständen 
und Kabinen 

Für lösemittelhaltige 
Beschichtungsstoffe 
mit einem Flamm-
punkt von 21 °C und 
darüber, wenn sie 
betriebsmäßig nicht 
über ihren Flamm-
punkt erwärmt wer-
den 

technische Lüftung Zone 2: 
im Innern, 
Motoren 
zusätzlich IP 44 

– Um Standöffnung  technische Lüftung Zone 2: 
1 m 
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Beispiel 4 Merkmale 
Voraussetzungen 
Bemerkungen 

Schutzmaßnahmen nach den  
Explosionsschutz-Regeln 

  Art der Lüftung Einteilung der 
Bereiche in Zonen 

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 

Andere Arbeitsräume 
mit einzelnen Ständen 
und Kabinen 

Für lösemittelhaltige 
Beschichtungsstoffe 
mit einem Flamm-
punkt unter 21 °C 
und darüber, wenn 
sie betriebsmäßig 
über ihren Flamm-
punkt erwärmt wer-
den 

– Inneres von Ständen 
und Kabinen 

 technische Lüftung Zone 1: 
im Innern, 
Ex-Motoren 
zusätzlich IP 44 

– Um Standöffnung  technische Lüftung Zone 1: 
2,5 m 
Ex-Motoren 
zusätzlich IP 44 

   Zone 2: 
weitere 2,5 m 
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Beispiel 5 Merkmale 
Voraussetzungen 
Bemerkungen 

Schutzmaßnahmen nach den  
Explosionsschutz-Regeln 

  Art der Lüftung Einteilung der 
Bereiche in Zonen 

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 

Andere Arbeitsräume 
mit einzelnen Ständen 
und Kabinen 

Für lösemittelhaltige 
Beschichtungsstoffe 
mit einem Flamm-
punkt von 21 °C und 
darüber, wenn sie 
betriebsmäßig nicht 
über ihren Flamm-
punkt erwärmt wer-
den 

– Inneres von Ständen 
und Kabinen 

 technische Lüftung Zone 2: 
im Innern, 
Motoren 
zusätzlich IP 44 

– Um Standöffnung  technische Lüftung Zone 2: 
1 m 
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Beispiel 6 
Beispiel 7 

Merkmale 
Voraussetzungen 
Bemerkungen 

Schutzmaßnahmen nach den  
Explosionsschutz-Regeln 

  Art der Lüftung Einteilung der 
Bereiche in Zonen 

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 

Trocknungsraum Räume ohne ständi-
gen Arbeitsplatz und 
nur zum Trocknen 
von den mit Beschich-
tungsstoffen oder 
Lösemitteln beschich-
teten Gütern 

technische Lüftung Zone 2: 
ganzer Raum 

Das Innere von Abluft-
leitungen: 

   

– an Trocknern für 
Beschichtungsstoffe 

Bildung von g.e.A. 
verhindert 

technische Lüftung keine 

– an Ständen und 
Kabinen 

a) 
Bildung von g.e.A. 
gelegentlich zu 
erwarten 

technische Lüftung Zone 1: 
Aufstellen auch 
ex.-geschützter 
Motoren im Innern 
verboten 

 b) 
g.e.A. nur bei selte-
nen Betriebsstörungen 
zu erwarten 

 Zone 2: 
Aufstellen auch 
ex.-geschützter 
Motoren im Innern 
verboten 

– von Bodenabsau-
gungen in Ständen 
und Kabinen, in 
Misch-, Abfüll-, 
Pumpen- und Vor-
ratsräumen 

Bildung von g.e.A. 
möglich 

technische Lüftung Zone 1: 
Aufstellen auch 
ex.-geschützter 
Motoren im Innern 
verboten 

– an Tauch-, Gieß- 
und Flutanlagen 

Bildung von g.e.A. 
möglich 

technische Lüftung Zone 1: 
Aufstellen auch 
ex.-geschützter 
Motoren im Innern 
verboten 
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Beispiel 8 
Beispiel 9 

Merkmale 
Voraussetzungen 
Bemerkungen 

Schutzmaßnahmen nach den  
Explosionsschutz-Regeln 

  Art der Lüftung Einteilung der 
Bereiche in Zonen 

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 

An Tauchbehältern Für Beschichtungsstof-
fe mit einem Flamm-
punkt unter 40 °C 
oder betriebsmäßiger 
Erwärmung über 
ihren Flammpunkt. 
Absaugung ab 
0,25 m² Oberfläche 
des Flüssigkeitsspie-
gels vorgeschrieben 

– Inneres von Tauch-
behältern 

 technische Lüftung Zone 0 

– Umgebung von 
Tauchbehältern 

Oberflächen der 
beschichteten Güter 
sollen frei von ablau-
fenden Beschich-
tungsstoffen sein 
(Verweilzeit) 

natürliche Lüftung Zone 1: 
2,5 m 
nach oben 1,5 m 

Einzelanlagen und 
kombinierte Anlagen 
zum Fluten, Gießen, 
Tauchen, Tränken, 
Walzen usw. sowie 
zur Trocknung 

Beurteilung nur im 
Einzelfall möglich 
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Betreiben von Bauaufzügen 
zur Beförderung  

von Gütern 
[Inhalte aus vorheriger VBG 35] 

Fachausschuss   
„Bau“
der BGZ 
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1 Anwendungsbereich 

1.1 Dieses Kapitel findet Anwendung auf Bauaufzüge zur Beförderung 
von Gütern. 

1.2 Dieses Kapitel findet keine Anwendung auf 
1. hochziehbare Personenaufnahmemittel, 
2. Aufzüge, die feste Bestandteile von vorübergehend aufgestellten 

Maschinen oder maschinellen Anlagen sind und zu deren Be-
schickung dienen, 

3. Hebebühnen, 
4. Aufzüge mit Personenbeförderung, 
5. Krane. 

Siehe  
– BG-Regel „Hochziehbare Personenaufnahmemittel“ (BGR 

159), 
– Aufzugsverordnung, 
– Unfallverhütungsvorschrift „Krane“ (BGV D 6). 

2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Kapitels werden folgende Begriffe bestimmt: 
1. Bauaufzüge sind vorübergehend errichtete Aufzugsanlagen, die 

ausschließlich zur Beförderung von Gütern bei Bauarbeiten be-
stimmt sind und deren 
a) Lastaufnahmemittel in Fahrbahnen geführt, z.B. Anstellaufzüge, 

Anlegeaufzüge, Schnellbauaufzüge, Schachtgerüstaufzüge, 
 oder 
b) Lastaufnahmemittel oder Anschlagmittel ungeführt, an Tragmit-

teln hängend, z.B. Seilrollenaufzüge, Rahmenstützenaufzüge 
mit Ausleger, Schwenkarmaufzüge, 

bewegt werden. 
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Rahmenstützenaufzug mit Ausleger 

B = Ballast 
P = Seilzug 

Doppelrahmenstützenaufzug mit Ausleger 

2. Bauaufzüge sind auch Möbelschrägaufzüge, die der Bauart von 
Bauaufzügen entsprechen.  
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3 Maßnahmen zur Verhütung von Gefahren für Leben und Gesund-
heit bei der Arbeit 

3.1 Bestimmungsgemäßer Betrieb, Betriebsanleitung 

3.1.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Bauaufzüge bestim-
mungsgemäß betrieben werden. 

3.1.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die vom Hersteller mitge-
lieferte Betriebsanleitung am Einsatzort vorhanden und den mit dem 
Aufstellen, Warten oder selbstständigen Führen des Bauaufzuges 
beauftragten Versicherten zugänglich ist. 

3.1.3 Die Versicherten haben die Betriebsanleitung zu beachten. 

3.2 Aufstellung 

3.2.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Bauaufzüge unter Lei-
tung einer von ihm bestimmten Person nach der Betriebsanleitung 
des Herstellers auf- und abgebaut bzw. aufgestockt werden. 

Regelausführungen für Seilrollenaufzüge und Rahmenstützen-
aufzüge mit Ausleger sind im Anhang zu diesem Kapitel ent-
halten. 

3.2.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Bauaufzüge so aufge-
stellt werden, dass sie standsicher betrieben werden können. 

Dies wird z.B. erreicht, wenn 
– Ausleger durch 

1. Verankerungen an festen Bauteilen  
 oder 
2. Aufbringen von Gegengewichten 
gegen Verschieben und Kippen gesichert werden, 

– bei Fensterstützen als Haltesäulen von Schwenkarmaufzü-
gen 
1. durch formschlüssige Einspannung an standfesten Bau-

teilen die auftretenden Kräfte auch bei Nachlassen der 
Einspannung in die Bauwerksteile abgeleitet werden, 

2. die nicht formschlüssig eingespannt werden können, die 
Haltesäulen kraftschlüssig eingebaut und zusätzlich ge-
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sichert werden z.B. durch Dübelkonstruktionen an Fuß- 
und Kopfplatten oder eine geschosshohe Zweitstütze 
hinter Anschlägen, wobei die Verbindung so zu gestal-
ten ist, dass bei Nachlassen der Einspannung ein  
Herausreißen des gesamten Bauaufzuges verhindert 
wird, 

– geschosshohe Stützen als Haltesäulen für Schwenkarm-
aufzüge zwischen Böden und Decken eingespannt und 
gesichert werden z.B. durch 
1. Dübelkonstruktionen an Fuß- und Kopfplatten, 
2. Anordnung der Stützen hinter Gebäudeteilen derart, 

dass bei Nachlassen der Einspannung ein Heraus-
reißen der Stützen verhindert wird, 

3. eine Kopfplatte. 
Das Einspannen von Haltesäulen für Schwenkarmauf-
züge zwischen Kragplatten erfüllt diese Anforderung im 
Allgemeinen nicht. 

3.2.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Bauaufzüge mit geführ-
tem Lastaufnahmemittel so aufgestellt werden, dass zwischen Last-
aufnahmemittel und dem Arbeits- und Verkehrsbereich ein Abstand 
von mindestens 0,40 m vorhanden ist. Abweichend von Satz 1 ist 
ein Abstand von mindestens 0,40 m nicht erforderlich, wenn durch 
geeignete Schutzmaßnahmen das Erreichen des Gefahrbereiches 
ausgeschlossen ist. 

3.2.4 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass bei kraftbetriebenen 
Bauaufzügen Seilrollen ohne Sicherung gegen Handeinzug außer-
halb der Reichweite von Personen angeordnet werden. 

3.2.5 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass bei Arbeiten mit Bauauf-
zügen in der Nähe von unter Spannung stehenden Teilen elektri-
scher Anlagen und Betriebsmittel Personen nicht durch den elektri-
schen Strom gefährdet werden. 

3.2.6 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass elektrisch betriebene 
Bauaufzüge über einen besonderen Speisepunkt angeschlossen 
werden. 

Dies wird z.B. erreicht, wenn DIN VDE 0100 Teil 704 ein-
gehalten wird. Der Anschluss kann zum Beispiel über einen 
Baustromverteiler mit Fehlerstromschutzschalter erfolgen. 
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3.3 Absturzsicherungen und vorspringende Teile an Ladestellen 

3.3.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass an Ladestellen von Bau-
aufzügen bei mehr als 2,00 m Absturzhöhe Einrichtungen vorhan-
den sind, die ein Abstürzen von Personen verhindern. Die Einrich-
tungen müssen so ausgebildet sein, dass das Lastaufnahmemittel 
gefahrlos be- und entladen werden kann. 

Dies wird z.B. erreicht, wenn 
– Seitenschutz angebracht ist, der aus Geländerholm, Zwi-

schenholm und Bordbrett besteht und in Abmessungen und 
Ausführung DIN 4420-1 „Arbeits- und Schutzgerüste; All-
gemeine Regelungen, Sicherheitstechnische Anforderun-
gen, Prüfungen“ entspricht und der bei Bauaufzügen mit 
senkrecht geführtem Lastaufnahmemittel zum Be- und Entla-
den bis zur Breite des Lastaufnahmemittels geöffnet werden 
kann, 

 oder 
– Türen oder Hubgitter von mindestens 1,00 m Höhe vor-

handen sind. 
Dies wird z.B. erreicht bei 
– Rahmenstützen- und Doppelrahmenstützenaufzügen mit Aus-

leger, wenn ein Seitenschutz angebracht ist, der nur aus 
einem Geländerholm in 1,00 m Höhe besteht und der in 
der Mitte auf einer Länge von maximal 0,20 m unterbro-
chen sein darf, 

– Schwenkarmaufzügen, wenn ein Seitenschutz angebracht 
ist, der aus Geländerholm, Zwischenholm und Bordbrett 
besteht und bei dem der Geländerholm auf einer Länge 
von maximal 0,20 m unterbrochen sein darf. Zwischen-
holm und Bordbrett dürfen so ausgeführt sein, dass sie zum 
Be- und Entladen geöffnet werden können, 

– Bauaufzügen mit geneigter Fahrbahn, wenn Absturzsiche-
rungen gemäß Unfallverhütungsvorschrift „Bauarbeiten“ 
(BGV C22) vorhanden sind, die nur durch die Fahrbahn 
unterbrochen sein dürfen, 

– Seilrollenaufzügen im Schornstein- oder Schachtbau, wenn 
in die Trägergerüste eine selbsttätig schließende Klappe 
eingebaut oder die Öffnung mit Seitenschutz gemäß 
DIN 4420-1 versehen ist. 



BGR 500 
Kapitel 2.30 

8

3.3.2 An Ladestellen auf Dächern sind abweichend von Abschnitt 3.3.1 
Absturzsicherungen erst bei mehr als 3,00 m Absturzhöhe erforder-
lich. 

3.3.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Gitter, Klappen und 
ähnliche Einrichtungen an Ladestellen nicht in die Fahrbahn des 
Lastaufnahmemittels ragen. Diese Einrichtungen müssen gegen un-
beabsichtigtes Ausheben gesichert sein. 

3.4 Untere Ladestelle 

3.4.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass an der unteren Ladestelle 
der Gefahrbereich mit Ausnahme des Zuganges zum Lastaufnahme-
mittel oder Anschlagmittel abgesperrt ist. 

3.4.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass der Zugang zur unteren 
Ladestelle gesichert ist, wenn eine Gefährdung durch herabfallende 
Gegenstände besteht. 

Siehe auch Durchführungsanweisungen zu § 13 Abs. 1 der 
Unfallverhütungsvorschrift „Bauarbeiten“ (BGV C22). 

3.5 Sicherheitskennzeichnung an Steuerständen 

3.5.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass an jedem Steuerstand 
deutlich erkennbar und dauerhaft ein Hinweiszeichen mit folgenden 
Angaben angebracht ist: 

Bauaufzug! 
Unbefugte Benutzung verboten! 

3.5.2 Abschnitt 3.5.1 gilt nicht für handbetriebene Bauaufzüge. 

3.6 Aufzugführer 

3.6.1 Der Unternehmer darf mit dem selbstständigen Führen und Warten 
eines kraftbetriebenen Bauaufzuges nur Personen beauftragen, die 
1. das 18. Lebensjahr vollendet haben 
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 und 
2. mit der Führung und Wartung des Bauaufzuges vertraut sind.  

Mit diesen Arbeiten vertraut sein bedeutet unter anderem, 
dass diese Personen außer den einschlägigen Unfallverhü-
tungsvorschriften auch Betriebsanleitungen kennen und gege-
benenfalls entsprechend unterwiesen worden sind. Der erfor-
derliche Umfang der Unterweisung hängt von der Bauart und 
der Arbeitsweise der Bauaufzüge ab. 

3.6.2 Abweichend von Abschnitt 3.6.1 dürfen Jugendliche beschäftigt 
werden, soweit 
1. dies zur Erreichung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist 
 und 
2. ihr Schutz durch einen Aufsichtführenden gewährleistet ist.  

3.6.3 Der Aufzugführer hat 
1. vor Beginn jeder Arbeitsschicht die Funktion der Endhalteinrich-

tungen und der Bremsen zu prüfen,  
2. den Bauaufzug auf augenfällige Mängel hin zu beobachten und 

alle festgestellten Mängel dem zuständigen Aufsichtführenden, 
bei Schichtwechsel auch seinem Ablöser, mitzuteilen 

 und 
3. bei Mängeln, die die Betriebssicherheit gefährden, den Aufzugs-

betrieb einzustellen.  
Mängel, die die Betriebssicherheit gefährden, sind z.B. 
– Durchrutschen der Last infolge Versagens der Bremse, 
– Beschädigung tragender Teile, 
– Beschädigungen der Tragmittel, 
– Abfallen der Seile von Rollen oder Trommeln, 
– Funktionsfehler der Steuerung, 
– Versagen der Endhalteinrichtungen. 

3.7 Maßnahmen bei Arbeitsunterbrechung 

Der Aufzugführer hat dafür zu sorgen, dass vor Arbeitsunterbrechun-
gen die  Steuereinrichtungen in Null- oder Leerlaufstellung gebracht 
sind und die Energiezufuhr zum Bauaufzug unterbrochen ist. Geführ-
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te Lastaufnahmemittel  sind in die untere Endstellung zu bringen. Bei 
Bauaufzügen mit ungeführtem Lastaufnahmemittel oder Anschlagmit-
tel ist dieses abzusetzen und der Lasthaken in die obere Endstellung 
zu bringen. 

3.8 Anfahren von Notendhalteinrichtungen 

Notendhalteinrichtungen dürfen nicht betriebsmäßig angefahren 
werden. 

3.9 Beobachtung der Last 

3.9.1 Der Aufzugführer hat während der Fahrt die Last und das Lastauf-
nahmemittel oder das Anschlagmittel zu beobachten. 

3.9.2 Können vom Steuerstand aus während der Fahrt die Last und das 
Lastaufnahmemittel oder das Anschlagmittel nicht beobachtet wer-
den, hat der Unternehmer durch Einrichtungen oder Maßnahmen si-
cherzustellen, dass die Ladestellen genau angefahren werden kön-
nen. 

Dies wird z.B. erreicht, wenn 
– Betriebshalteinrichtungen vorhanden sind, 
– Seilmarken angebracht sind, 
– über Einweiser ein sicheres Einfahren in die Ladestellen 

ermöglicht wird 
– oder
– die Ladestellen mit Fernüberwachungseinrichtungen beo-

bachtet werden können. 

3.10 Verständigungsmöglichkeiten 

3.10.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Einrichtungen vorhanden 
sind oder Maßnahmen getroffen werden, die eine einwandfreie 
Verständigung zwischen dem Aufzugführer am Steuerstand und den 
Personen an den Ladestellen sicherstellen. 

Geeignete Einrichtungen zur Verständigung sind z.B. Funkan-
lagen, Fernsprechanlagen. 
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Geeignete Maßnahmen zur Verständigung sind z.B. akusti-
sche und optische Signale. 

3.10.2 Müssen zur Verständigung mit dem Aufzugführer Signale benutzt 
werden, so sind sie vor ihrer Anwendung zwischen dem Anschlä-
ger, dem Einweiser und dem Aufzugführer zu vereinbaren. Einweiser 
dürfen während des Einweisens nicht mit anderen Arbeiten beschäf-
tigt werden. 

3.11 Befördern der Last 

3.11.1 Für die Beförderung von Lasten sind geeignete Lastaufnahmemittel 
oder Anschlagmittel zu verwenden 

3.11.2 Lasten sind so auf das Lastaufnahmemittel aufzubringen bzw. an 
Tragmitteln oder Anschlagmitteln zu befestigen, dass die Last oder 
Teile der Last nicht abstürzen und die Last sich während der Fahrt 
nicht unbeabsichtigt verschieben kann. 

Dies wird z.B. bei Möbelschrägaufzügen erreicht, wenn 
– die Umwehrungen des Lastaufnahmemittels die Last sicher 

halten, 
– bei abgeklappten Umwehrungen die Last z.B. mit Zurrgur-

ten gesichert ist. 

3.11.3 Besteht die Gefahr, dass sich Lastaufnahmemittel, Anschlagmittel 
oder Lasten in der Nähe der Fahrbahn verfangen, sind geeignete 
Maßnahmen gegen Verfangen zu treffen. 

Die Möglichkeit des Verfangens besteht z.B. an Gebäudetei-
len, Gerüsten. 
Geeignet sind Maßnahmen gegen Verfangen, wenn z.B. 
– Gleitwände oder Leitseile verwendet werden, 
– Fahrbahnen so gestaltet sind, dass Gegenstände oder Ein-

richtungen nicht in sie hineinragen können. 

3.12 Belastung 

Bauaufzüge dürfen nicht über ihre Tragfähigkeit hinaus belastet wer-
den.
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3.13 Schrägzug 

Das Schrägziehen und Schleifen von ungeführten Lasten und Last-
aufnahmemitteln ist verboten. 

3.14 Betreten von Lastaufnahmemitteln 

Lastaufnahmemittel, die ihrer Bauart nach nicht für das Betreten 
durch Personen bestimmt sind, dürfen auch zum Be- und Entladen 
nicht betreten werden. 

3.15 Personenbeförderung 

Das Befördern von Personen mit der Last, dem Lastaufnahmemittel 
oder dem Anschlagmittel ist verboten. 

3.16 Gefährdung durch Aufzugsbetrieb 

Der Aufzugführer darf den Bauaufzug nicht in Betrieb setzen, wenn 
Personen durch den Bauaufzug, das Lastaufnahmemittel, das An-
schlagmittel oder die Last gefährdet werden können. 

3.17 Absturzsicherungen 

Die Absturzsicherungen an den Ladestellen dürfen nur während des 
Be- und Entladens betretbarer Lastaufnahmemittel in der Breite des 
Lastaufnahmemittels geöffnet werden. 

3.18 Instandhaltungsarbeiten 

3.18.1 Vor Durchführung von Instandhaltungsarbeiten an Bauaufzügen hat 
der Aufzugführer sicherzustellen, dass der Antrieb abgeschaltet ist 
und das Lastaufnahmemittel nicht unbeabsichtigt und unbefugt be-
wegt werden kann. 

Unbeabsichtigtes und unbefugtes Bewegen des Lastaufnah-
memittels wird vermieden, wenn z.B. 
– elektromotorische Antriebe abgeschaltet und gegen Wie-

dereinschalten gesichert sind, 
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– Verbrennungsmotore stillgesetzt und gegen Wiederein-
schalten gesichert sind. 

3.18.2 Sind die in Abschnitt 3.18.1 genannten Sicherheitsmaßnahmen 
nicht zweckentsprechend oder nicht ausreichend, hat der Unterneh-
mer andere oder weitere Sicherheitsmaßnahmen anzuordnen und zu 
überwachen. 

3.19 Auf- und Abbau, Aufstockung 

3.19.1 Beim Auf- und Abbau sowie beim Aufstocken von Bauaufzügen vom 
Lastaufnahmemittel aus haben sich die mit diesen Arbeiten beschäf-
tigten Personen gegen Abstürzen zu sichern. Dabei ist das Mitfahren 
der mit diesen Arbeiten beschäftigten Personen auf dem Lastaufnah-
memittel zulässig, wenn 
1. das Lastaufnahmemittel mit einer geschwindigkeitsabhängigen 

Fangvorrichtung oder einer gleichwertigen Einrichtung ausgerüstet 
ist,  

2. die Bewegung des Lastaufnahmemittels nur von diesem aus und 
ohne Selbsthaltung der Fahrbefehle gesteuert wird und andere 
Steuermöglichkeiten blockiert sind 

 und 
3. auf dem Lastaufnahmemittel eine Not-Befehlseinrichtung (Not-Aus-

Schalter) als Schlagtaster vorhanden ist, die über ein zusätzliches 
Schütz den Antrieb allpolig abschaltet.  

Dies wird z.B. erreicht, wenn an den Absturzkanten mindes-
tens ein Geländerholm in 1,00 m Höhe vorhanden ist. 

3.19.2 Vor der Durchführung von Aufbau-, Abbau- oder Aufstockungsarbei-
ten vom Lastaufnahmemittel aus hat der die Arbeiten Leitende sicher-
zustellen, dass 
1. Maßnahmen gegen unbeabsichtigtes Bewegen des Lastaufnah-

memittels getroffen sind 
 und 
2. Lastaufnahmemittel durch mechanische Feststelleinrichtungen in 

der Arbeitsstellung festgesetzt sind.  
Die Arbeit wird durch eine vom Unternehmer bestimmte Per-
son geleistet, siehe Abschnitt 3.2.1. 



BGR 500 
Kapitel 2.30 

14

3.19.3 Abweichend von Abschnitt 3.19.2 Nr. 2 sind bei Bauaufzügen mit 
Zahnstangenantrieb bzw. selbsthemmendem Spindelantrieb mecha-
nische Feststelleinrichtungen nicht erforderlich. 

3.20 Prüfung 

Nach § 3 Abs. 3 der Betriebssicherheitsverordnung hat der Arbeit-
geber Art, Umfang und Fristen erforderlicher Prüfungen der Arbeits-
mittel zu ermitteln. Bei diesen Prüfungen sollen sicherheitstechnische 
Mängel systematisch erkannt und abgestellt werden. 
Der Arbeitgeber legt ferner die Voraussetzungen fest, welche die 
von ihm beauftragten Personen zu erfüllen haben (befähigte Perso-
nen). 
Nach derzeitiger Auffassung ist davon auszugehen, dass die Auf-
gaben der befähigten Personen für die nachstehend aufgeführten 
Prüfungen durch die dort genannten Personen wahrgenommen wer-
den. Art, Umfang und Fristen der Prüfungen sind bisherige Praxis 
und entsprechen den Regeln der Technik. 

3.20.1 Prüfungen vor Inbetriebnahme 

3.20.1.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die ordnungsgemäße 
Aufstellung, Ausrüstung und Betriebsbereitschaft von Bauaufzügen 
vor der Inbetriebnahme am jeweiligen Einsatzort und nach jedem 
Umrüsten vor der Wiederinbetriebnahme geprüft werden. 

Diese Prüfung bezieht sich z.B. auf den Zustand von Konstruk-
tionsteilen, die beim Aufstellen und Umrüsten montiert bzw. 
verändert werden müssen, auf das Funktionieren der Sicher-
heitseinrichtungen und der Steuerung sowie auf das Vorhan-
densein von Einrichtungen, die ein Abstürzen von Personen 
verhindern. 
Durchführen darf diese Prüfung, wer genügende Erfahrung im 
Umgang mit Bauaufzügen hat und ausreichende Kenntnisse 
über den jeweiligen Bauaufzug besitzt. Das Ergebnis dieser 
Prüfung braucht nicht schriftlich festgehalten zu werden. 

3.20.1.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Festigkeit und Standsi-
cherheit tragender Hilfskonstruktionen von Bauaufzügen, die auf sei-
ne Veranlassung und unter seiner Verantwortung hergestellt werden, 
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vor der Inbetriebnahme schriftlich nachgewiesen worden sind. Bei 
dem Nachweis sind die dynamischen Beanspruchungen und gege-
benenfalls Windkräfte zu berücksichtigen. 

3.20.2 Wiederkehrende Prüfungen 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Bauaufzüge entspre-
chend den Einsatzbedingungen nach Bedarf, mindestens jedoch 
einmal jährlich, durch einen Sachkundigen geprüft werden. 

Sachkundiger ist, wer auf Grund seiner fachlichen Ausbildung 
und Erfahrung ausreichende Kenntnisse auf dem Gebiet der 
Bauaufzüge hat und mit den einschlägigen staatlichen Ar-
beitsschutzvorschriften, Unfallverhütungsvorschriften und all-
gemein anerkannten Regeln der Technik (z.B. BG-Regeln, 
DIN-Normen, VDE-Bestimmungen, technische Regeln anderer 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder der Türkei oder 
anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum) soweit vertraut ist, dass er den ar-
beitssicheren Zustand von Bauaufzügen beurteilen kann. 

3.20.3 Prüfergebnisse 

Die Ergebnisse der Prüfungen nach den Abschnitten 3.20.1.2 und 
3.20.2 sind zu dokumentieren und aufzubewahren; die Ergebnisse 
der Prüfungen nach Abschnitt 3.20.2 mindestens bis zur nächsten 
Prüfung. 
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Anhang  

Berechnungsgrundlagen für Regelausführungen von Seilrollenaufzügen 
und Rahmenstützenaufzügen mit Ausleger bis zu einer Tragfähigkeit von 
200 kg 

1 Regelausführung für einen Seilrollenaufzug 
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Kräfte u. Momente Gleichgewicht 

W

A

Mr max

Mb max

B

P

2P 

2 P ⋅ a 

2 P ⋅ a ⋅ ψ

a · A 
b

Mr max = größtes Biegemoment am gefährdeten Querschnitt des Auslegers 
in Ruhe 

Mb max = größtes Biegemoment am gefährdeten Querschnitt des Auslegers 
in Betrieb 

P = zu ziehende Last 
W = erforderliche Windenzugkraft 
a = Kraglänge des Auslegers 
b = hintere Auslegerlänge 
B = Ankerzugkraft bzw. Ballastgewicht 
ψ = Hublastbeiwert 

Der Träger ist unter Berücksichtigung der zu erwartenden Höchstlast, die mit 
einem Hublastbeiwert zu vervielfältigen ist, statisch zu berechnen. Für das an 
der Dach- oder Deckenkante auftretende ungünstigste Moment, das für die 
Bemessung des Auslegerquerschnittes entscheidend ist, gilt folgende Formel: 

Mmax = 2 ⋅ ψ ⋅ P ⋅ a 

Hierin ist als Hublastbeiwert zur Aufnahme dynamischer Beanspruchungen 
nach DIN 15 018 anzusetzen: 

ψ = 1,3 

Unter Zugrundelegung dieser Lastannahmen sind in den Tafeln 1 und 2 die 
erforderlichen Auslegerquerschnitte für hölzerne und stählerne Ausleger in 
Abhängigkeit von der zu ziehenden Last bzw. der Auslegerlänge angegeben. 
Die Befestigung des Kragträgers ist von den jeweiligen örtlichen Verhältnissen 
und arbeitstechnischen Gründen abhängig, dabei ist der Träger gegen Ab-
kippen über sein vorderes Auflager zu sichern. Ist eine Verankerung mit Stahl-
bügeln oder Ähnlichem an festen Bauteilen nicht möglich, muss an dem rück-
wärtigen Ende des Kragträgers ein Gegengewicht (Ballast) angebracht 
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werden. Die Ankerzugkraft bzw. das Ballastgewicht muss mindestens eine 
3fache Sicherheit gegen Abkippen bieten (Tafel 3). Der Ballast ist fest mit 
dem Kragträger zu verbinden (zum Beispiel ausreichend groß bemessener 
Kasten zum Einlagern des Ballastes; keine losen Steine, Papprollen oder ähn-
liches auf das Trägerende auflegen!). 

2 Regelausführung für einen Rahmenstützenaufzug mit Ausleger 

1 AUSLEGER, Abmessungen siehe Tafel 1 und 2. 
2 BALLAST, Gewicht siehe Tafel 3, gegen Verschieben und Abrollen sichern 

(Kiste, Sandsäcke oder ähnliches). 
3 AUSLEGER IM SCHERENKOPF gegen Herausfallen sichern. 
4 SCHERENFUSSPUNKT gegen Verschieben sichern, zum Beispiel durch 

Zangen zum rückwärtigen Auslegerende oder Verankerung an der Dach-
konstruktion. Abmessung der Zangen mindestens 4/20 cm oder ∅ 10 cm. 

5 SCHUTZGELÄNDER 1 m hoch anbringen. Bei niedrigen Galgen in der 
Mitte zum Einziehen der Last und des Seiles offen halten. 

6 SEILROLLE gegen Aushaken sichern. 
7 SCHEREN, Abmessungen mindestens 8/12 cm oder ∅ 10 cm. 
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Der Dachdecker-Dreibock ist eine besondere Bauart des Seilrollenaufzuges. 
Das mit der Seilrolle versehene vordere Kragträgerende wird auf einem Stütz-
joch (auch Schere oder Galgen genannt) aufgelagert, um die hochgezogenen 
Lasten unmittelbar unterhalb der Rollenaufhängung abnehmen zu können. 
Dieses Stützjoch ist nach statischen Gesichtspunkten auszubilden und muss 
standsicher sein (keine Dachlatten, Schalbretter oder Ähnliches verwenden!). 
Hierzu gehört: 
a) eine feste Verbindung des Kragträgers mit dem Stützjoch, 
b) das Festlegen der Fußpunkte des Stützjoches am Dachstuhl oder durch im 

Dreiecksverband angeordnete Zangen, die am rückwärtigen Kragträgeren-
de zu befestigen sind. 
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Tafel 1 

Hölzerne Ausleger für Seilrollenaufzüge 
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Tafel 2 

Stählerne Ausleger für Seilrollenaufzüge 
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Tafel 3 

Beiwert k für Verankerungskräfte bzw. Ballastgewichte  

erforderliche Ankerzugkraft bzw. Ballastgewichte bis dreifacher Sicherheit 
gegen Kippen: 

ψ⋅⋅
=⋅⋅=⋅ψ⋅⋅

⋅
=

b
a3

kPk2P2
b

a3
B

Beispiel: 
hintere Auslegerlänge  b = 2,50 m 
Länge des Kragarmes  a = 1,00 m 
k etwa 1,60 
B = 2 · 1,60 · P 
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Tafel 4 

Aufhängungen von Seilumlenkrollen 

Die Aufhängungen sind unter Berücksichtigung der zu erwartenden Höchstlas-
ten, die mit dem Hublastbeiwert zu vervielfältigen sind, statisch zu berechnen. 
Die Lastaufnahme errechnet sich nach folgender Formel: 

A = 2 ⋅ P ⋅ ψ

Auf eine besondere Berechnung kann verzichtet werden, wenn für die Auf-
hängungen die in der folgenden Tafel angegebenen Mindestquerschnitte 
eingehalten werden. 

Mindestquerschnitt Konstruktion 
aus: bei Last bis 100 kg bei Last bis 200 kg 

Flachstahl 
(Bohrung ∅ 10 mm) 

20/5 mm 30/5 mm 

Drahtseil ∅   8 mm ∅ 10 mm 

Faserseil (Hanf) ∅ 18 mm ∅ 28 mm 

Rundstahl 
(Geschlossener Ring) 

120 mm ∅ 18 mm ∅ 23 mm 

140 mm ∅ 19 mm ∅ 25 mm 

160 mm ∅ 20 mm ∅ 26 mm 

Innen- 
durch- 
messer 

180 mm ∅ 22 mm – 

Als Aufhängungen ungeeignet sind Ketten, Rödeldrähte, Bindelitzen. Die 
Aufhängungen sind gegen Verschieben auf dem Ausleger zu sichern. Die 
Seilrollen dürfen sich nicht unbeabsichtigt aus den Aufhängekonstruktionen 
aushängen lassen. 
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1 Anwendungsbereich
Diese BG-Regel findet Anwendung für Arbeiten an in Betrieb befindlichen Gasleitungen für 
Gase nach den DVGW-Arbeitsblättern G 260 und G 262, ausgenommen Flüssiggase in der 
flüssigen Phase, sowie für deren In- und Außerbetriebnahme. Sie enthält Sicherheitsanforde-
rungen für Leitungen aller Druckbereiche. Sie gibt Hinweise zur Gefährdungsbeurteilung und 
Ableitung erforderlicher Schutzmaßnahmen bei Arbeiten an Gasleitungen. 
Sie gilt auch für gasführende Leitungen in Gasanlagen (z.B. Verdichter- oder Gasdruckregel- 
und -Messanlagen) sowie für Leitungen der Flüssiggasversorgung ab Ausgang Tank bzw. 
Verdampfer. 
Sie gilt nicht für private Einzelversorgungsanlagen nach TRF und gewerbliche Einzelversor-
gungsanlagen nach BGV D34. 
Stillgelegte Gasleitungen, bei denen nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden kann, dass 
sie frei von ausgasenden Rückständen sind, sind wie in Betrieb befindliche Leitungen zu 
behandeln. 
 
 

2 Begriffe
2.1 Gasinstallationen
Gasinstallationen sind Gasleitungen in und außerhalb von Gebäuden hinter der Hauptab-
sperreinrichtung (HAE). Siehe  auch DVGW-Arbeitsblatt G 600. 
 

2.2 Gefährdete Bereiche 
Bereiche, in denen mit Brand- und Explosionsgefahr zu rechnen ist, sind gefährdete Berei-
che. 
 

2.3 Brand- und Explosionsgefahr / Gasfreiheit 
Brand- und Explosionsgefahr ist gegeben, wenn bei brennbaren Gasen eine Konzentration 
von 50% der unteren Explosionsgrenze überschritten wird. Unterhalb dieser Konzentration 
gilt die Leitung als gasfrei. 
 

2.4 Arbeiten an Gasleitungen 
Hierunter sind alle Arbeiten zu verstehen, bei denen durch Gas sowohl Brand-, Explosions- 
oder mechanische Gefahren (Expansion) entstehen können. Darüber hinaus zählen auch 
Arbeiten dazu, die mittels mechanischer, thermischer oder chemischer Verfahren vorge-
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2.4.3 Sachkundiger
Sachkundig ist, wer aufgrund seiner fachlichen Ausbildung und Erfahrung über ausreichende 
Kenntnisse auf dem Gebiet der Arbeiten an Gasleitungen verfügt und mit den einschlägigen 
staatlichen Arbeitsschutzvorschriften, Unfallverhütungsvorschriften, Richtlinien und allgemein 
anerkannten Regeln der Technik so weit vertraut ist, dass er den sicheren Zustand bei der   
Durchführung der Arbeiten beurteilen kann. Sachkundige sind schriftlich vom Unternehmer 
zu benennen. 

 

 

3 Anforderungen an das Personal 
Arbeiten an Gasleitungen dürfen nur von Personen ausgeführt werden, die geeignet, zuver-
lässig und unterwiesen sind. Die Unterweisungen sind mindestens einmal jährlich durchzu-
führen. Über die Teilnahme ist ein schriftlicher Nachweis zu führen. 
 
Für die Durchführung der Arbeiten sind z.B. geeignete Fachkräfte gemäß DVGW-Regelwerk 
oder TRF-Sachkundige anzusehen, jeweils für ihr spezielles Fachgebiet.  

nommen werden und die Festigkeit oder Dichtheit der Gasleitung beeinträchtigen können. 
Zu Arbeiten an Gasleitungen unter Druck zählt auch das Nachziehen von Flanschen und 
Stopfbuchsen sowie Neben- und Sicherungsarbeiten. Nicht darunter fallen z.B.: 

- Anstricharbeiten und  
- Umhüllungsarbeiten. 

2.4.1 Arbeitsverfahren mit geringer Gefährdung 
Bei Arbeitsverfahren mit geringer Gefährdung wird z.B. beim Anbohren, Absperren oder 
Trennen von Gasleitungen der Austritt von Gas vermieden, bzw. auf ein Minimum reduziert. 
Auch hierbei ist noch mit Brand- und Explosionsgefahr zu rechnen. Daher darf auch beim 
Einsatz dieser Arbeitsverfahren nicht auf flammenhemmende Schutzkleidung und weitere 
Schutzmaßnahmen verzichtet werden. 
 

2.4.2 Arbeitsverfahren mit erhöhter Gefährdung 
Bei Arbeitsverfahren mit erhöhter Gefährdung wird unter kontrollierter Gasausströmung ge-
arbeitet. Hierbei besteht im Arbeitsbereich Brand- und Explosionsgefahr, gegebenenfalls 
auch Erstickungsgefahr. 
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3.1 Unterwiesene Person 
Als unterwiesen gilt eine Person, die über die möglichen Gefahren und die notwendigen 
Schutzmaßnahmen bei Arbeiten an Gasleitungen belehrt worden ist.  
 

3.2 Aufsicht
Arbeiten an  Gasleitungen, bei denen mit Gesundheits-, Brand- oder Explosionsgefahr zu 
rechnen ist, sind gefährliche Arbeiten im Sinne des § 8 der Unfallverhütungsvorschrift 
"Grundsätze der Prävention" (BGV A1). Sie dürfen nur unter Aufsicht einer geeigneten, zu-
verlässigen und in dieser Aufgabe unterwiesenen Person ausgeführt werden. 

"Unter Aufsicht" bedeutet: 
 im Bereich öffentlicher Straßen und Plätze usw., dass der Aufsichtführende im Bereich 

der Arbeitsstelle anwesend ist und während des Zeitraumes, in dem die Gesundheits-, 
Brand- oder Explosionsgefahr besteht, vorrangig seine Kontroll- und Aufsichtsfunktion 
durchführt. 

 in nicht öffentlich zugänglichen Bereichen (z. B. Werks- oder Betriebsgelände), dass 
der Aufsichtführende die Einhaltung der Schutzmaßnahmen überwacht und sich 
ständig auf dem Betriebsgelände aufhält. 

Als Aufsicht ist ein mit diesen Arbeiten vertrauter Ingenieur, Techniker, Meister, Vorarbeiter 
einzusetzen. Dies kann an Klein-Baustellen (z.B. Arbeiten im Hausanschlussbereich, Ver-
wendung von Druckanbohrarmaturen ohne Gasaustritt) eine besonders ausgebildete, ein-
gewiesene und erfahrene Person (Fachkraft) sein. Die Aufsicht inklusive der Weisungsbe-
fugnis ist schriftlich zu übertragen. 

Für Arbeiten an Gasleitungen mit einem Betriebsdruck über 5 bar und an GDRM-Anlagen 
muss die Aufsichtsperson gemäß DVGW-Arbeitsblatt G 466-1 bzw. G 495 Sachkundiger 
sein. 
Bei Arbeiten an Leitungen der Gasinstallation kann die Aufsicht entfallen, wenn nicht mit Ge-
sundheits-, Brand- oder Explosionsgefahr zu rechnen ist. Dies ist dann der Fall, wenn 

 gemäß Abschnitt 5.2.7.1 vor Beginn der Arbeiten die Absperrarmatur geschlossen und die 
Leitung entspannt ist 

  oder 

 beim Entlüften der Leitung gemäß Abschnitt 5.2.7.3 gearbeitet wird. 
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4 Gefahren bei Arbeiten an Gasleitungen 
Gefährdungen im Bereich der Arbeitsstelle können ausgehen z. B. von: 

 ausströmendem Gas (Brand- und Explosions- und Erstickungsgefahr), 

 expandierendem Gas (Überdruck), 

 elektrischen Anlagen, 

 Fremdleitungen, 

 Bauwerken, 

 Baugruben und Gräben, 

 maschinellen Anlagen und Einrichtungen, 

 Straßenverkehr, 

 Gefahrstoffen. 

 

5 Schutzmaßnahmen
Schutzmaßnahmen sind im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung nach § 5 Arbeitsschutz-
gesetz festzulegen. 
Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen ist die Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder einer Tä-
tigkeit ausreichend. 
Für die Schutzmaßnahmen gilt: 

 Gefahren sind an ihrer Quelle zu bekämpfen, 
 der Stand der Technik ist zu berücksichtigen, 
 technische Maßnahmen sind vorrangig vor organisatorischen und personenbezoge-

nen Maßnahmen (PSA) anzuwenden. 
 

5.1 Persönliche Schutzausrüstung 
Im gefährdeten Bereich ist Schutzkleidung nach DIN EN ISO 11612 zu tragen: 

 für begrenzte Flammenausbreitung Code-Buchstabe A und  

 für konvektive Hitze Code-Buchstabe B. 

Bei der Durchführung von Schweißarbeiten an metallischen Leitungen ist Schweißerschutz-
kleidung nach DIN EN ISO 11611 zu benutzen. 
Zusätzliche Kleidungsstücke dürfen die Schutzwirkung nicht beeinträchtigen (z.B. Kälte- und 
Regenschutz). Es empfiehlt sich, unter der Schutzkleidung keine leicht schmelzenden syn-
thetischen Textilien zu tragen. 
 
Das Tragen von Atemschutzgeräten ist bei Arbeiten an Gasleitungen erforderlich, wenn Er-
stickungsgefahr durch das austretende Gas nicht ausgeschlossen werden kann.  
Wenn die Gaskonzentrationsmessungen den gesamten gefährdeten Bereich umfassen, kon-
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tinuierlich durchgeführt werden und die Messwerte 50 % der unteren Explosionsgrenze nicht 
überschreiten, kann auf Atemschutz verzichtet werden.  
 
Abhängig von der Gefährdung ist weitere Persönliche Schutzausrüstung zu tragen (z. B. Si-
cherheitsschuhe mit ausreichendem Ableitwiderstand gemäß TRBS 2153 Abschnitt 7.1). 
 
 

5.2 Schutzmaßnahmen im Arbeitsbereich 

5.2.1 Arbeitsplatz 
Vor Beginn von Arbeiten an Leitungen unter Gasdruck sind die im Arbeitsbereich befindli-
chen Gasleitungen auf ausströmendes Gas zu überprüfen. Es ist darauf zu achten, dass das 
verwendete Gaskonzentrationsmessgerät für die jeweils zu messende Gaskomponente ge-
eignet ist (z. B. Erdgas, Propan, Butan,…). 
Während der Arbeiten sind die Messungen kontinuierlich durchzuführen.  
 
Sind Gefährdungen durch Anlagen, Einrichtungen oder Stoffe wie in Abschnitt 4 aufgeführt 
vorhanden, hat der Unternehmer im Benehmen mit dem Betreiber oder Eigentümer die er-
forderlichen Sicherungsmaßnahmen festzulegen und durchzuführen. In Fällen, in denen die 
erforderlichen Arbeiten von nur einer Person ausgeführt werden, z. B. bei Gasinstallationen, 
ist diese Forderung erfüllt, wenn diese Person im Rahmen der Unterweisung auf die Anfor-
derungen hinsichtlich eines sicheren Zustandes des vorgesehenen Arbeitsplatzes besonders 
hingewiesen worden ist. 
 
Arbeitsplätze müssen schnell und gefahrlos verlassen werden können. Es sind mindestens 
zwei Fluchtwege, möglichst in unterschiedliche Richtungen einzurichten. Leitern müssen 
mindestens 1 Meter überstehen. 
 
Ist mit Brandgefahr zu rechnen, sind vorbereitende Maßnahmen zur Brandbekämpfung zu 
treffen. Die Brandbekämpfung ist hinsichtlich der notwendigen Maßnahmen auf den Perso-
nenschutz auszurichten. Dafür sind geeignete Brandbekämpfungsmittel bereitzustellen (z. B. 
zwei PG 12-Feuerlöscher).  
Der Umgang mit Feuerlöschern zum Löschen von Gasbränden sollte im Rahmen von 
Löschübungen trainiert werden. 
 
Bei Arbeiten an Gasleitungen der Gasinstallation besteht nicht die Gefahr einer Gasausströ-
mung, die Maßnahmen zur Brandbekämpfung erforderlich macht, wenn entsprechend den 
Abschnitten 5.2.7.1 und 5.2.7.2 vorgegangen wird. 
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5.2.2 In-/Außerbetriebnahme von Gasleitungen sowie Abführen von 
Gas

Werden Arbeiten zur In- oder Außerbetriebnahme von Gasleitungen durchgeführt, so sind 
diese Arbeiten unter Leitung eines Aufsichtsführenden durchzuführen, zu koordinieren und 
zu kontrollieren. 
Die Ausdehnung der Bereiche, in denen sich explosionsfähige Gas-Luft-Gemische bilden 
können, ist abhängig von der Gasart, der Gasmenge, dem Gasdruck in der Leitung und der 
Windrichtung. 
Beim Entspannen oder Spülen von Gasleitungen austretendes Gas ist gefahrlos abzuführen.  
Gefahrlos bedeutet, dass z.B.: 
 

 sich keine Zündquellen im brand- und explosionsgefährdeten Bereich befinden 
 bei Hausanschlussleitungen, dass das Gas nicht in die Räume, sondern mit einer 

Schlauchleitung ins Freie entspannt wird 
 Schlauchleitungen mit einer Nennweite > 3 cm gemäß TRBS „Vermeidung von Zünd-

gefahren infolge elektrostatischer Aufladungen“ (TRBS 2153) ableitfähig sein müssen  
 metallische Ausblaserohre ausreichend geerdet sind. 

 
Bei Flüssiggas kann das Gas-/Luftgemisch über eine Fackel mit Pilotflamme gefahrlos abge-
führt werden. Bei der Absaugung mittels Ejektor sind maximal 50 % der UEG am Ausgang 
einzuhalten. Durch Abdecken von Kanaleinläufen kann das Eindringen von Flüssiggas in 
diese verhindert werden. 
Flüssiggasansammlungen in der Baugrube oder im Rohrgraben aufgrund von Leckagen las-
sen sich durch Absaugen oder Verwirbeln mit geeigneten Gebläsen entfernen. 
 
Bei der Inbetriebnahme oder Wiederinbetriebnahme von Gasleitungen sind Zündgefahren 
beim Einlassen des Betriebsgases oder bei der Entlüftung zu vermeiden. Dies kann erreicht 
werden, wenn die in der Leitung vorhandene Luft entfernt wird: 

 unter Zwischenfüllung mit Inertgas, z.B. bei Gasleitungen mit selbstentzündlichen Rück-
ständen, 
oder 

 unmittelbar mit dem Betriebsgas. 

Unter Druck stehende Gasleitungen dürfen nur geöffnet werden, wenn keine mechanischen 
Gefahren durch das expandierende Gas (z. B. durch Fortfliegen von Teilen) entstehen kön-
nen. Zu den Gasleitungen gehören auch Einbauteile, z. B. Armaturen, Verschraubungen, 
Flansche, Stopfen.  
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Bei Verwendung von Betriebsgas muss solange gespült werden, bis das austretende Gas-
Luft-Gemisch mindestens 90 % Gas enthält. Die Spülgeschwindigkeit ist so zu wählen, dass 
eine Schichtenbildung  durch Dichteunterschiede vermieden wird. Die Spülgeschwindigkeit 
ist nach DVGW-Arbeitsblatt G 465-2 bzw. G 466-1 festzulegen. 
 
Nicht in Betrieb befindliche Gasleitungen, die mit der gasführenden Leitung mittels einer Ab-
sperrarmatur verbunden sind, sind gegen unkontrollierte Gasausströmung gasdicht zu ver-
schließen. Dies wird erreicht durch gasdichte und kraftschlüssig gesicherte Verbindungen 
z.B.: 

 Blindflansche,  

 Steckscheiben, 

 verschweißte Deckelverschlüsse, 

 Gewindestopfen, 

 Verschlusskappen. 

Geschlossene Absperrarmaturen gelten nicht als gasdichte Verschlüsse. Gegebenenfalls 
kann der betreffende Leitungsabschnitt auch mit Inertgas gefüllt werden. 
 

5.2.3 Stilllegung
Stillgelegte Gasleitungen sind Leitungen, die bestimmungsgemäß auf Dauer nicht mehr be-
trieben werden. 
Wird eine Gasleitung stillgelegt, ist diese von der gasführenden Leitung abzutrennen. Die 
gasführende Leitung ist an der Trennstelle gasdicht zu verschließen. Zu gasdichten Ver-
schlüssen siehe Abschnitt 5.2.2. 
Die abgetrennte Gasleitung ist frei von Betriebsgas zu machen. Alle Leitungsenden sind 
dauerhaft zu verschließen.  
 

5.2.4 Zündquellen
Es ist sicherzustellen, dass sich in Bereichen, in denen sich zündfähige Gas-Luft-Gemische 
bilden können, keine Zündquellen befinden. 

Zündquellen können z. B. sein: 

 Offene Flammen (z.B. Schweißbrenner, Flüssiggasbrenner) 

 Glimmende Reste der Umhüllung 

 Elektrische Arbeitsmittel (z.B. Trennschleifer, elektrische Fuchsschwanzsäge, elektri-
sche Bohrmaschine, Schweißelektrode, Kompressor, Ersatzstromaggregate) 
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 Funken durch elektrostatische Entladungsvorgänge 

 elektrische Potentialunterschiede beim Trennen metallischer Leitungen 

 Funken durch vorbeifahrende Fahrzeuge, Schienenfahrzeuge und nicht explosions-
geschützte Baumaschinen. 
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Bei Arbeiten an Gasleitungen ist dafür zu sorgen, dass der Bereich, in dem sich explosions-
fähiges Gas-Luft-Gemisch gebildet hat oder zu erwarten ist, abgegrenzt wird. Als Abgren-
zung sind z.B. Abschrankungen, Warnzeichen P02 nach § 9 der Unfallverhütungsvorschrift  
"Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz" (BGV A8) oder Warn-
posten geeignet.  

Umhüllungsarbeiten unter Verwendung von offenen Flammen dürfen erst durchgeführt wer-
den, nachdem festgestellt ist, dass kein Gas austritt.  

 

5.2.5 Dichtheitsprüfung 
Nach Abschluss der Arbeiten an Gasleitungen hat der Aufsichtsführende sich davon zu ü-
berzeugen, dass die Gasleitungen im Arbeitsbereich unter Betriebsbedingungen dicht sind. 

Für den Nachweis der Dichtheit von Gasleitungen sind z. B. geeignet: 
 schaumbildende Benetzungsmittel nach DIN 30 657, 
 Gasspür- und Gaskonzentrationsmessgeräte, 

vergleiche auch DVGW-Arbeitsblätter G 469  und G 600. 

Bei Gasleitungen dürfen offene Flammen nicht zur Prüfung auf Dichtheit oder zur Lecksuche 
verwendet werden.  
 

5.2.6 Arbeitsverfahren im Freien  
Bei Arbeiten an Gasleitungen im Freien sind die Arbeitsverfahren so auszuwählen, dass die 
Freisetzung von Gas im Arbeitsbereich vermieden bzw. minimiert wird.  
 

5.2.6.1 Arbeitsverfahren mit geringer Gefährdung 

5.2.6.1.1 Anbohrverfahren 
Handhabung und Einsatzgrenzen der Anbohrgeräte richten sich nach den Herstelleranga-
ben. Zum Anbohren von unter Druck befindlichen Gasleitungen können z.B. folgende Geräte 
verwendet werden: 
 
Schleusenanbohrgeräte        
Die Anbohrvorrichtung wird mittels Schleuse eingebracht. Hierbei freigesetzte Gasmengen 
beschränken sich auf das Schleusenvolumen. Für die Einsatzgrenzen (z. B. Druck, Durch-
messer der Anbohrung) sind die Herstellerangaben zu beachten. 
 
 

11
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Absperrarmatur 

Druckluftbohrmaschine

Schleuse

 
  
 
 

Gasanbohrarmaturen            
Betriebs- oder Hilfsabsperrung und Bohrvorrichtung sind in der Regel Bestandteil der Arma-
tur (siehe DVGW VP 300 und VP 304). Systembedingt können geringe Leckagemengen auf-
treten. Für die Einsatzgrenzen (z. B. Druck, Durchmesser) sind die Herstellerangaben zu 
beachten. 

 

 

 

5.2.6.1.2 Absperrverfahren
Handhabung und Einsatzgrenzen der Absperrgeräte richten sich nach den Herstelleranga-
ben. Für das provisorische/vorübergehende Sperren von Gasleitungen können z.B. folgende 
Geräte eingesetzt werden: 
 
Absperrarmaturen                                                                                                    
Eine einzelne Absperrarmatur kann auch als vorübergehende Sperrung verwendet werden. 
Wird mit einer einzelnen Absperrarmatur nicht die erforderliche Dichtheit erreicht, so sind 
weitergehende Maßnahmen vorzusehen (z.B. Sperrabschnitt erweitern). 

Hausanschlussleitung 

Anbohrstutzen 
Druckanbohrarmatur 

Beispiel für Schleusenanbohrgerät 

Beispiel für Druckanbohrarmatur für PE-Leitungen 
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Beispiel für Abquetscheinrichtung für PE-Leitungen

Absperrblasen 

Schleuse 

Füllanschluss 

Manometer 

Absperrarmatur 

Abquetschvorrichtungen       
Unter Beachtung von DVGW GW 332 kann die Absperrung durch das Quetschen der PE-
Leitung erfolgen. Die Abquetschvorrichtung ist nach Herstellerangaben zu verwenden.  
Wird mit einer Abquetschung die erforderliche Dichtheit nicht erreicht, so sind weitergehende 
Maßnahmen vorzusehen z. B.: 

 Druckabsenkung 
 Vorsehen einer zweiten Abquetschvorrichtung oder Absperrblase, dabei ist der Zwi-

schenraum zu entspannen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Blasensetzgeräte            
(Einfach-, Doppel- oder Zweifachblasensetzgerät): Hierbei wird beim Einbringen der Ab-
sperrblase die freigesetzte Gasmenge auf den Schleuseninhalt begrenzt. Die Einsatzgren-
zen der Absperrblasen und Blasensetzgeräte richten sich nach den Herstellerangaben. 
 

 

Manometer 

Füllanschluss 

Schleuse 

Absperrarmatur 

Absperrblase 

Absperrblase 
Zweifachblasensetzgerät 

Doppelblasensetzgerät



BGR 500 
Kapitel 2.31 

14

Ab einem Betriebsdruck von 30 mbar oder Leitungsdurchmesser von DN 150 (vgl. auch 
DVGW-Arbeitsblatt G 465-2) sind zwei Absperrblasen mit zwischenliegender Entlüftung ein-
zusetzen. Eine Druckentspannung des Zwischenraums ist sicherzustellen. Vorzugsweise 
sind zertifizierte Absperrblasen und Blasensetzgeräte zu verwenden (siehe DVGW VP 620-
1, VP 621-1 und VP 621-2).  
 

 
 
Auch unterhalb der angegebenen Grenzwerte kann – insbesondere bei Leitungen mit In-
krustierungen und Ablagerungen – die Schleichgasmenge so groß werden, dass mit erhöhter 
Gefährdung im Arbeitsbereich zu rechnen ist. In diesen Fällen sind ebenfalls zwei Absperr-
blasen mit zwischenliegender Entlüftung erforderlich. 
Zum provisorischen Sperren von Leitungen der Flüssiggasversorgung  sind unabhängig vom 
Leitungsdruck und –durchmesser immer zwei Absperrblasen mit zwischenliegender Entlüf-
tung einzusetzen. Wenn möglich sind die Leitungen der Flüssiggasversorgung  immer am 
Flüssiggasbehälter abzusperren und die Leitung drucklos zu fahren. 
Absperrblasen und Blasensetzgeräte sind vor ihrem Einsatz an der Baustelle auf ordnungs-
gemäßen Zustand zu überprüfen. Absperrblasen müssen dicht und unbeschädigt sein und 
die Vorgaben des Herstellers in der Betriebsanleitung für die Pflege, Lagerung und Handha-
bung sowie die Prüfanweisung müssen beachtet werden. 
 
 
Schleusensperrvorrichtung                                                                                      
Mit Hilfe einer Schleusensperrvorrichtung mit Presskolben kann beim Einbinden und Tren-
nen von Hausanschlussleitungen, ohne dass Gas austritt, die Leitung vorübergehend ge-
sperrt werden.   

Trenn- 
stelle 

anstehender 

Leitungsdruck 

kein Schleichgas 

Zwischenraum entspannen 
(druckfrei halten) 

Druckblase Dunstblase 

Schleichgas 

Schema zum Setzen von zwei Einfach-Absperrblasen 
mit Zwischenentlüftung 



 
Stopple-Geräte             
Stopple-Geräte werden vorzugsweise zum Sperren von Hochdruck-Leitungen verwendet. 
Die Gasfreisetzung ist maximal auf den Schleuseninhalt begrenzt. Stopple-Geräte müssen 
für den vorgesehenen Einsatz geeignet sein und die Dichtelemente sind zu prüfen. Hierfür ist 
die Betriebsanleitung des Herstellers zu beachten. Für die Dauer der Stopple-Arbeiten ist die 
Drucküberwachung zum Nachweis des funktionssicheren Stopplens sicherzustellen. Ggf. ist 
eine zweite provisorische Sperrmaßnahme (z. B. Absperrblase) vorzusehen. 
 
 

 

Presskolben 

Aufschweißstutzen 

Dom 

Anbohrständer 

Adapter 

Absperrarmatur 

Beispiel für Schleusensperr-
vorrichtung mit Presskolben 

 

Arbeits- 
raum

Absperrarmatur 

Stopple 

Beispiel für Stopple-Gerät 
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Schleuse

Stopfen

Setzstange

Adapter 

Plattenschieber 

Hausanschlussleitung 

Beispiel für Schleusensperrvorrichtung für Aufschweiß-T-Stück

Andere Arbeitsverfahren 

Andere Arbeitsverfahren, Arbeitsmethoden oder Geräte, die die gleiche Sicherheit gewähr-
leisten, können ebenfalls angewendet werden (z. B. Gasströmungswächter, Haupthahnwar-
tungsgeräte, Stahlrohr-Quetschgeräte, Schleusensperrvorrichtung für Aufschweiß-T-Stück). 
Beurteilungskriterien sind hierfür z. B.: Schleichgasmenge  30 l/h, freigesetzte Gasmengen, 
Zuverlässigkeit der Sperrung (z.B. Berstrisiko der Absperrblasen), Rohrwerkstoff. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5.2.6.1.3 Gasfreien Zustand herstellen 

Der gasfreie Zustand kann erreicht werden durch 
 

1. gasdichtes Absperren. z.B. mittels 
 Blindflansch oder Steckscheibe 
 Absperrarmaturen mit zwischenliegender Entlüftung (Zwischenraum ist drucklos zu 

halten)  
und Entgasen der Gasleitung durch Spülen mit 
 Inertgas, z. B. Stickstoff 
 Luft unter bestimmten Bedingungen; siehe z.B. auch DVGW G 465-2 und G 466-1 
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Arbeitsstelle

Ejektor

Druckluftanschluss

 
 
 
oder 
 
2. Absperren mit einfacher Absperrarmatur und Entgasen der Gasleitung durch Spülen mit 

Inertgas oder Luft und fortgesetztes Spülen, wodurch verhindert wird, dass Gas in ge-
fährlicher Konzentration an die Arbeitsstelle gelangt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
oder 

   
3. Absperren mit einer einfachen Absperrarmatur, deren Gasdichtheit unmittelbar an der 

Dichtfläche überprüft wird (z.B. bei Einbindearbeiten).  
 
Zum Sperren für das Arbeiten an Leitungen der Flüssiggasversorgung  sind die unter 1. und 
2. angeführten Sperrverfahren zu bevorzugen.  
Werden Arbeiten an Gasleitungen in gasfreiem Zustand durchgeführt, so ist  dafür zu sor-
gen, dass dieser Zustand für die Dauer der Arbeiten sichergestellt ist. 
 

drucklos

 Absperrarmatur 2 
 geschlossen

Absperrarmatur 1 
geschlossen

Leitungsdruck 

Zwischenraum entspannen 
(druckfrei halten) 

ArbeitsstelleSchema zum gasdichten Sperren mit zwei geschlossenen 
Absperrarmaturen  

Schema zum gasdichten Sperren mit 
Ejektor mit einfacher Absperrarmatur 
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Die Forderung nach Sicherstellen des gasfreien Zustandes ist z. B. erfüllt, wenn vor Beginn 
und während der Arbeiten durch Messen mit geeigneten Messgeräten der gasfreie Zustand 
festgestellt wird. Wird bei diesen Messungen festgestellt, dass die maximal zulässigen Werte 
überschritten worden sind, so müssen die Maßnahmen des Absperrens oder Spülens kon-
trolliert und gegebenenfalls verbessert werden. 

 
Die Messung der Gaskonzentration hat mit geeigneten Gaskonzentrationsmessgeräten zu 
erfolgen, siehe DVGW G 465-4. 
 

5.2.6.1.4 Trennen  
Vor dem Durchtrennen einer unter Gasdruck stehenden Leitung sind die Absperreinrichtun-
gen auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und der Leitungsabschnitt ist zu entspannen. Die 
Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen ist laufend zu überwachen (z. B. Überwachung 
des Gasdruckes vor der Absperreinrichtung; Überwachung des Blaseninnendruckes; Zwi-
schenraumentspannung; Messung der Gaskonzentration im Arbeitsbereich, ordnungsgemä-
ßer Sitz der elektrischen Überbrückung bei metallischen Rohrleitungen, Einsatz eines explo-
sionsgeschützten Gebläses bei der Freisetzung von gefahrdrohenden Mengen Flüssig-
gas…). 
 
 
Der Zeitraum, in dem die Gasleitung offen steht, ist möglichst gering zu halten (die Trennstel-
le kann z. B. für die Zeit in der Anpassarbeiten durchgeführt werden mit Presskolben ver-
schlossen werden). Bei längerer Arbeitsunterbrechung oder Verlassen der Arbeitsstelle ist 
die Trennstelle gasdicht zu verschließen. 

Trennen von Stahlleitungen 
Zum Schutz gegen gefährliche Berührungsspannung und zündfähigen Funkenüberschlag ist 
bei folgenden Arbeiten eine elektrisch leitende Überbrückung der Trennstelle herzustellen, 
wenn nicht eine anderweitig leitende Überbrückung besteht:  

 vor dem Trennen oder Verbinden von Gasleitungen aus Metall,  

 dem Ein- oder Ausbauen von Leitungsteilen, Armaturen, Gaszählern, Gasdruckregel-
geräten und ähnlichen Geräten solcher Gasleitungen sowie  

 vor dem Ziehen und Setzen von Steckscheiben. 

 
Diese Forderung ist erfüllt, wenn zur Überbrückung flexible isolierte Kupferseile nach DIN 
46440 verwendet werden (siehe auch DVGW-Arbeitsblatt GW 309). 
Der Querschnitt der Überbrückungskabel ist abhängig von der Länge der Trennstrecke. 
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Querschnitt Maximale Länge 

25 mm2 10 m 

50 mm2 20 m 

16 mm2 3 m *) 

 *) nur bei Hausanschlussleitung und Inneninstallation zulässig 
 
Der Übergangswiderstand zwischen Gasleitung und Überbrückungskabel ist so gering wie 
möglich zu halten. Hierzu sind vor der Montage der Überbrückungskabel die Kontaktflächen 
metallisch blank zu bürsten. Haftmagnete dürfen nicht verwendet werden, weil sie keine ge-
sicherte Verbindung gewährleisten. Ein Zwischenlegen von Metallfolien ist nicht zulässig. 
 
Vor der Montage der Überbrückungskabel in explosionsgefährdeten Bereichen ist die Gas-
freiheit im Arbeitsbereich festzustellen. 
 
Das Überbrückungskabel ist ein elektrisches Betriebsmittel und nach Betriebssicherheitsver-
ordnung wiederkehrend zu prüfen. 
 
Trennen von PE/PVC Leitungen 

Beim Sägen und Schneiden von Gasleitungen aus Polyethylen werden an der Schnittstelle 
keine gefährlichen elektrostatischen Aufladungen erzeugt, die eine Zündgefahr darstellen 
können. Größere elektrostatische Aufladungen können erzeugt werden, wenn die Rohrober-
fläche mit einem trockenen Tuch bei großer Oberflächenberührung gerieben wird. Deshalb 
ist das Reinigen von PE-Rohren mit einem trockenen Tuch zu vermeiden. 
 
Steckscheiben dürfen in Gasleitungen gesetzt bzw. gezogen werden, wenn vorher beider-
seits der Trennstelle durch vorübergehende Absperrungen oder Absperrarmatur der Gas-
strom unterbrochen und der Leitungsabschnitt entspannt worden ist. 
 
 

5.2.6.2 Arbeitsverfahren mit erhöhter Gefährdung

Bei den nachfolgend angeführten Arbeitsverfahren mit erhöhter Gefährdung besteht im Ar-
beitsbereich Brand- und Explosionsgefahr:  
 

 Anbohren unter kontrollierter Gasausströmung, 
 Blasensetzen von Hand, 
 Trennen (um nach dem Trennen das Ausströmen größerer Gasmengen zu vermei-

den, ist der Leitungsquerschnitt, soweit es die Arbeiten erlauben, provisorisch, z.B. 
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mit Presskolben, zu verschließen),  
 Ziehen und Setzen von Steckscheiben unter kontrollierter Gasausströmung. 

 
Folgende Werte dürfen dabei nicht überschritten werden: 
  

1. maximaler Bohrungsdurchmesser 65 mm  
oder 

2. maximaler Leitungsdurchmesser 65 mm beim Trennen  
und  

3. Betriebsdruck (OP) maximal 100 mbar.  
 
Der Druck im Leitungsabschnitt ist fortlaufend zu überwachen. 
 

Weiterhin ist besonders zu beachten: 
 Auswahl von geeignetem Personal (mit der Durchführung derartiger Arbeitsver-

fahren vertraut) 
 Einweisung des Personals in die Baumaßnahme, 
 strikte Vermeidung von Zündquellen 
 ggf. zusätzliche persönliche Schutzausrüstung (z.B. Flammenschutz-Kopfhaube)  

 
Arbeitsverfahren mit erhöhter Gefährdung sind bei Arbeiten an Leitungen der Flüssiggasver-
sorgung  nicht zulässig. 
 

5.2.6.3 Feuerarbeiten 
Zu den Feuerarbeiten an metallischen Werkstoffen zählen z. B.: 

- Schweiß-, 
- Schneid- , 
- Lötarbeiten, 
- Anwärmen des Rohrwerkstoffes mit offener Flamme. 

 
Hierzu gehören nicht Umhüllungsarbeiten mit der Flamme. Für Schweißarbeiten siehe BG-
Regel „Schweißen, Schneiden und verwandte Verfahren“ (BGR 500 Kapitel 2.26). 
Absperrblasen sind als Absperrung beim Schweißen ungeeignet, da hiermit der gasfreie Zu-
stand für die Dauer der Schweißarbeiten nicht sicher gewährleistet werden kann. 
 
Bei Feuerarbeiten werden unterschieden: 
1. Feuerarbeiten im gasfreien Zustand, 
2. Feuerarbeiten an unter Gasdruck stehenden geschlossenen Gasleitungen ohne 
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Gasausströmung, 
3. Feuerarbeiten an unter Gasdruck stehenden geschlossenen Gasleitungen mit kon-

trollierter Gasausströmung. 

Feuerarbeiten an Gasleitungen dürfen erst durchgeführt werden, wenn in Abstimmung mit 
dem Betreiber der Gasleitung vorher festgelegt wird, auf welche Weise die Arbeiten durchge-
führt werden.  

Bei der Durchführung sind Brand- oder Explosionsgefahren zu vermeiden.   

Die Arbeiten sind durch einen Sachkundigen mit Einverständnis des Betreibers freizugeben. 

Bei Feuerarbeiten an Gasleitungen, die unter Betriebsdruck stehen, ist durch einen Sach-
kundigen zu prüfen, ob Konstruktion, Werkstoff und derzeitiger Zustand der Gasleitung ein 
Arbeiten unter Betriebsdruck zulassen. Für die Beurteilung von Werkstoff, Konstruktion und 
Zustand der Gasleitung für die Durchführung von Schweißarbeiten siehe auch DVGW-
Arbeitsblätter GW 350, G 465-2 und G 466-1. In Zweifelsfällen ist der Sachkundige verpflich-
tet, anderes Fachpersonal (z. B. Sachverständige) hinzuzuziehen. Ggf. ist der Betriebsdruck 
der Gasleitung abzusenken. 

Bei Feuerarbeiten an gasführenden Leitungen unter kontrollierter Gasausströmung muss ein 
geringer Gasüberdruck in der Gasleitung herrschen, um das Einströmen von Luft in die Gas-
leitung zu verhindern. 
 

5.2.6.4 Schweißarbeiten an in Betrieb befindlichen PE-Leitungen

Für die sichere Durchführung der Schweißarbeiten mit Heizwendelschweißmuffen ist ein 
unzulässiger Druckanstieg im Leitungsabschnitt zu vermeiden, um einen Schmelzfluss und 
einen Heizwendelkurzschluss auszuschließen. Zug- oder Biegespannungen im Muffenbe-
reich sind ebenfalls auszuschließen. Durch Zug- und Biegespannungen kann ein Gasaustritt 
auftreten oder ein Heizwendelkurzschluss hervorgerufen werden. Der Heizwendelkurz-
schluss kann ausströmendes Gas entzünden. Bei ordnungsgemäßer Durchführung der 
Schweißung wird in der Schweißzone eine Temperatur von ca. 210 °C erreicht, die nicht 
ausreicht, um ein Gas-Luft-Gemisch zu zünden. 
 

5.2.7 Arbeitsverfahren an Gasinstallationsleitungen in Gebäuden 

Bei Arbeiten an Gasinstallationsleitungen in Gebäuden ist dafür zu sorgen, dass sich keine 
gefährlichen Gas-Luft-Gemische in den Räumen bilden können.  
 

5.2.7.1 Trennen 

Vor dem Trennen von Leitungen der Gasinstallation ist die zugehörige Absperreinrichtung zu 
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schließen und gegen Öffnen durch Unbefugte zu sichern, z.B. durch das Abnehmen des 
Schlüssels bzw. Handrades oder durch Warnhinweis. Diese Maßnahme gilt jedoch nicht als 
gasdichter Verschluss im Sinne von Verwahrung. 
 
Die abgesperrte Leitung der Gasinstallation ist zu entspannen, das dabei austretende Gas ist 
gefahrlos abzuführen. 
Austretendes Gas sollte unmittelbar ins Freie abgeleitet werden (z.B. durch Schlauchleitun-
gen). Bei geringen Mengen kann das Gas auch an einer Austrittsstelle über geeignete Bren-
ner, z.B. Kochstellenbrenner, abgebrannt werden. 
Sofern Gas in einen Raum austritt, besteht Gefahr vor allem bei nicht ausreichender Durch-
lüftung und durch vorhandene Zündquellen. Siehe auch Abschnitt 5.2.4. 
Nicht explosionsgeschützte elektrische Geräte, z.B. Lüfter oder Staubsauger, sind zum 
Durchlüften nicht geeignet. 
 

5.2.7.2 Verwahren 
Außer Betrieb gesetzte Leitungen der Gasinstallation sind von der gasführenden Leitung zu 
trennen, frei von brennbaren Gasen zu machen und (an Ein- und Auslässen) dicht zu ver-
schließen. 
Fertiggestellte und noch nicht angeschlossene, stillgelegte oder außer Betrieb gesetzte In-
nenleitungen sind an allen Leitungsöffnungen mit Stopfen, Kappen, Steckscheiben oder 
Blindflanschen aus metallenen Werkstoffen dicht zu verschließen. 
Geschlossene Absperreinrichtungen gelten nicht als dauerhaft dichte Verschlüsse. 
 

5.2.7.3 Inbetriebnahme
Nach Abschluss der Arbeiten an Leitungen der Gasinstallation ist die Dichtheit der Gasinstal-
lation festzustellen und zu kontrollieren, dass alle Auslässe dicht verschlossen sind. Für die 
Dichtheitskontrolle mit Betriebsgas findet Abschnitt 5.2.7.1 keine Anwendung. Austretendes 
Gas ist unmittelbar ins Freie abzuleiten (z.B. durch Schlauchleitungen). 
 

5.2.7.4 Verschließen ausgebauter Gaszähler  
Die Öffnungen der Ein- und Ausgangsstutzen von ausgebauten Gaszählern sind unverzüg-
lich zu verschließen. 
Diese Forderung ist erfüllt, wenn zum Verschließen z. B. Stopfen (z. B. aus Gummi, Kunst-
stoff, Kork), Abdeckkappen oder geeignete Verschraubungen verwandt werden. Das Ver-
schließen mit Papier, Putzwolle oder dergleichen ist kein ausreichender Verschluss. 
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5.3 Maßnahmen bei unkontrollierter Gasausströmung 

5.3.1 im Freien 
Bei unkontrollierten, nicht brennenden Gasausströmungen im Freien sind unverzüglich fol-
gende Maßnahmen zur Beseitigung der Gefahren zu treffen:  

 Gefahrbereich der Schadensstelle feststellen und gegen Zutritt Unbefugter absperren, 

 Gasnester beachten, die sich in Räumen, aber vor allem in Schächten, Kanälen und 
Nachbargebäuden bilden können, 

 Gaszufuhr zur Schadensstelle, soweit möglich und erforderlich, absperren oder drosseln, 

 Zündquellen unwirksam machen, sofern dies gefahrlos möglich ist, 

 Gaseintritt in Gebäude verhindern, 

 Gebäude im Gefahrenbereich räumen. 

Austretendes Flüssiggas ist schwerer als Luft und kann sich in tiefer liegenden Räumen, Ka-
nälen, Schächten und Öffnungen ansammeln. Bei einem Austritt von Flüssiggas sind des-
halb umliegende, insbesondere tiefer liegende Bereiche, gründlich auf das Vorhandensein 
von Flüssiggas zu überprüfen. Als Erstmaßnahme kann der Flüssiggaslagerbehälter abge-
sperrt werden. 
 
Bei unkontrollierten, brennenden Gasausströmungen im Freien sind unverzüglich folgende 
Maßnahmen zur Beseitigung der Gefahren zu treffen:  

 Gefahrbereich der Schadensstelle feststellen und anschließend gegen Zutritt Unbefugter 
weiträumig absperren; hierbei Windrichtung beachten,  

 nicht löschen; Ausnahme: wenn zur Rettung von Menschenleben notwendig; in diesem 
Fall alle Möglichkeiten zur Vermeidung von Rückzündungen ergreifen, 

 Gaszufuhr zur Schadensstelle, soweit möglich und erforderlich, absperren oder drosseln, 
damit die Instandsetzungsmaßnahmen durchgeführt werden können, 

 Gefährdete Anlagen, z.B. den Flüssiggasbehälter, mit Wasser kühlen. 

 
Unkontrollierte Gasausströmungen liegen vor, wenn die Gasausströmung nicht absichtlich 
herbeigeführt wurde und eine Gefährdung von Personen durch das Gas zu befürchten ist.  
 
Die Feststellung des gefährdeten Bereiches erfolgt in der Regel durch Gaskonzentrations-
messungen. 
Der Gefahrbereich kann wie in Abschnitt 5.2.4 beschrieben abgesperrt werden. Zündquellen 
sind vom Gefahrbereich fernzuhalten. 
Im Gefahrbereich dürfen sich Mitarbeiter nur aufhalten, soweit dies zur Eindämmung oder 
Beseitigung der Gefahr notwendig ist.  
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5.3.2 aus Leitungen der Gasinstallation 
Beim nicht brennenden Ausströmen von Gas aus undichten Gasleitungen der Gasinstalla-
tion sind unverzüglich folgende Maßnahmen zur Beseitigung der Gefahren zu treffen: 

 Absperren der Gaszufuhr zur Gasaustrittsstelle,  

 Durchlüften des Raumes oder Bereiches, 

 Fernhalten aller Zündquellen vom Gefahrbereich und - soweit technisch möglich - Be-
seitigung bzw. unwirksam machen von Zündquellen im Gefahrbereich sowie Nichtbe-
tätigen elektrischer Einrichtungen. 

Weitergehende Maßnahmen siehe DVGW-Arbeitsblatt G 600.  

Bei Flüssiggasaustritt ist besonders darauf zu achten, dass sich Gas in tiefer liegenden 
Räumen, Kanaleinläufen etc. angesammelt haben kann. Diese sind deshalb sorgfältig auf 
vorhandenes Gas zu überprüfen. Spezielle explosionsgeschützte Gebläse können eingesetzt 
werden, um in tiefer liegenden Räumen die Gaskonzentration zu beseitigen. 

Über die Reihenfolge der zu treffenden Maßnahmen entscheidet der Aufsichtsführende; bei 
Einzelarbeitsplätzen entscheidet der Ausführende. 

Die Durchlüftung der gasgefährdeten Räume und Bereiche wird durch natürliche Belüftung, 
z.B. durch Öffnen der Türen und Fenster, erreicht. Hierbei ist eine Querlüftung anzustreben. 

Elektrische Zündquellen im Gefahrbereich werden am zweckmäßigsten dadurch wirkungslos 
gemacht, dass die elektrische Installation von ungefährdeter Stelle aus spannungsfrei ge-
schaltet wird. 

Gefährliche Zündfunken können entstehen beim Schalten aller nicht explosionsgeschützten 
elektrischen Geräte, beim Benutzen von Taschenlampen, Telefonapparaten (Abnehmen des 
Hörers), Sprechgeräten und elektrischen Klingeln. Besonders gefährlich sind die automatisch 
arbeitenden Geräte, z.B. Bewegungsmelder, Kühlschrank und Gefriertruhe. 

 
Bei brennender, unkontrollierter Gasausströmung in Gebäuden sind unverzüglich folgende 
Maßnahmen zur Beseitigung der Gefahren zu treffen: 

 Feuerwehr alarmieren und – wenn möglich – Gaszufuhr absperren, 

 nicht löschen wegen möglicher Explosionsgefahr! 

 

6 Bestimmungen und Normen 
Nachstehend sind die in der BG-Regel aufgeführten Vorschriften und Regeln zusammenge-
stellt: 
Gesetze, Verordnungen 
(Bezugsquelle:     Buchhandel  



                            oder 
                            Carl Heymanns Verlag KG 
                            Luxemburger Straße 449, 50939 Köln) 
 

  -     Arbeitsschutzgesetz  

       -     Betriebssicherheitsverordnung 

       -     TRBS 2152 Gefährliche explosionsfähige Atmosphäre – Allgemeines 

       -     TRBS 2152 Teil 1 Beurteilung der Explosionsgefährdung 

       -     TRBS 2152 Teil 2 Vermeidung oder Einschränkung gefährlicher explosionsfähiger      

                                           Atmosphäre  

       -     TRBS 2152 Teil 3 Vermeidung der Entzündung gefährlicher explosionsfähiger  

                                           Atmosphäre  

- TRBS 2153 Vermeidung von Zündgefahren infolge elektrostatischer Aufladungen 

 

Berufsgenossenschaftliche Vorschriften, Regeln und Informationen für Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit 

(Bezugsquelle:    Berufsgenossenschaft

                           oder 

                           Carl Heymanns Verlag KG 
                           Luxemburger Straße 449, 50939 Köln) 
 
       -     Unfallverhütungsvorschrift: Grundsätze der Prävention (BGV A1) 

       -     Unfallverhütungsvorschrift: Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung am     

             Arbeitsplatz  (BGV A8) 

       -     BG-Regel: Schweißen, Schneiden und verwandte Verfahren (BGR 500 Kapitel 2.26)

DVGW-Regelwerk 

(Bezugsquelle:   Wirtschafts- und Verlagsgesellschaft Gas und Wasser mbH 

                           Josef-Wirmer-Str. 3, 53123 Bonn) 

       -     DVGW G 260 (A) „Gasbeschaffenheit“ 

       -     DVGW G 262 (A) „Nutzung von Gasen aus regenerativen Quellen in der öffentlichen  

             Gasversorgung“    
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      -      DVGW GW 309 (A) "Elektrische Überbrückung bei Rohrtrennungen"  

      -      DVGW GW 332 (M) „Abquetschen von Rohrleitungen aus Polyethylen in der Gas-  

             und Wasserverteilung 

      -      DVGW GW 350 (A) „Schweißverbindungen an Rohrleitungen aus Stahl in der Gas-  

             und Wasserversorgung“ 

      -      DVGW G 465-2 (A) „Gasleitungen mit einem Betriebsdruck bis 5 bar“ 

      -      DVGW G 465-4 (H) „Gasspür- und Gaskonzentrationsmessgeräte für die  

             Überprüfung von Gasanlagen“ 

      -      DVGW G 466-1 (A) „Gasrohrnetze aus Stahlrohren mit einem Betriebsdruck größer  

             als 5 bar“ 

      -    DVGW G 466-2 (A) „Gasrohrnetze aus duktilen Gussrohren mit einem Betriebsdruck  

            von mehr als 4 bar bis 16 bar“ 

      -    DVGW G 469 (A) "Druckprüfverfahren für Leitungen und Anlagen der Gasversorgung"  

      -    DVGW G 495 (A) „Gasanlagen – Instandhaltung“ 

      -    DVGW-Arbeitsblatt G 600 (A) „Technische Regeln für Gasinstallationen (DVGW- 

           TRGI)“ 

      -    DVGW VP 300 „Gasanbohrarmaturen aus metallenen Werstoffen mit eingebauter 

           Betriebsabsperrung für Guss-   und Stahlrohre; Anforderungen und Prüfungen“ 

      -    DVGW VP 304 „Gasanbohrarmaturen für PE-Rohrleitungen“,  

      -    DVGW VP 620-1 „Blasensetzgeräte für die Gasverteilung – Typ A“,  

      -    DVGW VP 621-1 „Absperrblasen – Typ A“  

      -    DVGW VP 621-2 „Absperrblasen – Typ B“ 

       - TRF 1996 „Technische Regeln Flüssiggas“ 

Normen 

(Bezugsquelle:   Beuth Verlag GmbH 

                           Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin, 

                           bzw. 

                           VDE-Verlag GmbH 

                           Bismarckstraße 33, 10625 Berlin) 

      -    DIN EN ISO 11611 „Schutzkleidung für Schweißen und verwandte Verfahren“ 
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7 Anhang
 

Physikalische Daten von 
Erd- und Flüssiggas 

Erdgas Butan Propan

 

Dichte der flüssigen Phase 
bei 15°C in kg/I 

 

 

--- 

 

0,59 

 

0,51 

 

Dichte des Gases bei 0°C 1 
bar in kg/Nm3 

 

 

0,783 

 

2,59 

 

1,97 

 

Dichteverhältnis gegen Luft 
(Luft=1) 

 

 

0,6 

 

2,09 

 

1,55 

 

Siedepunkt in °C bei 1013 
mbar 

 

 

-161,5 

 

-0,5 

 

-42 

 

Zündgrenzen mit Luft in 
Vol.-% Gas (UEG-OEG) 

 

 

4 – 17 

 

1,5 – 9,0 

 

1,7 – 11,5 

 

Zündtemperatur mit Luft in 
°C 

 

 

640 

 

430 

 

510 

    
Verhältnis  

Flüssig : Gasförmig 

 

1 : 580 --- 1 : 260 

BGR 500 
Kapitel 2.31 

27

      -    DIN EN ISO 11612 „Schutzkleidung für hitzeexponierte Industriearbeiter (mit  

           Ausnahme von Schutzkleidung für  die Feuerwehr und für Schweißer)“   

      -    DIN 30 657 "Schaumbildende Mittel zur Lecksuche an Gasleitungen", 

      -    DIN 46440 "Umflochtene Rundseile aus Kupfer"  
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Betreiben von Silos 
[Inhalte aus vorheriger VBG 112] 

Fachausschuss   
„Steine und Erden“ 
der BGZ 

Hinweis: 
Diese Fassung wurde zurückgezogen! 

Regelungen zum Betreiben von Silos  sind in der neuen BG-Regel 
„Arbeiten in Behältern, Silos und engen Räumen“ (BGR 117-1) enthalten. 

akt. 25. Januar 2007 
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1 Anwendungsbereich 

1.1 Dieses Kapitel findet Anwendung auf das Arbeiten mit Flüssigkeits-
strahlern, deren zulässiger Betriebsüberdruck 25 bar (2,5 Mega-
pascal) und mehr beträgt oder bei denen das Druckförderprodukt 
die Zahl 10000 erreicht oder übersteigt. 

Flüssigkeitsstrahler dienen insbesondere zum 
– Reinigen, z.B. Behälter-Reinigungsanlagen, Heißwasser-

Hochdruckreiniger, Hochdruckreiniger mit Dampfstufe, 
Dampfreiniger, Selbstbedienungs-Hochdruckreiniger, Kanal-
Reinigungsanlagen, unbeheizte Hochdruckreiniger, Rohr-
bündel-Reinigungsanlagen, Schiffswand-Reinigungsanlagen, 
Sprühextraktionsmaschinen, 

– staub- und funkenarmen Entrosten bzw. Oberflächenbe-
handeln, z.B. Wasserstrahlgeräte, 

– Zerteilen (Schneiden) von Stoffen, z.B. Wasserstrahl-
schneidanlagen, 

– Beschichten von Oberflächen, z.B. Airless-, Airmix-
Farbspritzgeräte, Zweikomponenten-Beschichtungsgeräte, 

– Ausbringen von Desinfektions-, Pflanzenschutz-, Reinigungs-, 
Betontrenn- und Schädlingsbekämpfungsmitteln, z.B. Druck-
sprühgeräte. 

1.2 Dieses Kapitel findet auch Anwendung auf das Arbeiten mit Flüssig-
keitsstrahlern mit Betriebsüberdrücken unter 25 bar (2,5 Megapas-
cal) und einem Druckförderprodukt unter 10000, wenn Gefahrstoffe 
oder wenn Flüssigkeiten mit einer Betriebstemperatur von mehr als 
50 °C zur Anwendung gelangen sollen. 

Zu den Gefahrstoffen zählen Stoffe oder Zubereitungen nach 
§ 4 Gefahrstoffverordnung, z.B. leicht entzündliche, entzünd-
liche, sehr giftige, giftige, gesundheitsschädliche, ätzende 
oder reizende Stoffe und Zubereitungen. 
Siehe auch Anhang. 

1.3 Dieses Kapitel findet keine Anwendung auf das Arbeiten mit Strahl-
einrichtungen, -maschinen, -anlagen und in Strahlräumen zum Strah-
len von Gegenständen bei Verwendung körniger Strahlmittel, die 
durch Druckluft oder mechanisch beschleunigt werden. 
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Siehe hierzu Kapitel 2.24 „Arbeiten mit Strahlgeräten (Strahl-
arbeiten)“ der BG-Regel „Betreiben von Arbeitsmitteln“ 
(BGR 500). 

1.4 Dieses Kapitel findet auch keine Anwendung auf das Arbeiten mit 
  1. Feuerlöschgeräten, 
  2. Brennern für flüssige Brennstoffe, 
  3. handbetriebenen Geräten mit drucklosem Vorratsbehälter, 

Als handbetrieben gelten Geräte, wenn das Austreten der 
Flüssigkeit aus der Spritzeinrichtung oder der Druckaufbau im 
Windkessel durch Muskelkraft bewirkt wird. 

  4. Geräten und Apparaten, deren Auslauföffnungen allein der 
Flüssigkeitsentnahme dienen, 

  5. Abfüll- und Dosiereinrichtungen, 
  6. Geräten, deren austretende Flüssigkeiten vor oder unmittelbar 

hinter der Düse der Spritzeinrichtung mittels Druckluft zerstäubt 
und anschließend transportiert werden, 

Hierzu gehören Oberflächenbeschichtungsgeräte, bei denen 
nach Ausfall der Druckluft kein Flüssigkeitsstrahl mehr austritt. 

  7. Geräten oder Teilen davon, die feste Bestandteile verfahrens-
technischer Anlagen sind, wenn sie in geschlossenen Räumen 
oder Behältern eingebaut sind und von außen bedient werden, 

Unter verfahrenstechnischen Anlagen sind solche Anlagen zu 
verstehen, bei denen Stoffe durch verfahrenstechnische 
Grundoperationen, z.B. in ihren chemischen, biologischen 
oder physikalischen Eigenschaften verändert werden. 
Ein Raum gilt als geschlossen, wenn er während des Betrie-
bes nicht begangen werden kann. 

  8. Geräten für das Ausspritzen von bitumen- oder teerhaltigen Bin-
demitteln im Bauwesen, 

  9. Anlagen zum Reinigen von Werkstücken mit Lösemitteln, 
Siehe auch BG-Regel „Einrichtungen zum Reinigen von 
Werkstücken mit Lösemitteln“ (BGR 180). 

10. Betonspritzmaschinen und Mörtelspritzmaschinen, 
11. medizinisch-technischen Geräten, 
12. Geräten zur Bodeninjektion. 
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Unter einer Bodeninjektion versteht man das Einpressen fließ-
fähiger Mittel in den Untergrund. 

2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Kapitels werden folgende Begriffe bestimmt: 
  1. Flüssigkeitsstrahler sind Maschinen, Einrichtungen oder Anla-

gen, bei denen die Flüssigkeit, auch mit Beimengungen, in frei-
em Strahl über Geräte, die mit Düsen versehen sind, oder über 
andere Einrichtungen, die mit geschwindigkeitserhöhenden Öff-
nungen versehen sind, austritt. Hierzu zählen auch Spritzeinrich-
tungen, die an anderen Zwecken dienende druckführende  
Systeme angeschlossen werden. 

Im Allgemeinen bestehen Flüssigkeitsstrahler aus 
– Druckerzeuger,
– Erhitzer,
– Hochdruckleitungen,
– Spritzeinrichtungen,
– Sicherheitseinrichtungen,
– Regel- und Messeinrichtungen.

  2. Druckförderprodukt ist das Produkt aus dem zulässigen Be-
triebsüberdruck in Bar und dem Volumenstrom in l/min. 

3. Druckerzeuger sind Bauteile, die einen Überdruck erzeugen 
und Flüssigkeiten, auch mit Beimengungen, der Spritzeinrichtung 
zuführen. 

4. Erhitzer sind Bauteile zum Erwärmen der Flüssigkeiten auf die 
Betriebstemperatur. 

Erhitzer können bei öl- oder gasbefeuerten Geräten aus dem 
Brenner und der Heizschlange bestehen. 
Bei elektrischer Beheizung wird die Flüssigkeit durch Rohr-
heizkörper, z.B. Heizstäbe, Heiztöpfe erwärmt. 

  5. Hochdruckleitungen sind Rohr- oder Schlauchleitungen, in de-
nen die Flüssigkeit unter hohem Druck vom Druckerzeuger zu 
den Verbrauchsstellen geleitet wird. 

  6. Rohrleitungen sind festverlegte, starre Leitungen. 
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  7. Schlauchleitungen sind Schläuche, die funktionsfähig mit 
Schlaucharmaturen verbunden sind. 

  8. Schläuche sind flexible, rohrförmige Halbzeuge, die aus einer 
oder mehreren Schichten und Einlagen aufgebaut sind. 

  9. Schlaucharmaturen sind Anschluss  oder Verbindungselemente 
von Schläuchen oder Schlauchleitungen. 

10. Spritzeinrichtungen sind Vorrichtungen zum Ausbringen von 
Flüssigkeiten. 

Spritzeinrichtungen bestehen in der Regel aus Betätigungsein-
richtung, der Sicherung gegen unbeabsichtigtes Auslösen, ei-
ner Verriegelung in geschlossener Stellung, dem Spritz-, Ver-
längerungs- oder Düsenrohr sowie der Düse. Dazu gehören 
gegebenenfalls auch Fußschalter, Fußventil mit Schlauchlei-
tung und Spritzlanze, Spritzköpfe, Düsenträger. 

11. Betriebsüberdruck ist der Überdruck, der sich bei einem Volu-
menstrom mit der dazugehörigen Düse am Druckerzeuger ein-
stellt. 

12. Zulässiger Betriebsüberdruck ist der Überdruck, bis zu dem 
die Maschine funktionsfähig ist und aus sicherheitstechnischen 
Gründen betrieben werden darf; er wird der Berechnung der 
Maschine zu Grunde gelegt. 

13. Betriebstemperatur ist die Temperatur der Flüssigkeit, die der 
Spritzeinrichtung oder einem anderen Teil des Flüssigkeitssys-
tems zugeführt wird. 

Bei stationären Betriebsversorgungssystemen, z.B. Ringleitun-
gen, steht die Betriebstemperatur an der Übergabestelle an. 

14. Sicherheitseinrichtungen sind Einrichtungen, die selbsttätig eine 
Überschreitung des jeweils zulässigen Betriebsüberdrucks oder 
der zulässigen Betriebstemperatur verhindern. 

Andere Sicherheitseinrichtungen, die den an Flüssigkeitsstrah-
lern Beschäftigten vor dem Flüssigkeitsstrahl schützen, können 
z.B. sein:  
– Eine Sicherung gegen unbeabsichtigtes Auslösen der 

Spritzeinrichtung,
– eine Verriegelung der Spritzeinrichtung in geschlossener 

Stellung,
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– Schutzeinrichtungen, die verhindern, dass die Düse bei  
einem unbeabsichtigten Rückstoß durch die Hände gleitet, 

– Schutzeinrichtungen, die verhindern, dass Hände oder an-
dere Körperteile vor die unter Druck stehende Düse oder 
den Flüssigkeitsstrahl gelangen können, 

– Redundante Steuerungssysteme.

15. Regel- oder Messeinrichtungen dienen der Steuerung des Be-
triebsablaufs und der Überwachung des ordnungsgemäßen Be-
triebszustandes. 

16. Wechselsätze sind feststehende Einbauten im Zylinder des Dru-
ckerzeugers, die in Verbindung mit Kolben entsprechenden 
Durchmessers verschiedene Hubvolumen ergeben. 

Bei Oberflächenbeschichtungsgeräten wird unter einem 
Wechselsatz auch der gesamte Druckerzeuger verstanden. 

17. Brennbare Flüssigkeiten sind alle Flüssigkeiten mit einem 
Flammpunkt unter 55 °C sowie alle Flüssigkeiten mit Flamm-
punkt über 55 °C, wenn 
– sie als Aerosole (Nebel, Flüssigkeitströpfchen) in entzündba-

rer Form vorliegen 
 oder 
– die Verarbeitungstemperatur über dem unteren Explosions-

punkt (UEP) der Flüssigkeit liegt. 
Die Stoffdaten der brennbaren Flüssigkeit können dem Sicher-
heitsdatenblatt entnommen werden. 
Sofern der jeweilige UEP nicht bekannt ist, kann er wie folgt 
geschätzt werden: 
Bei reinen, nicht halogenierten Flüssigkeiten 5 °C unter dem 
Flammpunkt, bei Flüssigkeitsgemischen ohne halogenierte 
Komponente 15 °C unter dem Flammpunkt. 

18. Feuergefährdete/explosionsgefährdete Räume oder Bereiche 
sind Räume oder Bereiche, in denen brennbare Stoffe zu einer 
erhöhten Brandbelastung führen. 

Zu berücksichtigen sind brennbare Baustoffe von Bauteilen 
einschließlich Verkleidungen (Baustoffe: Klasse B nach DIN 
4102-1 „Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen; Bau-
stoffe; Begriffe, Anforderungen und Prüfungen“, EN 13501 
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„Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten zu ihrem 
Brandverhalten“) sowie alle brennbaren Betriebs- und Lager-
stoffe (nicht nur die brennbaren Flüssigkeiten). Hierzu gehören 
auch brennbare Stoffe in geschlossenen Behältern oder in ge-
schlossenen, ins Freie entlüftbaren Systemen (z.B. in Schlauch-
leitungen, Rohrleitungen oder Behältern aus Stahlblech oder 
anderen im Brandverhalten vergleichbaren Stoffen). 
Für das Verarbeiten von brennbaren Flüssigkeiten gelten Be-
reiche von 5 m um die Verarbeitungsstelle als feuergefährdete 
Räume oder Bereiche. 
Zur Ermittlung der Brandbelastung siehe auch DIN 18230-1 
„Baulicher Brandschutz im Industriebau; Teil 1: Rechnerisch 
erforderliche Feuerwiderstandsdauer“. 
Explosionsgefährdete Räume und Bereiche sind Räume und 
Bereiche, in denen auf Grund der örtlichen und betrieblichen 
Verhältnisse gefährliche explosionsfähige Atmosphäre auftre-
ten kann. Hinsichtlich der Einordnung und Abgrenzung der 
explosionsgefährdeten Räume und Bereiche in Zonen unter-
schiedlicher Wahrscheinlichkeit des Auftretens gefährlicher 
explosionsfähiger Atmosphäre, siehe „Explosionsschutz-Regeln   
(EX RL)“ (BGR 104). 

3 Maßnahmen zur Verhütung von Gefahren für Leben und Gesund-
heit bei der Arbeit 

3.1 Betriebsanweisung 

Der Unternehmer hat für jeden Flüssigkeitsstrahler eine Betriebsan-
weisung in verständlicher Form und Sprache entsprechend § 9 
BetrSichV und § 14 GefStoffV aufzustellen. 

Eine Betriebsanweisung ist vom Unternehmer an die Versicher-
ten gerichtet. Sie regelt das Verhalten beim Umgang mit Flüs-
sigkeitsstrahlern zur Vermeidung von Unfall- und Gesundheits-
gefahren und dient als Grundlage für Unterweisungen. Die 
Betriebsanweisung enthält auch die hierfür erforderlichen An-
gaben der Benutzerinformation des Herstellers, Einführers o-
der Lieferers technischer Erzeugnisse. 
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Zur Erstellung der Betriebsanweisungen können die vom Her-
steller mitgelieferten Betriebsanleitungen verwendet werden. 
Insbesondere sind hier die schädlichen Einwirkungen von Ar-
beitsstoffen auf die Werkstoffe des Flüssigkeitsstrahlers zu be-
achten. 
Betriebsanweisung für den Umgang mit Gefahrstoffen nach § 
14 GefStoffV“ siehe auch (TRGS 555). 
Die Betriebsanweisungen enthalten insbesondere Angaben 
über 
– Handhabung, Wartung, Inbetriebnahme, Stillsetzung, Ver-

halten bei Störungen, Schutzmaßnahmen, 
– Arbeitsstoffe, mit denen der Flüssigkeitsstrahler betrieben 

wird, z.B. brennbare Flüssigkeiten,
– Gefahren, die sich aus dem Betrieb von roboterunterstütz-

ten Wasserstrahlschneidanlagen und -tischanlagen erge-
ben können,

– Gefahren, die sich beim TEACH-IN-Betrieb des Roboters 
(Programmierung durch manuelle Führung des Werkzeuges 
am Roboterarm) ergeben können, 

– Gefahren, die sich aus dem Betrieb der Geräte und der 
verwendeten Flüssigkeiten einschließlich der Beimengun-
gen ergeben, z.B. in feuergefährdeten Räumen und Berei-
chen oder durch das Einschießen/Durchschießen von Flüs-
sigkeit unter Druck unter die Haut 
und 

– die erforderlichen persönlichen Schutzausrüstungen, hygie-
nische Maßnahmen und Maßnahmen zur Ersten Hilfe und 
Rettung sowie die sachgerechte Entsorgung von umweltge-
fährdenden Stoffen. 

Bei Betrieb von Geräten mit öl- oder gasbefeuerten Erhitzern 
ist in die Betriebsanweisung z.B. eine Regelung über ein ge-
fahrloses Abführen der Verbrennungsgase aufzunehmen. 
Hinsichtlich der Auswahl und Anforderungen an persönliche 
Schutzausrüstungen siehe BG-Regeln „Benutzung von persön-
lichen Schutzausrüstungen (BGR 189 bis 201). 
Persönliche Schutzausrüstungen sind z.B. Schutzanzüge, 
Kopfschutz, griffsichere Schutzhandschuhe und gleitsichere 
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Stiefel, Mittelfußschutz, Atemschutz, Gehörschutz, Augen- oder 
Gesichtsschutz. 
Bei Verwendung von handgehaltenen Spritzeinrichtungen in 
Behältern oder engen Räumen siehe BG-Regel „Arbeiten in 
Behältern und engen Räumen“ (BGR 117) und Technische 
Regeln für Gefahrstoffe „Oberflächenbehandlung in Räumen 
und Behältern“ (TRGS 507). 
Beispielhafte Auflistung einiger Anwendungsbeispiele persön-
licher Schutzausrüstungen: 
Beim Einsatz von Reinigungsgeräten bis 250 bar (25 Mega-
pascal) ist in der Regel ein Schutz gegen Feuchtigkeit ausrei-
chend, z.B. wasserdichte Spritzschutzhosen und -jacken so-
wie Gummistiefel und Handschuhe. Bei höheren Drücken und 
Einsatz von Rundstrahldüsen sind besondere Körperschutz-
maßnahmen in der Gefährdungsbeurteilung festzulegen. 
Der Gesichtsschutz kann gegebenenfalls durch durchsichtige 
Schutzschilde am Schutzhelm sichergestellt werden. 
Bei der Verwendung von Gefahrstoffen, z.B. ätzende, rei-
zende Stoffe und Zubereitungen, kann der Schutz durch ge-
gen diese Stoffe beständige Schutzkleidung erreicht werden. 
Ist bei der Verwendung von Strahlmitteln, durch das Bearbei-
ten der Flächen mit Gefahrstoffen oder durch den Einsatz von 
Reinigungsmitteln mit Gefahrstoffen in der Umgebungsluft zu 
rechnen, ist folgender Atemschutz zu tragen: 
– Gegen quarzhaltige Stäube Partikelfilter der Klasse P 2, 

z.B. bei der zusätzlichen Verwendung von quarzhaltigen 
Strahlmitteln oder beim Flüssigkeitsstrahlen von quarzhalti-
gen Gegenständen,

– gegen andere Gefahrstoffe Filter der entsprechenden 
Schutzklasse. 

Bei Strahlarbeiten können im Einzelfall von der Umgebungs-
atmosphäre un-abhängig wirkende Atemschutzgeräte erforder-
lich sein; siehe auch BG-Regel „Benutzung von Atemschutzge-
räten“ (BGR 190). 
Beim Einsatz von Flüssigkeitsstrahlern zu Reinigungsarbeiten, 
zur Oberflächenbehandlung und beim Wasserstrahlschneiden 
ist in der Regel von einer Lärmgefährdung auszugehen, insbe-
sondere beim Abtragen von Beton. Werden Arbeiten in 
Lärmbereichen ausgeführt, ist geeigneter Gehörschutz auszu-



BGR 500 
Kapitel 2.36 

11

wählen; siehe Lärm- und Vibrationsarbeitsschutzverordnung 
(LärmVibration ArbSchV). 
Beim Einsatz von handgehaltenen Spritzeinrichtungen mit 
Drücken über 250 bar (25 Megapascal) besteht eine erhöhte 
Gefahr von Fußverletzungen durch den Flüssigkeitsstrahl. Aus 
diesem Grunde sind spezielle Stiefel mit zusätzlichem Mittel-
fußschutz bei Drücken über 250 bar (25 Megapascal) erfor-
derlich; siehe auch BG-Regel „Benutzung von Fußschutz“ 
(BGR 191). 
Hinsichtlich arbeitsmedizinischer Vorsorge bei Gefährdungen 
durch Lärm, Schadstoffe und Benutzung von Atemschutzgerä-
ten siehe Unfallverhütungsvorschrift „Arbeitsmedizinische Vor-
sorge“ (BGV A4). 
Hinsichtlich der Verwendung von quarzhaltigem Strahlmittel 
siehe Kapitel 2.24 „Arbeiten mit Strahlgeräten (Strahlarbei-
ten)“ der BG-Regel „Betreiben von Arbeitsmitteln“ (BGR 500). 
Hinsichtlich der Reinigung von asbesthaltigen Materialien sie-
he Technische Regeln für Gefahrstoffe „Asbest; Abbruch-, Sa-
nierungs- oder Instandhaltungsarbeiten“( TRGS 519). 

3.2 Beschäftigungsbeschränkung 

3.2.1 Der Unternehmer darf mit Arbeiten mit Flüssigkeitsstrahlern nur Versi-
cherte beschäftigen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und 
mit den Einrichtungen und Verfahren vertraut sind. 

3.2.2 Abschnitt 3.2.1 gilt nicht für die Beschäftigung Jugendlicher über 16 
Jahre, soweit 
1. dies zur Erreichung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist 
 und 
2. ihr Schutz durch einen Aufsichtführenden gewährleistet ist. 

Aufsichtführender ist, wer die Durchführung von Arbeiten zu 
überwachen und für deren arbeitssichere Ausführung zu sor-
gen hat. Er muss hierfür ausreichende Kenntnisse und Erfah-
rungen besitzen sowie weisungsbefugt sein. 
Siehe auch Jugendarbeitsschutzgesetz. 
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3.3 Unterweisung 

3.3.1 Der Unternehmer hat die Versicherten vor der erstmaligen Aufnahme 
ihrer Tätigkeit und danach in angemessenen Zeitabständen, mindes-
tens jedoch einmal jährlich, über 
3. die Gefahren beim Umgang mit Flüssigkeitsstrahlern, 
4. die Sicherheitsbestimmungen, 
5. das Verhalten bei Unfällen und Störungen sowie die dabei zu 

treffenden Maßnahmen 
 und 
6. den Inhalt der Betriebsanweisung nach Abschnitt 3.1 
zu unterweisen. 

Umgang im Sinne dieses Kapitels ist der Transport, die Auf-
stellung, Inbetriebnahme, das Betreiben, die Außerbetrieb-
nahme, das Instandhalten und Rüsten. 
Gefahren beim Umgang mit Flüssigkeitsstrahlern ergeben sich 
z.B.
– durch Rückstoß, 
– durch Schneidwirkung des Flüssigkeitsstrahls, 
– durch das Einschießen von Flüssigkeit unter die Haut, 
– durch motorisch getriebene Schlauchhaspeln, bei denen 

der Schlauch beim Aufhaspeln von Hand geführt wird, 
– durch Schlauchlängen- und Schlauchlageänderung beim 

Einschalten der Pumpe, 
– bei Arbeiten im Bereich elektrischer Anlagen und Betriebs-

mittel, 
– durch unkontrolliertes Austreten von Druckflüssigkeit, 
– durch Defekte an druckführenden Teilen, z.B. beschädigte 

Schlauchleitungen, Verwendung von ungeeigneten Schläu-
chen, 

– durch der Flüssigkeit beigemengte Gefahrstoffe, z.B. Rei-
nigungsmittel, 

– durch beim Flüssigkeitsstrahlen freigesetzte Gefahrstoffe 
des behandelten Gegenstandes, z.B. durch asbesthaltige, 
quarzhaltige oder bleihaltige Stäube, 
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– durch das Ausbringen von leicht entzündlichen, brennba-
ren oder entzündlichen Flüssigkeiten; siehe „Explosions-
schutz-Regeln (EX-RL)“ (BGR 104), 

– durch Verbrennungen/Verbrühungen bei Flüssigkeitsstrah-
lern mit Erhitzern, Dampfreinigern oder bei Flüssigkeits-
strahlern, denen erhitztes Wasser zugeführt wird, 

– durch Berühren von heißen Teilen oder der erhitzten Flüs-
sigkeit, 

– durch den Antriebsmotor, die Pumpe, den austretenden 
Flüssigkeitsstrahl an der Düse als Lärmgefährdung, 

– durch das Auftreffen des Flüssigkeitsstrahls auf den zu be-
handelnden Gegenstand, z.B. durch den Rückprall, durch 
gelöste, umherfliegende Teile des zu bearbeitenden Ge-
genstandes, 

– durch Umkippen, Wegrollen und Herabfallen der Maschi-
ne, z.B. beim Transport, 

– durch Abgasemissionen von Verbrennungsmotoren 
– beim Umrüsten durch das Zusammenfügen von Bauteilen, 

die für den zulässigen Betriebsüberdruck nicht ausgelegt 
sind. 
oder

– durch die Auswahl ungeeigneter Wasserwerkzeuge wie 
z.B. asymmetrischer Rotationsdüsen. 

3.3.2 Inhalt und Zeitpunkt der Unterweisung sind vom Unternehmer schrift-
lich festzuhalten und von den Unterwiesenen durch Unterschrift zu 
bestätigen. 

3.4 Maßnahmen im Gefahrfall 

Soweit es beim Umgang mit Flüssigkeitsstrahlern die Betriebsverhält-
nisse erfordern, hat der Unternehmer durch organisatorische oder 
technische Maßnahmen sicherzustellen, dass im Gefahrfall jederzeit 
zum Schutze der Versicherten, die an Spritzeinrichtungen oder im 
einwirkungs- oder Gefahrbereich von Spritzeinrichtungen beschäftigt 
sind, eingegriffen werden kann. 

Besondere Betriebsverhältnisse sind z.B. gegeben, wenn 
– Beschäftigte in den Gefahrbereich von mechanisch geführ-

ten Spritzeinrichtungen gelangen können, 
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– bei handgeführten Spritzeinrichtungen in engen Räumen 
die Gefahr von Verletzungen besteht 
oder

– bei der Rohr- und Wärmetauscherreinigung mit Schlauch-
leitungen oder Lanzen die Gefahr von Verletzungen be-
steht.

Organisatorische Schutzmaßnahmen sind z.B. den BG-Regeln 
„Arbeiten in Behältern und engen Räumen“ (BGR 117-1) und 
„Arbeiten in umschlossenen Räumen von abwassertechnischen 
Anlagen“ (BGR 126) zu entnehmen. 
Bei der Wärmetauscherreinigung kann eine organisatorische 
Maßnahme darin bestehen, dass die vordere Person, die die 
Lanze oder Schlauchleitung einführt, die Schalteinrichtung be-
tätigt. 
In Teilbereichen können organisatorische Maßnahmen darin 
bestehen, dass an Einzelarbeitsplätzen Personen-Notsignal-
anlagen eingesetzt werden. 
Siehe auch BG-Regel „Einsatz von Personen-Notsignal-
Anlagen“ (BGR 139). 
Bei Verwendung von Sprechfunk ist darauf zu achten, dass 
die Funkverbindung jederzeit gegeben ist. 
Hinsichtlich technischer Maßnahmen wird dies z.B. erreicht, 
wenn neben der Betätigungseinrichtung an der Spritzeinrich-
tung eine zusätzliche Befehlseinrichtung mit selbsttätig rück-
stellendem Stellteil vorhanden ist, z.B. bei von Hand gehalte-
nen Spritzeinrichtungen mit Zweihandschaltung; siehe auch 
DIN EN 574 „Sicherheit von Maschinen; Zweihandschal-
tung; Funktionelle Aspekte; Gestaltungsleitsätze“.  
Hinsichtlich zweihandbetätigter Stellteile siehe DIN EN 1829 
„Hochdruckreiniger, Hochdruckwasserstrahlmaschinen; Si-
cherheitstechnische Anforderungen“. 

3.5 Hautschutz 

3.5.1 Der Unternehmer hat bei Arbeiten mit Flüssigkeitsstrahlern geeignete 
Hautschutzmittel, Hautreinigungs- und Hautpflegemittel zur Verfü-
gung zu stellen. 



BGR 500 
Kapitel 2.36 

15

Siehe auch BG-Information „Hautschutz in Metallbetrieben“ 
(BGI 658). 
Weitere persönliche Schutzausrüstungen sind auf Grund des 
§ 29 der Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Präventi-
on“ (BGV A1) zur Verfügung zu stellen. Siehe auch Abschnitt 
3.1 dieses Kapitels. 

3.5.2 Die Versicherten haben die zur Verfügung gestellten Hautschutzmit-
tel, Hautreinigungsmittel und Hautpflegemittel zu benutzen. 

3.5.3 Lösemittel oder andere gesundheitsgefährliche Stoffe dürfen nicht zur 
Hautreinigung benutzt werden. 

3.6 Mechanisch geführte Spritzeinrichtungen 

3.6.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass, soweit es betriebstech-
nisch möglich ist, mechanisch geführte Spritzeinrichtungen verwen-
det werden. 

Betriebstechnisch ist der Einsatz von mechanisch geführten 
Spritzeinrichtungen nicht möglich, wenn z.B. das Arbeitsver-
fahren und die Oberfläche des zu bearbeitenden Gegens-
tandes eine mechanisch geführte Spritzeinrichtung nicht zulas-
sen.
Eine Spritzeinrichtung ist dann mechanisch geführt, wenn die 
Rückstoßkraft nicht mehr von der Person, die die Spritzeinrich-
tung führt, aufgenommen werden muss. 
Mechanisch geführte Spritzeinrichtungen sind z.B. 
– Wasserstrahlschneidanlagen mit Schneidtischen, schienen-

geführte Wasserstrahlschneidanlagen, roboterunterstützte 
Wasserstrahlschneidanlagen, 

– Behälterreinigungsanlagen,
– Schiffswandreinigungsanlagen,
– Anlagen zum Betonabtrag,
– Anlagen zur Wärmetauscherreinigung,
– Kanalreinigungsanlagen.

Hinsichtlich der roboterunterstützten Wasserstrahlschneidan-
lagen siehe auch DIN EN 775 „Industrieroboter; Sicherheit“. 
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Die Verwendung mechanisch geführter Spritzeinrichtungen ist 
z.B. bei Spezialreinigungsarbeiten in Behältern, an Schiffs-
wänden, bei Wärmetauschern oder bei der Betonsanierung 
zweckmäßig. 

3.6.2 Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass bei mechanisch geführten 
Spritzeinrichtungen die Not-Aus-Einrichtung jederzeit gut erreichbar 
ist. 

Dies wird z.B. erreicht, wenn die Not-Befehlseinrichtung nicht 
durch Gegenstände verdeckt oder der Zugang verstellt ist. 

3.7 Von Hand gehaltene Spritzeinrichtungen 

3.7.1 Von Hand gehaltene Spritzeinrichtungen dürfen nur dann verwendet 
werden, wenn sichergestellt ist, dass die Spritzeinrichtung nur von 
einem sicheren Standplatz aus betätigt werden kann. 

Für die Durchführung von Reinigungsarbeiten und sonstigen 
Arbeiten mit Flüssigkeitsstrahlern bieten Leitern sowie Behelfs-
gerüste keinen sicheren Stand. 
Siehe auch Anhang 2 Kapitel 5 zur BetrSichV und § 7 der 
Unfallverhütungsvorschrift „Bauarbeiten“ (BGV C22). 

3.7.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass mehrere Spritzeinrich-
tungen nur dann mit einem Druckerzeuger gleichzeitig betrieben 
werden, wenn beim Öffnen oder Schließen einzelner Spritzeinrich-
tungen bei den übrigen keine gefährlichen Rückstoßveränderungen 
auftreten können. 

Als gefährlich gelten schlagartig auftretende Rückstoßverände-
rungen an Spritzeinrichtungen von mehr als 15 %. 

3.7.3 Einstellungen am Druckerzeuger und Erhitzer und ihre Veränderung 
dürfen nur nach vorheriger Verständigung mit der Person, die die 
Spritzeinrichtung betätigt, erfolgen. 

3.7.4 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Größe der Düsen in 
den Spritzeinrichtungen und der Betriebsüberdruck so aufeinander 
abgestimmt werden, dass der auftretende Rückstoß von der Person, 
die die Spritzeinrichtung betätigt, sicher beherrscht werden kann. 

Eine sichere Beherrschung ist z.B. gewährleistet, wenn der 
Standplatz und das Körpergewicht der Person, die die 
Spritzeinrichtung betätigt, berücksichtigt ist. 
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3.7.5 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die aufzunehmenden 
Rückstoßkräfte 250 N in der Längsachse der Spritzeinrichtung nicht 
überschreiten. Übersteigt die Rückstoßkraft 150 N in der Längsach-
se, dürfen nur Spritzeinrichtungen verwendet werden, bei denen 
durch besondere Maßnahmen an der Spritzeinrichtung sichergestellt 
ist, dass die Rückstoßkräfte ganz oder teilweise auf den Körper ü-
bertragen werden. 

Dies wird z.B. erreicht, wenn bei einer Rückstoßkraft von 
mehr als 150 N die Spritzeinrichtung 
– mit einer Körperstütze ausgerüstet ist und die maximale 

Rückstoßkraft nicht schlagartig wirkt, 
 oder 
– mit einer Zweihandschaltung nach DIN EN 574 „Sicher-

heit von Maschinen; Zweihandschaltung; Funktionelle As-
pekte; Gestaltungsleitsätze“ ausgerüstet ist, so dass sie nur 
bei gleichzeitiger Betätigung beider Betätigungseinrichtun-
gen betrieben werden kann. 

Dies wird z.B. auch erreicht, wenn  
– bei der Verwendung eines Fußschalters bei einer Rückstoß-

kraft von mehr als 150 N sichergestellt ist, dass Personen 
durch die erhöhte Rückstoßkraft nicht gefährdet werden,  

 oder 
– die Spritzeinrichtung (Lanze) in einer Halterung geführt ist, 

die die Rückstoßkräfte ganz oder teilweise aufnimmt.
Es ist darauf zu achten, dass Düsen für von Hand gehaltene 
Spritzeinrichtungen gemäß Herstellerangaben so ausgewählt 
werden, dass die zulässigen Rückstoßkräfte nicht überschritten 
werden. 

3.7.6 Beim Umgang mit Spritzeinrichtungen dürfen die Hände oder ande-
re Körperteile nicht vor die unter Druck stehende Düse oder in den 
Flüssigkeitsstrahl gebracht werden. 

Bei der Berührung des Flüssigkeitsstrahles können besondere 
Gesundheitsgefahren auftreten. Neben Hautabrasionen, 
Durchschüssen kann es zur Teilamputation von Gliedmaßen 
kommen. 
Beim Umgang mit Oberflächenbeschichtungsgeräten, z.B. 
Airless-Farbspritzgeräten, besteht die Gefahr, dass nach Farb-
einschüssen schwere Gewebeschäden durch Kompression 
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durch die eingedrungene Menge zur Nekrose, später auch 
zur Infektion führen. Daher ist eine sofortige ärztliche Behand-
lung bei derartigen Verletzungen unter Angabe der verarbei-
teten Stoffe erforderlich. 
Zur Vervollständigung erforderlicher Angaben zur medizini-
schen Versorgung dieser Verletzungsarten können Notfallaus-
weise ausgestellt werden, aus denen hervorgeht, dass es sich 
um einen Unfall mit einem Flüssigkeitsstrahl handelt. Unter an-
derem ist auf dem Ausweis zu vermerken, um welches unter 
Druck gesetztes Material es sich handelt und ob Beimengun-
gen, z.B. Additive, Abrasivmittel, Chemikalien, wiederaufbe-
reitetes Wasser, eingesetzt wurden. 

3.7.7 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass bei der Verwendung von 
Schläuchen und Lanzen zur Rohrreinigung am Schlauch oder an der 
Lanze eine sichtbare Markierung angebracht wird, die den Austritt 
der Düse rechtzeitig erkennen lässt. 

Bei der Innenreinigung von Rohren und Wärmetauschern mit 
Schlauchleitungen und Lanzen kann ein unbeabsichtigtes Aus-
treten der Düse z.B. verhindert werden, durch Verringerung 
des Rohrquerschnittes am Rohreinlass oder durch eine mecha-
nische Fangvorrichtung, die die auftretenden Kräfte der zu-
rücklaufenden Düse aufnimmt und sichergestellt ist, dass keine 
Gefährdung durch den Wasserstrahl auftritt 

3.7.8 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass bei der Verwendung von 
Schläuchen zur Rohrreinigung sichergestellt ist, dass ein unbeabsich-
tigter Austritt der Düse aus dem Rohr verhindert wird. 

Durch die Verwendung eines Rohrstückes als Düsenverlänge-
rung, dessen Länge mindestens dem Rohrdurchmesser ent-
spricht, wird ein Umkehren der Schlauchleitung verhindert. 

3.7.9 Spritzeinrichtungen dürfen mit keinem höheren als in der Betriebsan-
leitung des Herstellers angegebenen zulässigen Betriebsüberdruck 
betrieben werden. Fehlt die Druckangabe, dürfen sie nur mit einem 
Betriebsüberdruck von nicht mehr als 25 bar (2,5 Megapas-
cal)betrieben werden. Ist der zulässige Betriebdruck regelbar, müs-
sen alle eingesetzten Bauteile für den höchsten, einstellbaren, zuläs-
sigen Betriebsdruck ausgelegt sein. 
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3.7.10 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass ein Spritzschutz verwen-
det wird, wenn mit dem Rückprall von gelösten Oberflächenteilen zu 
rechnen ist. 

Als Spritzschutz gegen rückprallende gelöste Oberflächenteile 
können z.B. bei handgehaltenen Spritzeinrichtungen, Prall-
schutzwände, Prallschutzscheiben hinter der Düse, Kapselung 
der Düse eingesetzt werden. 

3.7.11 Bei Arbeitsunterbrechung und Arbeitsende muss die Betätigungsein-
richtung der Spritzeinrichtung gegen unbeabsichtigtes Betätigen ge-
sichert werden. Dies gilt nicht, wenn beim Loslassen der Betäti-
gungseinrichtung der Druckerzeuger abgeschaltet wird und danach 
an der Spritzeinrichtung kein Überdruck mehr ansteht. 

Kein Überdruck steht an der Spritzeinrichtung an, wenn der 
Druckerzeuger nach Loslassen der Betätigungseinrichtung ab-
geschaltet wird. 

3.7.12 Der Flüssigkeitsstrahl darf nicht auf elektrische Anlagen oder Be-
triebsmittel gerichtet werden. Dies gilt nicht, wenn eine Gefährdung 
durch elektrischen Strom ausgeschlossen ist. 

Eine Gefährdung durch elektrischen Strom kann z.B. ausge-
schlossen werden, wenn die elektrische Anlage oder die Be-
triebsmittel freigeschaltet oder in entsprechender Schutzart 
ausgeführt sind und durch den Flüssigkeitsstrahl nicht beschä-
digt werden können. 

3.8 Flüssigkeitsstrahler mit öl- oder gasbefeuerten Erhitzern 

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Flüssigkeitsstrahler mit öl- 
oder gasbefeuerten Erhitzern in Räumen nur betrieben werden, 
wenn für ausreichende Zuluft gesorgt ist und die Verbrennungsgase 
so abgeleitet werden, dass eine Gefährdung von Versicherten ver-
mieden wird. 

Siehe auch Unfallverhütungsvorschrift „Verwendung von Flüs-
siggas“ (BGV D34), Technische Regeln Flüssiggas und Tech-
nische Regeln Gasinstallation. 
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3.9 Schlauchleitungen 

3.9.1 Schlauchleitungen sind so zu führen, dass sie nicht beschädigt, 
eingeklemmt oder überfahren werden können. Übermäßige Zug- 
oder Biegebeanspruchungen sind zu vermeiden. 

Eine Vermeidung von übermäßigen Zug- oder Biegebean-
spruchungen wird bei durchhängenden Schlauchleitungen 
dadurch erreicht, wenn diese in angemessenen Abständen an 
festen Teilen angebunden sind. 

3.9.2 Die Versicherten haben bei beschädigten oder undichten Schlauch-
leitungen den Betrieb einzustellen und den Aufsichtführenden zu in-
formieren. 

Dies ist z.B. der Fall, wenn die Außenschicht des Schlauches 
bis zur äußeren Drahtlage beschädigt ist. 

3.9.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Schlauchanschlüsse und 
Schlauchverbindungen so gesichert werden, dass ein Umherschla-
gen der Schlauchenden beim unbeabsichtigten Lösen verhindert ist. 

Sicherungen gegen umherschlagende Schlauchenden können 
z.B. durch Schlauchstrümpfe, Schlauchendsicherungen mit 
Schellen und Verbindungen, Festlegen, Umhüllen erfolgen 
oder durch die Verwendung von ausreißsicheren Schraub-
kupplungen, die nur mittels Werkzeug gelöst werden können. 
Stiftmuttern sind hierzu ungeeignet. 

3.10 Druckentspannung bei Oberflächenbeschichtungsmaschinen 

Spritzeinrichtungen sowie druckseitige Rohr- und Schlauchleitungen 
sind bei Arbeitsunterbrechungen und -ende an Oberflächenbeschich-
tungsmaschinen drucklos zu machen. 

3.11 Inbetriebnahme, Instandhalten, Rüsten 

3.11.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass vor jeder Inbetriebnah-
me des Flüssigkeitsstrahlers dessen wesentliche Teile durch eine von 
ihm beauftragte, befähigte Person auf ordnungsgemäßen Zustand 
geprüft werden. Die Betriebsanleitung des Herstellers oder Lieferers 
ist hierbei zu beachten. Mängel sind vor der Inbetriebnahme zu be-
seitigen. 
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Wesentliche Teile des Flüssigkeitsstrahlers sind z.B. Sicher-
heitseinrichtungen, Schlauchleitungen und Spritzeinrichtungen 
und Schaltgerätekombinationen. 
Schaltgerätekombination im Sinne dieses Kapitels ist die 
Kombination eines oder mehrerer Schaltgeräte mit den zuge-
hörigen Steuer , Mess-, Schutz  und Regeleinrichtungen, voll-
ständig zusammengebaut einschließlich aller inneren elektri-
schen und mechanischen Verbindungen, Aufbauteile und 
Gehäuse. 

3.11.2 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Flüssigkeitsstrahler nur 
unter Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik und 
unter Beachtung der Betriebsanleitung des Herstellers instandgehal-
ten werden. Instandhaltungs , Um  oder Nachrüstarbeiten, die spe-
zielle Fachkenntnisse erfordern, dürfen nur beauftragten Personen 
übertragen werden. 

Instandhaltung ist die Gesamtheit der Maßnahmen zur Be-
wahrung und Wiederherstellung des Sollzustandes sowie zur 
Feststellung und Beurteilung des Istzustandes. Die Instandhal-
tung umfasst Instandsetzung, Inspektion, Wartung und Pflege 
von Flüssigkeitsstrahlern. 
Fachgerechtes Instandsetzen bedeutet, dass die ursprüngliche 
Sicherheit wieder erreicht wird. Dazu gehört, dass 
– Ersatzteile in Qualität und Funktion den Originalteilen 

gleichwertig sind 
 und 
– Instandsetzungsarbeiten von Personen mit entsprechender 

fachlicher Qualifikation durchgeführt werden, z.B. einge-
wiesene oder angelernte Personen. 

Beauftragte Person ist, wer vom Unternehmer mit Instandhal-
tungs-, Um- und Nachrüstungsarbeiten beauftragt wurde, mit 
diesen Tätigkeiten vertraut ist und von dem zu erwarten ist, 
dass er die ihm übertragenen Aufgaben zuverlässig durch-
führt. Als beauftragte Personen sind auch Unternehmen mit 
speziellen Fachkenntnissen, z.B. Herstellerfirmen von Flüssig-
keitsstrahlern, geeignet. Geeignet sind auch besonders aus-
gebildete Versicherte des eigenen Unternehmens, die diese 
speziellen Fachkenntnisse besitzen. Spezielle Fachkenntnisse 
können z.B. beim Hersteller von Flüssigkeitsstrahlern erworben 
werden. 
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Es ist darauf zu achten, dass Düsen für von Hand gehaltene 
Spritzeinrichtungen gemäß den Herstellerangaben so ausge-
wählt werden, dass die zulässigen Rückstoßkräfte nicht über-
schritten werden. 

3.11.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass nach dem Austausch von 
Wechselsätzen alle Teile des Flüssigkeitsstrahlers, einschließlich der 
Sicherheits- und Messeinrichtungen, dem zulässigen Betriebsüber-
druck des jeweiligen Wechselsatzes entsprechen und der neue Be-
triebszustand des Flüssigkeitsstrahlers durch eine Kennzeichnung 
dauerhaft und deutlich erkennbar ist. 

Beim Austausch eines Wechselsatzes werden die feststehen-
den Einbauten im Zylinder des Druckerzeugers gegen einen 
Satz mit anderem Hubvolumen ausgetauscht. Bei Oberflä-
chenbeschichtungsgeräten wird in der Regel der gesamte 
Druckerzeuger ausgetauscht. 
Die Kennzeichnung des jeweiligen Betriebszustandes kann 
z.B. durch die Anbringung eines gut sichtbaren, unverlierba-
ren Wechselschildes geschehen. 

3.11.4 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Schläuche für zulässige 
Betriebsüberdrücke von mehr als 10 bar nur durch den Hersteller 
oder Lieferer oder, falls die zum sachgemäßen Einbinden, Prüfen 
und Kennzeichnen erforderlichen Einrichtungen vorhanden sind, von 
einer vom Unternehmer bestimmten, hierzu befähigten Person einge-
bunden werden. Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die 
Montageanleitungen der Schlauch- und Armaturenhersteller oder Lie-
ferer beachtet werden. 

Befähigte Person ist, wer auf Grund seiner fachlichen Ausbil-
dung und Erfahrung ausreichende Kenntnisse auf dem Gebiet 
der Schläuche und Schlauchleitungen hat und mit den ein-
schlägigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften, Unfallverhü-
tungsvorschriften und allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik (z.B. BG-Regeln, DIN-Normen, VDE-Bestimmungen, 
technische Regeln anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder der Türkei oder anderer Vertragsstaaten des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum) soweit ver-
traut ist, dass er den arbeitssicheren Zustand der Schläuche 
und Schlauchleitungen beurteilen kann (siehe auch BetrSichV 
und TRBS 1203). 
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3.11.5 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass nach dem Einbinden 
durch einen von ihm bestimmten befähigte Person die Schlauchlei-
tung einer Flüssigkeitsdruckprüfung mit dem vom Schlauchhersteller 
vorgeschriebenen Prüfdruck von einer vom Unternehmer beauftrag-
ten, befähigten Person geprüft wird. Der Unternehmer hat dafür zu 
sorgen, dass bei zulässigen Betriebsüberdrücken von mehr als 10 
bar auf der Schlaucharmatur ein deutlich erkennbares und dauerhaf-
tes Kennzeichen angebracht wird, welches den Einbinder der 
Schlauchleitung erkennen lässt. 

3.12 Außerbetriebnahme des Flüssigkeitsstrahlers 

Bei der Außerbetriebnahme des Flüssigkeitsstrahlers ist der Flüssig-
keitsdruck in allen Teilen der Maschine oder Anlage bis auf den at-
mosphärischen Druck abzubauen und das Gerät oder die Anlage 
entsprechend den Angaben in der Betriebsanleitung oder –
anweisung zu reinigen. 

Zur Außerbetriebnahme zählen z.B. das Abstellen bei Ar-
beitsende oder zur Durchführung von Instandhaltungs , Um  
oder Nachrüstarbeiten (z.B. Düsentausch, Werkzeug  oder 
Schlauchwechsel) nicht jedoch das Abstellen z.B. zum Auffül-
len des Arbeitsstoffes. 

4 Prüfungen 

Nach § 3 Abs.3 der Betriebssicherheitsverordnung hat der Arbeit-
geber Art, Umfang und Fristen erforderlicher Prüfungen der Arbeits-
mittel zu ermitteln. Bei diesen Prüfungen sollen sicherheitstechnische 
Mängel systematisch erkannt und abgestellt werden. 
Der Arbeitgeber legt ferner die Voraussetzungen fest, welche die 
von ihm beauftragten Personen zu erfüllen haben (befähigte Perso-
nen siehe TRBS 1203 zur BetrSichV)). 
Nach derzeitiger Auffassung ist davon auszugehen, dass die Auf-
gaben der befähigten Personen für die nachstehend aufgeführten 
Prüfungen durch die dort genannten Personen wahrgenommen wer-
den. Art, Umfang und Fristen der Prüfungen sind bisherige Praxis 
und entsprechen den Regeln der Technik. 
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4.1 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Flüssigkeitsstrahler 
– vor der ersten Inbetriebnahme, 
– nach Änderungen oder Instandsetzungen von Teilen der Einrich-

tung, die die Sicherheit beeinflussen, 
– nach einer Betriebsunterbrechung von mehr als 6 Monaten, 
– mindestens jedoch alle 12 Monate 
durch eine befähigte Person auf ihren arbeitssicheren Zustand ge-
prüft werden. Bei stillgelegten Geräten kann die Prüfung bis zur 
nächsten Inbetriebnahme ausgesetzt werden.  

Befähigte Person ist, wer auf Grund seiner fachlichen Ausbil-
dung und Erfahrung ausreichende Kenntnisse auf dem Gebiet 
der Flüssigkeitsstrahler hat und mit den einschlägigen staatli-
chen Arbeitsschutzvorschriften, Unfallverhütungsvorschriften 
und allgemein anerkannten Regeln der Technik (z.B. BG-
Regeln, DIN-Normen, VDE-Bestimmungen, technische Regeln 
anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder der 
Türkei oder anderer Vertragsstaaten des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum) soweit vertraut ist, dass er 
den arbeitssicheren Zustand von Flüssigkeitsstrahlern beurtei-
len kann. 
Es empfiehlt sich, Prüflisten der Hersteller zu verwenden. 
Für öl- und gasbefeuerte Geräte z.B. können Prüfungen nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz erforderlich sein, die der 
Unternehmer unabhängig von der Sachkundigen-Prüfung zu 
veranlassen hat. 

4.2 Prüfungen vor der ersten Inbetriebnahme von Flüssigkeitsstrahlern 
beschränken sich auf die ordnungsgemäße Aufstellung, Ausrüstung 
und Betriebsbereitschaft. 

4.3 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Ergebnisse der Prü-
fungen nach Abschnitt 4.1 für jeden Flüssigkeitsstrahler schriftlich 
festgehalten und bis zur nächsten Prüfung aufbewahrt werden. 

Dies wird z.B. erreicht, wenn am Verwendungsort eine Kopie 
des Prüfnachweises vorliegt oder am Gerät eine Prüfplakette 
angebracht ist. 
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Schriftliche Nachweise können z.B. durch Prüfbuch, Maschi-
nenkartei oder Prüfbescheinigung erbracht werden. 

4.4 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass der Prüfnachweis am 
Verwendungsort des Flüssigkeitsstrahlers vorliegt. 
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Anhang 

Einstufung der Gefährlichkeitsmerkmale gemäß Gefahrstoffverordnung 

Stoffe und Zubereitungen sind z.B. 
  1. explosionsgefährlich, wenn sie in festem, flüssigem, pastenförmigem oder 

gelatinösem Zustand auch ohne Beteiligung von Luftsauerstoff exoterm und 
unter schneller Entwicklung von Gasen reagieren können und unter festge-
legten Prüfbedingungen detonieren, schnell deflagrieren oder beim Erhit-
zen unter teilweisem Einschluss explodieren, 

  2. brandfördernd, wenn sie in der Regel selbst nicht brennbar sind, aber bei 
Berührung mit brennbaren Stoffen oder Zubereitungen, überwiegend 
durch Sauerstoffabgabe, die Brandgefahr und die Heftigkeit eines Bran-
des beträchtlich erhöhen, 

  3. hochentzündlich, wenn sie 
a) in flüssigem Zustand einen extrem niedrigen Flammpunkt und einen 

niedrigen Siedepunkt haben, 
b) als Gase bei gewöhnlicher Temperatur und Normaldruck in Mi-

schung mit Luft einen Explosionsbereich haben, 
  4. leicht entzündlich, wenn sie 

a) sich bei gewöhnlicher Temperatur an der Luft ohne Energiezufuhr er-
hitzen und schließlich entzünden können, 

b) in festem Zustand durch kurzzeitige Einwirkung einer Zündquelle 
leicht entzündet werden können und nach deren Entfernen in gefähr-
licher Weise weiterbrennen oder weiterglimmen, 

c) in flüssigem Zustand einen sehr niedrigen Flammpunkt haben, 
d) bei Berührung mit Wasser oder mit feuchter Luft hochentzündliche 

Gase in gefährlicher Menge entwickeln, 
  5. entzündlich, wenn sie in flüssigem Zustand einen niedrigen Flammpunkt 

haben, 
  6. sehr giftig, wenn sie in sehr geringer Menge bei Einatmen, Verschlucken 

oder Aufnahme über die Haut zum Tode führen oder akute oder chroni-
sche Gesundheitsschäden verursachen können, 

  7. giftig, wenn sie bei geringer Menge bei Einatmen, Verschlucken oder 
Aufnahme über die Haut zum Tode führen oder akute oder chronische 
Gesundheitsschäden verursachen können, 

  8. gesundheitsschädlich, wenn sie bei Einatmen, Verschlucken oder Auf-
nahme über die Haut zum Tode führen oder akute oder chronische Ge-
sundheitsschäden verursachen können, 



BGR 500 
Kapitel 2.36 

27

  9. ätzend, wenn sie lebende Gewebe bei Berührung zerstören können, 
10. reizend, wenn sie – ohne ätzend zu sein – bei kurzzeitigem, länger an-

dauernden oder wiederholtem Kontakt mit der Haut oder Schleimhaut ei-
ne Entzündung hervorrufen können, 

11. sensibilisierend, wenn sie bei Einatmen oder Aufnahme über die Haut 
Überempfindlichkeitsreaktionen hervorrufen können, so dass bei künftiger 
Exposition gegenüber dem Stoff oder der Zubereitung charakteristische 
Störungen auftreten, 

12. krebserzeugend, wenn sie bei Einatmen, Verschlucken oder Aufnahme 
über die Haut Krebs erregen oder die Krebshäufigkeit erhöhen können, 

13. fortpflanzungsgefährdend (reproduktionstoxisch), wenn sie bei Einatmen, 
Verschlucken oder Aufnahme über die Haut nicht vererbbare Schäden der 
Nachkommenschaft hervorrufen oder deren Häufigkeit erhöhen (frucht-
schädigend), oder eine Beeinträchtigung der männlichen oder weiblichen 
Fortpflanzungsfunktionen oder -fähigkeit zur Folge haben können, 

14. erbgutverändernd, wenn sie bei Einatmen, Verschlucken oder Aufnahme 
über die Haut vererbbare genetische Schäden zur Folge haben oder de-
ren Häufigkeit erhöhen können, 

15. umweltgefährlich, wenn sie selbst oder ihre Umwandlungsprodukte ge-
eignet sind, die Beschaffenheit des Naturhaushalts, von Wasser, Boden 
oder Luft, Klima, Tieren, Pflanzen oder Mikroorganismen derart zu verän-
dern, dass dadurch sofort oder später Gefahren für die Umwelt herbeige-
führt werden können, 

16. explosionsfähig, wenn sie auch ohne Luft durch Zündquellen, wie äußere 
thermische Einwirkungen, mechanische Beanspruchungen oder Detonati-
onsstöße, zu einer chemischen Umsetzung gebracht werden können, bei 
der hochgespannte Gase in so kurzer Zeit entstehen, dass ein sprunghaf-
ter Temperatur- und Druckanstieg hervorgerufen wird, oder im Gemisch 
mit Luft, wenn nach Wirksamwerden einer Zündquelle eine selbsttätig sich 
fortpflanzende Flammenausbreitung stattfindet, die im Allgemeinen mit ei-
nem sprunghaften Temperatur- und Druckanstieg verbunden ist, 

17. auf sonstige Weise chronisch schädigend, wenn sie bei wiederholter 
oder länger andauernder Exposition einen in den Nummern 12 bis 14 
genannten Gesundheitsschaden verursachen können. 
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